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I. Programm der 53. Jahrestagung vom 9. bis 11. Oktober 1958 

in Münster/Westf., Zoo-Festsaal „Lindenhof"

DONNERSTAG, DEN 9. OKTOBER 1958

11.00 Uhr: Vorstandssitzung

14.00 Uhr: Bevollmächtigten-Sitzung

17.00 Uhr: Jahreshauptversammlung (Mitgliederversammlung)

20.00 Uhr: Zwangloses Beisammensein der Tagungsteilnehmer im Ratskeller

FREITAG, DEN 10. OKTOBER 1958

9.00 Uhr: Eröffnung und Vorträge zur 53. Jahrestagung des VDRI

1. Eröffnung

Dipl.-Ing. Hans Weber, W uppertal, Vorsitzender des VDRI

2. „Verkehrsplanung und Verkehrssicherheit"

Professor J. W . Körte, Technische Hochschule, Aachen

3. „Neue Aufgaben der berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütung"

Dipl.-Ing. Paul Volkmann, Leiter der Zentralstelle für Unfallverhütung, Bonn

12.30 Uhr: Ende der Vormittagsvorträge

14.30 Uhr: 4. „D ie Unfall- und Wiederherstellungschirurgie und ihre Grenzen"

Chefarzt Dr. med. W erner Jantke, Berufsgenossenschaftliches Krankenhaus, Duisburg-Buchholz

5. „Moderne Probleme der Schutzmaßnahmen an elektrischen Anlagen"

Professor Dr.-Ing. Hans Fritz Schwenkhagen, Technische Akademie Bergisch-Land, W upperta l

17.00 Uhr: Ende der Nachmittagsvorträge

20.00 Uhr: Westfälischer Abend

SONNABEND, DEN 11. OKTOBER 1958

9.00 Uhr: Fortsetzung der Vorträge

6. „Betriebssicherheit im Spiegel wirtschaftlich und unfallsicher gestalteter Bauausführungen"

Bau-Ing. W alter Virneburg, Bau-Berufsgenossenschaft Frankfurt/M.

7. „Einsatzmöglichkeiten und Grenzen der Psychologie in der Unfallverhütung"

Dr. phil. Helmut Karl, Leiter der Schulungsstätte für Arbeitsschutz der Hütten- und Walzwerks-Berufs- 

genossenschaft, Gelsenkirchen

8. „Gerüste aus Rohren"

Farbtonfilm der Mannesmann Leichtbau GmbH., München

9. „Menschen im W erk"

Tonfilm des Arbeitsringes der Arbeitgeberverbände der Deutschen Chemischen Industrie e. V., 

Wiesbaden

Schlußwort, Dipl.-Ing. Hans Weber, Vorsitzender des VDRI, W uppertal

13.00 Uhr: Ende der 53. Jahrestagung des VDRI
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II. Eröffnung der Jahrestagung durch den Vorsitzenden

Dipl.-Ing. Hans Weber

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kollegen und Freunde!

Ich eröffne hierm it die 53. Jahrestagung des Ver­
eins Deutscher Revisions-Ingenieure und heiße Sie 
herzlich willkommen.

W ir sind gerne der Einladung der gastlichen Stadt 
Münster gefo lgt und wollen hier unsere Jahrestagung 
1958 durchführen; ich begrüße daher herzlichst den 
Oberbürgermeister der Stadt Münster, Herrn Dr. 
Preuss. Für die vorbild liche Beratung und Betreuung 
zur Durchführung unserer Tagung möchte ich Ihrer 
Siadt den verbindlichsten Dank aussprechen. Ich bin 
überzeugt, daß diese Tagung allen Teilnehmern in 
angenehmer Erinnerung bleiben wird. Ihre Stadt ist 
eine der wenigen, stark kriegszerstörten Städte, die 
wieder ein Gesicht erhalten haben, eine der wenigen 
Städte, die es mit Geschick verstanden haben, Tra­
dition m it moderner Baukunst zu verbinden.

Ich begrüße als Vertreter des Bundesministeriums 
fü r A rbeit und Sozialordnung Herrn Regierungs­
d irektor Latten, als Vertreter des Bundesversiche­
rungsamtes Herrn Vizepräsident Schröter sowie als 
Vertreter des Arbeits- und Sozialministeriums des 
gastgebenden Landes Nordrhein-W estfalen Herrn 
Regierungsdirektor Kuhl. Nehmen Sie bitte die Über­
zeugung mit, daß w ir hier aus eigener Initiative und 
mit großer Schaffenskraft, die w ir aus dem Ideal­
zustand einer Selbstverwaltung schöpfen, verantwor­
tungsbewußt nur dem Ziel nachgehen, den schaffen­
den Menschen vor den Gefahren seines Berufes zu 
schützen.

Mein Gruß g ilt ferner den weiteren Herren aus 
Ministerien, Behörden, Körperschaften, Instituten, die 
uns durch unsere gleiche Aufgabe im Arbeitsschutz 
m iteinander verbinden. W ir sind ferner dankbar, daß 
von der Gewerbeaufsicht, Bergaufsicht, Technischen 
Überwachungs-Vereinen und Sicherheitsingenieuren 
eine ganze Reihe Herren zu uns gekommen sind, 
denen wie uns der Schutz der arbeitenden Menschen 
am Herzen liegt.

M it besonderer Herzlichkeit aber begrüße ich die 
M itg lieder der Vorstände und Vertreterversammlun­
gen sowie die Hauptgeschäftsführer der Berufs­
genossenschaften und als D irektor des Hauptver­
bandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
Herrn Dr. Lauterbach.

Mein Gruß g ilt ferner den Sozialpartnerverbänden, 
den Gewerkschaften wie auch den Unternehmer­
verbänden. Uber Ihr Zusammenwirken in den Sicher­
heitsfragen darf ich Ihnen vom letzten W eltarbeits­
schutzkongreß aus Brüssel berichten, daß dort von 
Vertretern verschiedenster Staaten w iederholt be­
tont wurde, daß Erfolge in der betrieblichen U nfall­
verhütung nur dann zu erzielen seien, wenn eine 
sachliche Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber unter Ausschluß der Tariffragen 
herrsche. M it Genugtuung kann ich hierzu nur fest- 
steilen, daß w ir diese Zusammenarbeit in vo rb ild ­
licher A rt bei den Berufsgenossenschaften mit ihren 
ehrenamtlichen Organen antreffen.

Ich begrüße Herrn Professor Küpper vom Deut­
schen Verband technisch-wissenschaftlicher Vereine, 
ferner die Vertreter der uns befreundeten Arbeits­
schutzvereine, insbesondere des Vereins Deutscher 
Sicherheits-Ingenieure, der Deutschen Gesellschaft 
fü r Arbeitsschutz, der werksärztlichen Arbeitsgemein­
schaft, der Vereinigung der Gewerbeaufsichtsbeam­
ten und des Vereins Deutscher Ingenieure.

Mein Gruß und Dank g ilt aber in ganz beson­
derem Maße den Herren Vortragenden, die sich 
bereitw illigst zur Verfügung gestellt haben.

Und nicht zuletzt begrüße ich die Herren von der 
Presse. Auch Sie, meine Herren, können zum Erfolg 
dieser Tagung durchaus beitragen. Es g ilt nicht nur, 
daß w ir Sicherheitsingenieure uns hier weiterbilden 
und über Sicherheitsfragen unterhalten wollen; es 
kommt sehr darauf an, daß der Gedanke der 
Sicherheit zum Allgemeingut w ird, und hier können 
Sie durch Ihre Veröffentlichungen durchaus dazu 
beitragen.

Nun zu Ihnen, meine lieben Kollegen und Freunde, 
seien Sie herzlichst w illkommen! Sie sind ja die 
eigentlichen Träger der Unfallverhütungsarbeit, und 
ich wünsche Ihnen, daß Sie manche Anregung und 
Hinweise fü r Ihre Arbeit mit nach Hause nehmen 
können.

Der Verein Deutscher Revisions-Ingenieure ist nicht 
zum Selbstzweck oder zur Interessenvertretung seiner 
M itg lieder da, sondern er w ill ausschließlich auf ge­
meinnütziger Grundlage die Wissenschaft fördern 
sowie den Austausch und die Verbreitung auf dem 
Gebiete des Arbeits- und Betriebsschutzes pflegen. 
Ferner bezweckt er die Pflege der Zusammengehörig­
keit der Fachgenossen auf diesem Gebiet. Er dient



also ausschließlich in uneigennütziger Weise dem 
W ohle des berufstätigen Menschen, und das ist bei 
den weitverzweigten Wohnsitzen unserer M itglieder 
fürwahr keine leichte Aufgabe.

Aber Dank der finanziellen Hilfe vieler Berufs­
genossenschaften -  das möchte ich hier einmal her- 
ausstellen -  ist es uns auch in der letzten Vortrags­
saison wiederum gelungen, sehr viele erfolgreiche 
Vorträge in den verschiedensten Orten unseres Ge­
bietes durchzuführen, Vorträge, die in der Ö ffen t­
lichkeit stets großen W iderhall gefunden haben. 
Ebenfalls dank dieser finanziellen Hilfe können w ir 
auch wiederum unsere allseits anerkannten Jahr­
bücher herausgeben, die heute durchaus zu den 
Standardwerken der Unfallverhütung zählen.

Auch diese Jahrestagung dient den Zielen unseres 
Vereins und damit der Förderung der Unfallverhü­
tung. Ich habe bewußt das Programm so gestaltet, 
daß viele akute Fragen der Sicherheit und U nfa ll­
verhütung behandelt werden. Darüber hinaus sollen 
auch manche Randgebiete zu W ort kommen, denn 
w ir Techniker neigen leicht zur Spezialisierung. Das 
ist wohl eine zwangsläufige Entwicklung mit dem 
Fortschreiten der Technik, aber w ir dürfen nicht den 
Blick für die großen Zusammenhänge verlieren. Und 
so sehe ich persönlich es auch als meine Aufgabe 
an, neben der Förderung der Spezialausbildung den 
Blick auch auf weiterliegende Dinge zu lenken.

Lassen Sie mich bitte noch einige W orte  zur augen­
blicklichen Situation im Arbeitsschutz und zu unseren 
Sorgen sagen. Die jetzige Situation w ird gekenn­
zeichnet durch Schlagworte, wie Automatisierung, 
Mechanisierung, Atom, Isotopen, Staub -  nur um 
einige zu nennen. Die Technik schreitet ständig fo rt; 
das ist ihre Wesensart, und so ist auch der Aufbau 
und das Gefüge unserer Betriebe ständig einem 
W andel unterworfen. Die noch vor 50 Jahren als 
typisch bekannten Betriebsgefahren waren durchweg 
offensichtliche, meist durch Augenschein wahrnehm­
bare Gefahren. Heute aber haben w ir es in zuneh­
mendem Maße mit schleichenden Gefahren zu tun, 
die nicht mehr direkt durch unsere Sinnesorgane zu 
erfassen sind und deren Bekämpfung dadurch er­
schwert w ird, daß sich ihre Auswirkung erst viel 
später, o ft zu spät zeigt. Und so tauchen fü r uns 
Sicherheitsingenieure ständig neue Probleme auf; 
mit jeder Änderung eines Betriebes ändern sich auch 
die Sicherheitsprobleme.

So beeinflußt beispielsweise die Mechanisierung 
und Automatisierung die Sicherheit unserer Betriebe. 
Sie entziehen zahlreiche Arbeiter den früheren Ge­
fahrenbereichen. Der Sinn beispielsweise der Auto­
matisierung liegt nicht zuletzt darin, die menschlichen 
Unzulänglichkeiten auszuschalten. Auch aus meiner 
eigenen Berufssparte, dem Bauwesen, kann ich be­
richten, daß durch die seit etwa 1950 fast schlag­

artig einsetzende Mechanisierung unserer Bau­
betriebe ein grundlegender Strukturwandel sich v o ll­
zieht, der uns zu neuen Sicherheitsmaßnahmen 
zwingt. So kann auch unser W irken in der Betriebs­
sicherheit wie die stets sich im Fluß befindliche Ent­
wicklung der Technik nie als abgeschlossen gelten.

Aus der Fülle der praktischen Arbeitsschutzpro­
bleme möchte ich nur einige wenige herausgreifen, 
die mir besonders am Herzen liegen und die ich 
deshalb auch mit in das Tagungsprogramm aufge­
nommen habe.

Herr Professor Herschel hat im Frühjahr dieses 
Jahres zur 50. Jahrfeier der Deutschen Gesellschaft 
fü r Arbeitsschutz auch über die Grundfragen des 
Arbeitsschutzes gesprochen und dabei erwähnt, daß 
der Arbeitsschutz in seiner Arbeit systematischer und 
methodischer vorgehen müsse, wenn er erfo lgreicher 
als bisher sein wolle. Ich kann diesen Gedanken nur 
beipflichten. Diese Methodik müßte schon bei der 
Dokumentation, bei der Literatur einsetzen, die Pro­
fessor Herschel damals eine ungeordnete Rezepten- 
sammlung nannte. Dieses Urteil mag wohl etwas 
krass sein, aber es ist nicht ganz von der Hand zu 
weisen. W ir haben auf dem Gebiete des Arbeits­
schutzes ganz hervorragende Einzelleistungen zu 
verzeichnen; aber es fehlt nach wie vor eine gewisse 
Systematik, eine M ethodik, der große Überblick. Ich 
darf hier an unsere gestrige Jahreshauptversamm­
lung erinnern, wo w ir schon ernsthaft über diese 
Probleme gesprochen haben, um zur Lösung dieser 
Fragen beitragen zu können. Nicht zuletzt kann dabei 
die Zusammenarbeit mit anderen Vereinen und Ver­
bänden diese bisherigen Mängel beheben helfen. 
Hier wäre eine Zukunftsaufgabe für uns, mehr denn 
je die Zusammenarbeit zu pflegen mit dem Ziele, den 
Arbeitsschutz auf eine systematischere und metho­
dischere Basis zu stellen. Die Zusammenarbeit soll 
dabei keineswegs einen Zusammenschluß bedeuten. 
Die Eigenständigkeit der Vereine und Verbände 
sollte erhalten bleiben. Aber eine Zusammenarbeit 
in einer noch zu schaffenden Dachorganisation 
könnte sich fü r den Arbeitsschutz nur fördernd 
auswirken.

Wenn man systematischer und methodischer arbeiten 
w ill, muß man Unfallursachenforschung betreiben, 
und hier geht meine Anregung an die Berufsgenos­
senschaften. Die jetzige Statistik ist keine U nfa ll­
ursachenstatistik; sie ist fü r diese Zwecke wenig 
brauchbar. W ir brauchen eine neue Unfallursachen­
statistik, die uns auch Vergleichsmöglichkeiten zu 
anderen Betrieben geben kann. Eine sinnvolle Sta­
tistik könnte durchaus die wirklichen Betriebsverhält­
nisse widerspiegeln und dann im Vergleich zu ande­
ren Betrieben zum W ettbewerb in der Unfallverhü­
tung anspornen. Statistik und Unfallverhütung sind 
ja zwei eigene Dinge. Es ist leider der U nfallverhü­
tung eigen, daß man Erfolg oder M ißerfolg  einzelner 
Maßnahmen nicht durch eine Statistik mit absoluter
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Genauigkeit beweisen kann. Und doch läßt sich auch 
aus der jetzigen Statistik, auf weite Sicht gesehen, 
unleugbar ein Erfolg der bisherigen Unfallverhütung 
nachweisen. Ich darf Ihnen hier nur drei Zahlen be­
kanntgeben, und zwar die der Todesfälle aus dem 
Jahre 1953, aufgeschlüsselt nach den Sektoren ge­
werblicher Betriebe, Verkehr und fam iliärer Sphäre 
(s. „Arbeitsschutz" Nr. 7, Juli 1956). Im Verkehr ereig­
neten sich seinerzeit 43% der Todesfälle, im Betrieb 
24% und im Haushalt bzw. in der Familie 32,7%, d. h. 
etwa Vs a lle r tödlichen Unfälle ereignen sich nicht 
im Beruf oder Verkehr, sondern im Haushalt, im 
Familienkreis, beim Sport. Wenn man dem gegen­
überstellt, daß z. Zt. weit mehr als 16 M ill. Versicherte 
in den gewerblichen Betrieben tätig sind, in denen 
weitaus größere Gefahren herrschen als im Sport 
oder im Haushalt, so kann man hieraus die Schluß­
folgerung ziehen, daß unsere bisherige, jahrzehnte­
lange A rbeit in der Betriebssicherheit durchaus er­
folgreich war. W ir können aus den drei Zahlen zwei 
Schlüsse ziehen; zum einen sind die tödlichen Un­
fä lle  in den gewerblichen Betrieben relativ gering. 
Das ist durchaus ein Erfolg der langjährigen U nfa ll­
verhütungsarbeit; denn würden w ir keine U nfa ll­
verhütungsarbeit in den Betrieben betreiben, stiege 
das Unfallgeschehen ins Unermeßliche. Zum anderen 
besagt die Auswertung der drei Zahlen, daß die 
Unfallverhütung sich nicht auf Betrieb und Verkehr 
beschränken darf, sondern das ganze Leben erfassen 
muß. Unfallverhütung muß zu einem Ganzheits­
problem werden!

Viele, insbesondere Nichtfachleute, ziehen aus den 
Forschungsergebnissen über das Versagen des Men­
schen und der Technik bei Unfällen nicht ganz sach­
gerechte Schlüsse. Es ist Ihnen allen bekannt, daß 
man erm itte lt hat, daß etwa XU der Unfälle auf das 
Versagen der Technik und 3/.i der Unfälle auf das 
Versagen des Menschen zurückzuführen sind. Man 
darf nun hieraus nicht den Schluß ziehen, daß somit 
V 4 unserer Gegenmaßnahmen technische und 3U 
psychologische sein müßten; das wäre grundlegend 
falsch. Es g ib t eine absolut sichere Methode zur 
Unfallverhütung: die narrensichere Maschine. Sie 
erreicht ein Höchstmaß an Sicherheit, wie im großen 
Rahmen heute die Automatisierung. Aber narren­
sichere Maschinen wie Automatisierung sind nur zu 
einem gewissen Teil in unseren Betrieben einzubauen 
bzw. zu verwirklichen, und sie haben sicherheits­
technisch deshalb auch nur begrenzte Auswirkung.

Der technische Unfallschutz hat ein gewisses 
Höchstmaß erreicht. Andererseits ist das Problem des 
menschlichen Versagens o ffenbar; man hat schon 
seit langer Zeit die Notwendigkeit der psychologi­
schen Unfallverhütung erkannt und die entsprechen­
den Maßnahmen, wenn auch zum Teil unbewußt, 
ergriffen. Psychologische Unfallverhütung aber ist 
keine W underdroge, und ich möchte hier vor einer 
gewissen Überbewertung der psychologischen U nfa ll­

verhütung warnen. Es ist gerade in den letzten Jah­
ren soviel über psychologische Maßnahmen geredet 
worden, und man hatte manchmal den Eindruck, als 
wäre mit der psychologischen Unfallverhütung der 
Stein der Weisen, das alleinhelfende Unfallverhü­
tungsmittel entdeckt worden. Dem ist aber keines­
wegs so! Ein bekannter Psychologe hat einmal 
scherzhaft gesagt: „Psychologie ist eine Wissenschaft, 
die uns über den Menschen Dinge lehrt, die jeder 
weiß -  jedoch in einer Sprache, die keiner versteht!"

M ir liegt es daran, aus den vielen bisherigen, o ft 
zum Teil sehr theoretischen Erörterungen einmal 
praktische Nutzanwendungen fü r unsere Tätigkeit 
ziehen zu können, und deshalb habe ich Herrn Dr. 
Karl gebeten, morgen zu uns über diese Fragen zu 
sprechen. Es darf bei dem Problem der Unfallver­
hütung nicht etwa die Frage gestellt werden: Psycho­
logische oder technische Unfallverhütung. Ich glaube, 
daß w ir alle der gleichen Meinung sind, daß w ir 
wie bisher beide Wege, den der technischen und 
den der psychologischen Unfallverhütung gehen 
können und müssen. W ir müssen dabei aber beide 
Maßnahmen weise aufeinander abstimmen auf die 
jeweilige Betriebsart. Ferner ist es sehr wichtig, daß 
beide Maßnahmen von einer Hand gesteuert werden.

Das weitere Problem, das bereits seit einiger Zeit 
vielen von uns Sorge macht, ist die Vorschriften­
gestaltung. Es hieße „Eulen nach Athen tragen", 
wenn ich in diesem Kreise über den Sinn einer U nfa ll­
verhütungsvorschrift sprechen würde. W ohl möchte 
ich aber einige W orte zu den offensichtlichen M än­
geln in der jetzigen Vorschriftengestaltung sagen. 
Sie sind häufig so umfassend, so perfektioniert, daß 
praktisch jeder einzelne Handgriff, jede Tätigkeit und 
jede technische Einrichtung bis ins einzelne geregelt 
ist. Das hat den schwerwiegenden Nachteil, daß sie 
einerseits durch das unaufhaltsame Fortschreiten der 
Technik in der Regel schon in Kürze wieder überholt 
sind und andererseits die technische Entwicklung 
durch zu einengende Vorschriften gehemmt werden 
kann. Des weiteren w ird auch durch die Perfektio­
nierung der Vorschriften der Sicherheitsfachmann 
und der Sachverständige weitgehend an den Vor­
schriftentext gebunden; Initiative, Erfindungsgabe 
und Selbstverantwortung können dadurch in weitem 
Maße eingeengt werden. Das ist ein Zustand, der 
keineswegs wünschenswert ist. Es ist besser, -  und 
ich glaube, Sie sind auch hier der gleichen Meinung 
wie ich — weniger und nicht so perfektionierte Vor­
schriften zu haben und dafür auf Ausbildung und 
W eiterbildung selbstbewußter und verantwortungs­
bewußter Aufsichtsbeamter größeres Gewicht zu 
legen. Ein Aufsichtsbeamter, gestützt auf eigene 
Kenntnisse, eigenes Können und umfassende Erfah­
rungen, kann zweckmäßigere Maßnahmen treffen, 
als einer, der sich ausschließlich an die gegebenen 
Vorschriften klammert. Diese Gedanken sind keines­
wegs neu, sondern sie wurden schon vor einigen



jahren an gleicher Stelle hier auf einer Jahrestagung 
ausgesprochen.

Der andere schwerwiegende Mangel in der jetzi­
gen Vorschriftengestaltung liegt darin, daß sie zu 
umfangreich und fü r den Mann der Praxis, den 
Arbeiter, Unternehmer oder Konstrukteur kaum noch 
zu begreifen oder zu erfassen sind. W ir müssen uns 
deshalb Gedanken darüber machen, wie w ir die 
Vorschriften fü r die Männer der Praxis w ieder ver­
ständlich machen können. W ir müssen uns aber auch 
darüber Gedanken machen, wie w ir die Perfektio­
nierung der Vorschriften vermeiden, damit sie bei­
spielsweise nicht schon ein halbes Jahr nach ihrem 
Erlaß w ieder überholt sind. W ir brauchen also eine 
größere Beweglichkeit unserer Vorschriften. Ich habe 
deshalb Herrn Volkmann, den neuen Leiter der 
Zentralstelle fü r Unfallverhütung, gebeten, zu uns 
über diese brennenden Fragen zu sprechen.

Es liegen große, fast nicht zu bewältigende A u f­
gaben vor uns. Sie sind aber nur zu lösen, wenn der 
Arbeitsschutz zum Ganzheitsproblem w ird und ein 
Gesinnungswandel e in tritt — eine Gesinnung, die sich 
bei jeder Tätigkeit für die eigene Sicherheit und die 
der uns anvertrauten M itarbeiter verantwortlich 
zeigt. Zur Förderung der Betriebssicherheit reicht es 
beispielsweise nicht aus, daß Unfallvertrauensmänner 
oder Sicherheitsingenieure bestellt werden. Die 
Sicherheit im Betrieb ist dann entscheidend zu stei­
gern, wenn sie zum Gedankengut des ganzen Be­
triebes geworden ist, vom Chef bis zum jüngsten 
Stift, wenn die Sicherheit bei jeder Tätigkeit -  vom 
Reißbrett bis zum endgültigen Einbau einer Maschine 
-  eingeplant ist. Das g ilt für den Konstrukteur wie 
auch beispielsweise fü r eine bauausschreibende Be­
hörde. Auch diese Behörden müssen sich mehr denn 
je bei Vergabe von großen Bauprojekten Gedanken 
darüber machen, daß Menschen diese Bauwerke er­
stellen müssen und daß deshalb die entsprechenden 
Sicherheitsmaßnahmen unerläßlich und sie somit vom 
Auftraggeber auch zu bezahlen sind.

Wenn der Arbeitsschutz ein Ganzheitsproblem 
werden soll, wenn ein Gesinnungswandel eintreten 
soll, dann brauchen w ir die Jugend. Es ist dabei nicht 
ausreichend, daß beispielsweise Aufsichtsbeamte 
Sicherheitsvorträge an Technischen Hochschulen oder 
Berufsschulen halten. Viel wichtiger ist es, daß der 
Sicherheitsgedanke in das ganze Schulsystem ein­
geplant und eingebaut wird. Das g ilt vor allen 
Dingen fü r die Fach- und Berufsschulen aber auch 
fü r die Volksschulen. Es ist schon so o ft über die 
Sicherheitserziehung unserer Jugend gesprochen 
worden, und es ist höchste Zeit, daß die vielen w oh l­
gemeinten W orte nunmehr in die Tat umgesetzt wer­
den. Wenn die Jugend erfaßt ist, w ird im Laufe der 
Zeit die Gesamtgeisteshaltung gegenüber dem 
Arbeitsschutz aufgeschlossener sein, und das tut not!

Ich darf hier noch ein W ort von Herrn Professor 
Balke anschließen, das er zum Abschluß seines V o r­
trages auf dem Deutschen Arbeitsschutzkongreß 1957 
in Düsseldorf gesagt hat: „Arbeitsschutz im w oh lver­
standenen Sinne ist Angelegenheit des menschlichen 
Gewissens und nicht seiner technischen Fähigkeiten 
a lle in."

In diesem Sinne wünsche ich unserer Tagung einen 
erfolgreichen Verlauf. Es ist ja Sinn einer Tagung, 
daß w ir nicht nur neueste Erkenntnisse schöpfen, daß 
w ir uns weiterbilden, sondern daß w ir auch persön­
lichen Kontakt und Gedankenaustausch pflegen. Sie 
möge uns darüber hinaus Impuls und Antrieb fü r 
unsere Arbeit geben und für unsere weitere Tätig ­
keit anspornen. So fasse ich auch den Besuch unserer 
verehrten Gäste auf, als einen Beweis, daß sie Inter­
esse an unserer Arbeit haben, als einen Beweis, daß 
w ir mit unserer Arbeit nicht alleine dastehen, als ein 
Anzeichen, daß der Gedanke Arbeitsschutz ein 
Ganzheitsproblem sich immer mehr verbreiten möge 
zum W ohle des schaffenden Menschen.

Herr Dr. Preuss, 
Oberbürgermeister der Stadt Münster/Westf.:

Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Herren!

Sie haben eben durch den Mund Ihres verehrten 
Herrn Vorsitzenden sehr freundliche W orte an diese 
Stadt gerichtet. Sie haben das Bemühen gelobt, 
dieser Stadt bei ihrem W iederaufbau ein Gesicht 
zu formen, ein Gesicht zu geben. Sie haben aner­
kannt, daß diese Stadt sich Mühe gegeben hat m it­
zuhelfen, Ihre diesjährige Versammlung zu einer 
schönen, guten, erfolgreichen zu machen. Lassen Sie 
mich Ihnen die freundlichen W orte  Ihres Vorsitzen­
den zurückgeben, lassen Sie mich Ihnen sagen, daß 
Sie sich in der Tat nicht täuschen, wenn ich Ihnen 
sage, daß w ir an Ihrer Tagung lebhaftesten Anteil 
nehmen.

Nun, einmal freut sich jede Stadt und jede Ge­
meinde, wenn in ihren Mauern ein bedeutsamer Kon­
greß stattfindet, das ist eine Selbstverständlichkeit; 
aber hier ist es mehr, denn Sie befassen sich bei Ihrer 
Tagung mit Fragen, die zum sehr großen Teil fü r den 
Kom munalpolitiker und fü r die Verwaltung einer 
Stadt von großem und immer größer werdenden 
Interesse sind. Wenn Sie nur gleich den ersten Vor­
trag nehmen, der heute gehalten w ird über Verkehrs­
und Planungsfragen, dann brauche ich Ihnen nicht zu 
sagen, daß Sie dam it das heutige Thema Nummer 1 
jeglicher Kom munalpolitik und jeden kommunal­
politischen Planens berühren, vorzüglich in einer 
alten Stadt wie Münster, die sich aus mancherlei 
Gründen innerhalb des Kerns ihrer Stadt an die alte



Planung, an die alten Wege, an die alten Straßen 
gehalten hat. Ich brauche gerade bei Ihnen nicht zu 
sagen, wie sehr in dieser Stadt die Verkehrsfragen 
und -lagen uns beschäftigen.

Aber auch das ist es nicht alle in, weshalb w ir Ihren 
Kongreß besonders gern bei uns sehen. Münster 
steht sicher nicht in dem Rufe eine technische Stadt 
zu sein. W ir sind, so nahe w ir dem Ruhrgebiet auch 
räumlich liegen, sicher nicht, zumindestens noch nicht, 
die Stadt von Eisen und Kohle. Sicherlich, seit eh und 
je stehen w ir in dem Rufe das alte Kulturzentrum der 
Provinz Westfalen zu sein und von eh und je hat die 
Stadt Münster gegolten als Stadt des Handels, ais 
Stadt der Behörden, als Stadt der Wissenschaft. Aber 
gerade weil dem so ist, empfinden w ir immermehr, 
wie sehr doch heute die G efahr besteht, des sich 
Auseinanderleben, des Einander-fremd-werden und 
in verschiedenen Sprachen reden; die Technik, und 
wenn ich es so sagen darf, die alten klassischen 
Geisteswissenschaften. Und vielleicht ist es gerade 
dem Juristen und dem Anw alt gestattet, darauf hin­
zuweisen in wie enorm wachsendem Maße sich der 
Sachverständige in den Gerichtssälen bewegt. Der 
Prozentsatz der Prozesse, mögen sie strafrechtlicher, 
mögen sie zivilrechtlicher Natur sein, die nur noch 
entschieden werden können mit H ilfe des Sachver­
ständigen, nimmt von Jahr zu Jahr zu. Ich kenne 
keine prozentuale Statistik darüber, aber die tägliche 
Erfahrung lehrt es, daß der Sachverständige im 
Gerichtssaal einen immer breiteren Raum einnimmt. 
W arum? Einmal, weil unser Leben immer technisierter 
w ird und weil die Technik immer komplizierter w ird, 
zum anderen aber auch, weil sie von eh und je eigent­
lich getrennt galten, die Technische Hochschule und 
die Universität mit den klassischen Geisteswissen­
schaften. M ir scheint, daß es eine besondere Aufgabe 
ist und sein w ird, daß sich diese Dinge nähern. Ich 
leugne fü r meine Person als Jurist gar nicht, daß ich 
es in immer wachsendem Maße als einen Mangel an 
echter A llgem einbildung empfinde und nicht etwa 
als einen Mangel an technischer Fertigkeit, daß der 
Jurist von diesen Dingen nichts gelernt hat, auf der 
Pennale schon mal gar nicht, erst recht nicht auf dem 
Gymnasium humanistischer Observanz, aber auf der 
Universität auch nicht und es lehrt die allgemeine 
Erfahrung, daß unter Nichttechnikern in der Unterhal­
tung das Thema Technik eigentlich weitestgehend 
tabu ist. Das geht nicht mehr in unserer heutigen Zeit 
und deshalb halte ich es fü r besonders gut, wenn 
eine Tagung wie die Ihre stattfindet in einer Stadt 
a lter klassicher Bildung, auf daß eine solche Tagung 
wie die Ihre einen, wenn auch gewiß nur kleinen und 
bescheidenen Beitrag dazu liefern möge, daß der 
Techniker sich fü r die Geisteswissenschaften mehr 
interessiert und umgekehrt. Ich meine, daß dem 
reinen Geisteswissenschaftler viel viel fehlt an tech­
nischen Erkenntnissen, an technischer Schulung. Er 
soll kein Techniker werden, aber er soll in seine A ll­

gemeinbildung wenigstens die Fähigkeit aufnehmen, 
auch im Technischen Vorgänge zu begreifen und 
umgekehrt meine ich tut es dem Techniker sehr wohl, 
wenn er immer und immer wieder darauf gestoßen 
w ird und sich mit dem beschäftigt, was nun einmal 
unverrückbar gültig, was Rom und Athen der Mensch­
heit an Bildung gegeben haben.

So möchte ich Ihre Tagung, Ihre Technische Tagung 
im geisteswissenschaftlichen Münster in erster Linie 
gesehen haben. Darüber hinaus alles Gute für Ihren 
Verband und auch fü r Ihr persönliches Vergnügen.

Nicht nur Arbeit, auch Freude, auf daß Sie mit 
gesteigerten Erkennnissen aber auch mit freudigem 
Gefühl und freudigen Erinnerungen in Ihre Heimat­
städte zurückkommen! In diesem Sinne „G lückauf!"

Herr Regierungsdirektor Latten,
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Bonn:

Herr Vorsitzender, meine Herren!

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung hat mich beauftragt, dem Verein Deutscher 
Revisions-Ingenieure zu seiner 53. Jahrestagung 
seine besonderen Grüße zu überbringen. Sein Gruß 
g ilt Ihnen allen, die Sie sich dem uns allen gemein­
samen Anliegen, die Arbeitssicherheit in Betrieben 
zu fördern, verbanden fühlen. Schutz und Sicherheit 
sind uralte und ewig gültige menschliche Postulate, 
Ausdrucksformen, die von dem Begriff Kultur nicht 
getrennt werden können. Der Geschichtsphilosoph 
Oswald Sprengler hat es einmal k lar ausgesprochen, 
als er sagte: „Der elementare Drang nach Dauer 
und Sicherheit ist das Urgefühl a ller menschlichen 
Kulturen". Das g ilt nicht nur fü r die allgemeine 
Sicherheit im großen Weltgeschehen, das g ilt auch 
für uns, das geht uns hier, uns Sicherheitstechniker 
an, auch fü r die Arbeitssicherheit in den Betrieben, 
fü r die Unfallverhütung. Der moderne Arbeitsschutz, 
der ja auch die Unfallverhütung beinhaltet, ist, wie 
Herr Professor O tt auf einer Arbeitsschutztagung des 
Vereins Deutscher Revisions-Ingenieure in Essen ein­
mal definierte, ein wesentliches Element der Technik 
selbst, ist etwas, das mitten in der Technik drinsteckt. 
Er ist somit auch zwangsläufig mit der rasch fo rt­
schreitenden Entwicklung der Technik, mit der stets 
neuen Einführung von komplizierteren Arbeitsma­
schinen, neuen Arbeitsstoffen, neuen Arbeitsverfah­
ren und Rhythmen, ebenso einem ständigen Wandel 
unterworfen. Man muß sich diese W andlungen vor 
Augen halten, um zu begreifen, daß auch fü r die 
moderne Unfallverhütung stets neue Aufgaben er­
wachsen. Ich glaube, w ir werden nachher von Herrn 
Volkmann noch Näheres darüber zu hören bekom­
men. Die Aufgaben, die in Anpassung an die
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moderne Technik, an die neuzeitige Technik auf uns 
zukommen, lassen sich im Grunde genommen mit 
zwei W orten umreißen: „Moderne Unfallverhütung".
Und es ist das Verdienst des Vereins Deutscher 
Revisions-Ingenieure und seiner Bezirksvereine, 
durch die Förderung, den Austausch und die Ver­
breitung von wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
praktischen Erfahrungen, den Weg für diese moderne 
Unfallverhütung bereitet zu haben. Die Jahrestagun­
gen des VDRI haben daher einen guten Ruf, sie sind 
der Treffpunkt derer, die um die ständige Verbesse­
rung neuzeitlicher Unfallverhütung besorgt sind. 
Möge auch die diesjährige Jahrestagung in bewähr­
ter Tradition einen Beitrag dazu leisten zu Nutz und 
Fromm der Arbeitssicherheit in den Betrieben.

In diesem Sinne wünsche ich der 53. Jahrestagung, 
zugleich im Namen des Herrn Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung, einen guten Verlauf.

Herr Vizepräsident Schröter, 
Bundesversicherungsamt, Berlin:

Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist das erste Mal, daß das Bundesversicherungs­
amt teilnehmen darf an Ihrer Tagung. Haben Sie 
herzlichen Dank fü r die Einladung, haben Sie herz­
lichen Dank auch im Namen des Herrn Präsidenten, 
der ursprünglich selbst an dieser Tagung teilnehmen 
wollte, aber durch andere Dienstgeschäfte leider ver­
hindert ist.

W ir sind Verwaltung, Sie sind Technik. Ihr Herr 
Vorsitzender hat herausgestellt „Arbeitsschutz ein 
Ganzheitsproblem". Ich möchte hier sagen, nicht nur 
Arbeitsschutz sondern Arbeitsschutz und Verwaltung. 
Beide sollten in gemeinsamer Arbeit im Interesse des 
schaffenden Menschen dahin kommen, daß w ir eines 
Tages einen Idealzustand erreichen, daß w ir eines 
Tages, alle menschlichen Unzulänglichkeiten einge­
rechnet, doch dazu kommen, ein geringst möglichstes 
Maß an Arbeitsunfällen zu erreichen. Das ist unsere 
Aufgabe von der Verwaltung her, das ist Ihre Auf-' 
gäbe vom Standpunkt der Sicherheit, vom Standpunkt 
der Technik her. Der Herr Oberbürgermeister dieser 
Stadt hat gerade die Berührungspunkte angespro­
chen zwischen Technik und Geisteswissenschaften. 
Technik und Geisteswissenschaften, die sich berühren 
müssen und die sich dort berühren, wo die Verwal­
tung sich in den Raum begibt, in den Raum, der dem 
einzelnen Menschen g ilt und das sollte unser Ziel 
sein, unser gemeinsames Anliegen.

In diesem Sinne darf ich Ihrer Tagung einen guten 
Verlauf wünschen und hoffe, daß diese Erkenntnisse, 
die fü r Sie vom technischen Standpunkt aus und für

uns aus der verwaltungsmäßigen Sicht bedeutsam 
sind, zum W ohle des schaffenden Menschen ge­
reichen.

Herr Regierungsdirektor Kuhl,
Arbeits- und Sozialministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf:

Meine Damen und Herren!

Der Herr Minister verbindet mit seinen Grüßen 
den Wunsch, daß Ihre Tagungsarbeit fruchtbar und 
von gutem Erfolg begleitet sein möge. Diesen 
Grüßen und Wünschen schließt sich die Gruppe 
Gewerbeaufsicht des Arbeits- und Sozialministeriums, 
der auch ich angehöre, besonders an. Ich darf Ihnen 
aber auch Dank sagen für die Einladung zu Ihrer 
Jahrestagung und Sie versichern, daß w ir freudig 
und mit großem Interesse dieser Einladung gefo lg t 
sind. Bedarf es doch keiner Begründung dafür, daß 
auch bei Arbeitstagungen der anstehenden A rt w ir 
mit Ihnen zusammengehören und daß w ir uns ange­
sichts der gemeinsamen Aufgabe, nämlich der Ver­
hütung von Arbeitsunfällen und Berufserkrankungen, 
als eine enge Arbeitsgemeinschaft fühlen müssen. 
Ich darf in diesem Zusammenhang mit Befriedigung 
feststellen, daß jedes Gewerbeaufsichtsamt des Lan­
des und die meisten davon durch mehrere M itarbe iter 
hier vertreten ist.

Wenn Sie heute und morgen in die nach Ihrem 
Tagungsprogramm vorgesehene sachliche Arbeit ge­
hen, so werden dabei Gegebenheiten und Sachver­
halte berührt, die in besonderem Maße die Aufmerk­
samkeit des Arbeits- und Sozialministeriums des Lan­
des Nordrhein-W estfalen erfahren haben und auch 
noch erfahren sollen. Das g ilt nicht nur fü r dieThemen 
der grundsätzlichen Vorträge des heutigen Tages, 
sondern auch fü r die der morgigen Vorträge, bei 
denen die Sicherheit im Baugewerbe und auf Bauten 
besonders behandelt werden soll. Auch die Gewerbe­
aufsicht hält dieses Thema fü r sehr wichtig und weiß 
um seine Bedeutung. Der letzte der Ö ffentlichkeit 
übergebene Jahresbericht der Gewerbeaufsicht unse­
res Landes weist auf, daß rd. 25 000 gewerbliche Bau­
genehmigungsgesuche durch die Gewerbeaufsichts­
beamten geprüft wurden und daß daneben rd. 7 700 
Betriebe und Arbeitsstätten des Bau- und Bauhilfs­
gewerbes mit ca. 300 000 Beschäftigten besichtigt 
worden sind. Hierbei wurden etwa 2 300 Unfälle an 
O rt und Stelle untersucht und rd. 20 000 Beanstan­
dungen in sicherheitstechnischer und gewerbehygie­
nischer Hinsicht getroffen und abgestellt. Es braucht 
wohl nicht besonders betont zu werden, daß diese 
Aufgaben unmittelbares Anliegen auch Ihrer Tätig­
keit sind; dagegen darf aber darauf hingewiesen 
werden, daß dabei eine gute Zusammenarbeit mit
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Ihnen, meine Herren, und mit Ihren Organisationen 
stattgefunden hat. Auch hierfür darf ich Ihnen den 
Dank des Arbeits- und Sozialministeriums und der 
Gewerbeaufsicht von Nordrhein-W estfalen über­
mitteln.

Im M ittelpunkt unserer Aufgaben steht der Mensch 
und sein W ohlergehen. Es ist kein Geheimnis, daß 
diese Aufgaben nur gelöst werden können, wenn die 
Institutionen und die Menschen, die sich der U nfa ll­
verhütungsarbeit verschrieben haben, auch persön­
lich und sachlich in den Stand gesetzt werden, diese 
Aufgaben ihrer Bedeutung gemäß mit ausreichendem 
Personalbestand und mit den neuzeitigen Hilfsmitteln 
erfüllen zu können und ferner, wenn von einem 
wachen Sozialbewußtsein und ehrlichem Bemühen 
getragene Zusammenarbeit zwischen diesen Institu­
tionen nicht nur gesichert bleibt, sondern wesentlich 
verbessert und vertie ft w ird. Die hierzu von Ihrem 
Herrn Vorsitzenden soeben gemachten Ausführungen 
können nur auf das Nachdrücklichste unterstrichen 
werden. Beiden Forderungen aber g ilt nach wie vor 
die größte Aufmerksamkeit des Arbeits- und Sozial­
ministeriums unseres Landes und beide Forderungen 
sind in einer glücklichen Koordinierung entsprechend 
den Zwecken Ihres Vereins auch wohl eins Ihrer 
größten Anliegen. W er die Geschichte des VDRI ver­
fo lg t, erfährt, daß es einer unermüdlichen jahre­
langen A rbeit und eines niemals erlahmenden Idea- 
lismusses bedarf, um die Koordinierungsarbeit, den 
Erfahrungsaustausch und die Erweiterung und Ver­
tiefung der Fachkenntnisse im Arbeitsschutz in so 
befriedigender Weise zu erreichen, wie es die heu­
tige Versammlung schon allein äußerlich erkennen 
läßt. Hinzu kommt, daß jedem Einzelnen von uns im 
Ausfluß der rasanten Entwicklung der Technik größte 
Anforderungen an Fachwissen, Erfahrungen und 
persönlichem Einsatz gestellt werden oder mit ande­
ren W orten, daß die G ötter vor die Erfüllung unserer 
Aufgaben den Schweiß gesetzt haben. Aber w ir 
wissen auch, daß es sich im berufsethischen Sinne 
gesehen lohnt, ein Leben lang mitzuarbeiten an dem 
Schutz des arbeitenden Menschen vor Betriebsgefah­
ren, aktiv teilzunehmen an den großen Anliegen 
einer freien und friedlichen W elt, nämlich den arbei­
tenden Menschen in seiner W ürde und in seiner per­
sönlichen Integrität zu schützen.

M it diesem Gedanken sollten meine Wünsche für 
einen erfolgreichen Verlauf Ihrer Jahrestagung noch 
unterstrichen sein.

Herr Dr. Lauterbach,
Hauptverband der gewerblichen Berufs­
genossenschaften, Bonn:

Sehr verehrte Herren!

Im Namen des Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und seines Vorstandes danke 
ich Ihnen aufrichtig für die Einladung zu Ihrer heu­
tigen Veranstaltung. Ich glaube, daß die Verbunden­
heit mit Ihnen und mit Ihrer Arbeit nicht besser zum 
Ausdruck kommen konnte als durch die Tatsache, 
daß w ir unseren führenden Mann auf dem Gebiete 
der Unfallverhütung, Herrn Dipl.-Ing. Volkmann, als 
Referenten Ihrer Tagung zur Verfügung gestellt 
haben. In einer freundschaftlichen Aussprache mit 
Ihrem Herrn Vorsitzenden ist festgestellt worden, daß 
die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen 
für eine enge Zusammenarbeit zwischen Ihnen und 
den Berufsgenossenschaften in jeder Hinsicht gege­
ben sind. Ich danke Ihrem Herrn Vorsitzenden für 
die freundlichen W orte, die er der Unterstützung 
der Berufsgenossenschaften gewidmet hat.

Meine Herren! Es wäre reizvoll, in Ihrem sachver­
ständigen Kreise einige der hier bereits angespro­
chenen Probleme vertie ft zu erörtern; es ist aber 
wohl selbstverständlich, daß im Rahmen der Begrü­
ßungsansprachen eine solche Erörterung nicht statt­
finden kann. Ich werde daher versuchen, auf der 
nächsten in Aussicht stehenden Sitzung der Herren 
Leitenden Technischen Aufsichtsbeamten zu diesen 
Problemen einiges zu sagen.

Heute nur kurz folgendes. Redenzion, d. h. U nfa ll­
verhütung und Rehabilitation d. h. Heilverfahren und 
Berufsfürsorge stehen seit Jahrzehnten im Vorder­
grund der berufsgenossenschaftlichen Arbeit. Auch 
im Zuge der z. Zt. im Gange befindlichen Sozialver­
sicherungsreform werden diese Aufgabengebiete der 
Berufsgenossenschaften w ieder besonders betont 
werden. W ir von den Berufsgenossenschaften her 
haben uns bemüht hierbei die Gedankengänge der 
Unfallverhütung auch im Gesetz stärker zum Tragen 
zu bringen. W ie weit es gelingen w ird den Gesetz­
geber davon zu überzeugen, daß unseren Anträgen 
entsprochen werden sollte, b leibt abzuwarten. Aber 
ich darf eins sagen, die Unfallverhütung spielt im 
Hauptverbande und bei den Berufsgenossenschaften 
eine ganz entscheidende Rolle und wenn hier mehr­
fach das Problem der Ganzheit beim Menschen ange­
sprochen worden ist, so darf ich eine zweite Ganz­
heit dem gegenüberstellen, das ist die Einheit der 
verwaltungsmäßigen und der technischen Arbeit in 
den Berufsgenossenschaften. So wie w ir im Haupt­
verbande zwischen Herrn Volkmann und mir eine 
absolute Einheit in dem W ollen und der Führung der 
Unfallverhütung geschaffen haben, so sollte auch in 
den Berufsgenossenschaften, als den Gremien in

11



denen Verwaltung und Unfallverhütung zusammen­
gespannt sind, es nur ein einheitlich ausgerichtetes 
Tun geben so weit die Unfallverhütung und die Ver­
waltung in Betracht kommen. Daß w ir von der Ver­
waltung her in diesem Sinne unentwegt arbeiten 
werden, meine Herren, daß w ir Ihre Arbeit, die sich 
auf dem Gebiete der Überwachung in den Berufs­
genossenschaften, in der Sicherheitsingenieurtätigkeit 
in den Betrieben, in der Gewerbeaufsicht draußen 
im Lande vollzieht, daß w ir diese Arbeit immer in 
dem Sinne weiter unterstützen werden, des können 
Sie gewiß sein. W ir werden versuchen, da wo es Not 
tut, unsere bisherige Unterstützung zu verstärken.

In diesem Sinne nehmen Sie die Versicherung 
unseres W illens, mit Ihnen auch in Zukunft eng zu­
sammen zu sein, entgegen und lassen Sie sich Ihnen 
für diese Tagung vollen Erfolg wünschen.

Herr G. Nottbohm,
Hauptvorstand der i.G. Bau, Steine, Erden,
Frankfurt/Main:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geschätzte 
Anwesende!

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine ange­
schlossene Organisation übermitteln Ihnen zu Ihrer 
Tagung die besten Grüße und Wünsche fü r ein gutes 
Gelingen. W ir wissen, welche hohe aber auch 
schwere Aufgabe Sie gestellt bekommen haben und 
w ir wissen sehr gut um die Schwierigkeiten, sie zu 
lösen. Ich darf bei dieser Gelegenheit und zu diesem 
Anlaß all den Herren unseren Dank sagen, die sich 
in der Vergangenheit bemüht haben, die Aufklärung 
und die Intensivierung des Wissens um eine gute 
Unfallverhütung in den Kreisen der Arbeitnehmer zu 
fördern. Ich habe besonderen Anlaß dazu, wenn ich 
aus dem Bereich unseres Bauwesens her weiß, daß 
die Berufsgenossenschaften, die dort zuständig sind 
und daß die dort tätigen Aufsichtsbeamten des Tech­
nischen Aufsichtsdienstes sich dieser Aufgabe mit 
besonderer Liebe und Sorgfalt unterzogen haben. 
Ich habe auch mit einer besonderen Genugtuung 
heute morgen aus dem Mund Ihres Herrn Vorsitzen­
den Themen, Anregungen und Empfehlungen gehört, 
die seit Jahren ebenfalls in unseren Reihen diskutiert 
werden. Ich möchte Ihnen für die Zukunft, ich möchte 
Ihnen heute fü r diese Tagung hier alles Gute wün­
schen und Ihnen versichern, Sie finden uns als Ver­
treter der Arbeitnehmer immer neben sich, wenn es 
sich um Dinge des Arbeitsschutzes handelt, wenn es 
sich darum handelt, die heute noch so hohen Ziffern 
des Unfallgeschehens zu vermindern. W ir sind, 
glaube ich, in diesem Bemühen uns einig und deshalb 
legen w ir einen so großen W ert darauf, daß auch 
Ihre Tagung hier neue Wege aufweist, damit dieser 
Erfolg fü r uns alle und für die Gesamtheit verzeich­
net werden kann.

Herr Ingenieur Hartmann,

Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, Düsseldorf:

Herr Vorsitzender, meine Herren!

Im Namen des Hauptvorstandes der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft überbringe ich Ihnen die 
herzlichsten Grüße. Als Vertreter des Landes Nord- 
rhein-Westfalen der Landesberufsgruppe Technische 
Angestellte und Beamte müssen w ir hier an dieser 
Stelle ganz klar heraussteilen, daß w ir sehr erfreut 
sind, Herr Vorsitzender, die Einladung von Ihnen 
zugeschickt bekommen zu haben. W ir begrüßen 
ferner den Vorschlag des Herrn Vorsitzenden, den 
Arbeitsschutz als Ganzes zu betrachten. Die Erkennt­
nisse dieser Tagung werden w ir, Sie können ver­
sichert sein, in die Reihen unserer Ingenieure und 
Techniker tragen, und können schon unsere Tagung 
der Ingenieure und Techniker in der Bauindustrie 
Nordrhein-W estfalen am 18./19. dieses Monats in 
Bochum mit diesem M ateria l bereichern.

Herr Professor Küper,
Deutscher Verband Technisch-Wissenschaftlicher
Vereine, Düsseldorf:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren!

Seitens des Vorstandes des Deutschen Verbandes 
Technisch-Wissenschaftlicher Vereine und in Vertre­
tung seines Präsidenten, Herrn Professor Dr. Herz, 
darf ich Ihnen unsere herzlichsten Wünsche zu einem 
erfolgreichen Verlauf Ihrer 53. Jahrestagung in 
Münster übermitteln.

Meine Herren! Ihr Ziel und Ihre Aufgabe, die Un­
fä lle  und die Berufskrankheiten in unserem immer 
stärker mechanisierten Arbeits- und Lebensablauf zu 
vermindern und zu verhüten ist von so universeller 
Bedeutung fü r alle technischen Gremien, daß ich 
seitens des Verbandes über jede Höflichkeitsphrase 
hinaus von dem ernstesten Interesse einer jeden 
unserer M itgliedsgruppen an Ihrer Arbeit, an Ihren 
Sorgen und an Ihren Erfolgen sprechen kann, sei es 
des Vereins Deutscher Ingenieure, sei es des der 
Eisenhüttenleute, der Bergleute, der Elektrotechniker, 
eines jeden der jetzt nahezu 100 technisch-wissen­
schaftlicher Fachvereine, über diesen Ausdruck der 
Verbundenheit der technischen Wissenschaftler mit 
ihrer A rbeit hinaus erlauben Sie mir ein persönliches 
Urteil, ein persönliches W ort in meiner Eigenschaft 
als Leiter einer großen Bundesverkehrsbehörde 
anzufügen.

Das Programm Ihrer Tagung, sein außerordent­
liches Niveau hat mich so beeindruckt, daß ich meine 
Herren Fachdezernenten gebeten habe, doch Ihren 
Vorträgen heute und morgen beizuwohnen, weil ich 
aus Erfahrung den Standpunkt gewonnen habe, daß
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auch die großen Verkehrs- und sonstigen Technischen 
Verwaltungen nur durch eine enge Zusammenarbeit 
mit ihnen, aufbauend auf Ihrem Erfahrungsschatz 
und auf Ihren Erfolgen, in ihrer Arbeit zu einer 
erfolgreichen Unfallverhütungsarbeit kommen kön­
nen. Möge Ihre Arbeit heute und morgen und dann 
die schwerere w ieder im grauen A lltag  den vollen 
Erfolg haben und dem Ziele dienen, unserem Volke 
die wertvollen Schätze von Leben und Gesundheit 
zu erhalten.

Herr Dipl.-Ing. Weber:

Meine Herren!

ich möchte Ihnen nochmals danken. Ihre W orte 
haben uns gezeigt, daß w ir mit unserer A rbeit nicht 
allein dastehen. Das w ird uns stets eine Hilfe sein 
und ein Ansporn fü r unsere Arbeit. Und so möchte 
ich nun ohne viele weiteren W orte mit der Arbeits­
tagung und den Vorträgen beginnen.

III. Vorträge (mit Aussprachen) 

„Verkehrsplanung und Verkehrssicherheit"

Prof. J. W. Körte, Rhe in.-Westf. Technische Hochschule, Aachen

Die Jahrestagung des Vereins Deutscher Revisions­
ingenieure steht unter dem Leitthema „U n fa llve r­
hütung".

Die naturwissenschaftliche Forschung und ihre 
technische Nutzung haben den Menschen vor die 
gewaltige Aufgabe gestellt, sich der W elt, so wie sie 
der Schöpfer als Einheit fü r A lle geschaffen hat, und 
der Technik mit ihren weittragenden Möglichkeiten 
zu bedienen. Sie haben uns aber auch mit erschrek- 
kender Deutlichkeit gezeigt, daß die Technik „Fort­
schritt" oder „Vernichtung" bringen kann, je nach­
dem, ob w ir sie im Sinne der Schöpfung recht ge­
brauchen, d. h. sie w ahrhaft geistig bewältigen oder 
ob w ir sie mißbrauchen; wie es z. B. der Fall ist, 
wenn w ir es nicht fertigbringen, sie in den Rahmen 
einer umfassenden W ertordnung einzuordnen. Jede 
Übertragung naturwissenschaftlicher Erkenntnisse 
und ihrer Nutzungen auf neue Situationen oder 
andere geistige oder kulturelle Strukturen erfordert 
daher eine sorgsame und eingehende geistige A kk li­
matisierung.

W ir wissen alle, daß gerade der technische Fort­
schritt vielfach teuer erkauft werden mußte. Über­
schätzung der eigenen Fähigkeiten und Unterschät­
zung der natürlichen Kräfte, mangelndes Verantwor­
tungsbewußtsein, Nichtbeherrschung des Stoffes und 
fehlende Schutzmaßnahmen sind nur einige der 
Gründe, die leider allzu o ft in der Entwicklung Fort­
schritt und Vernichtung paralle l gehen ließen. Wenn 
w ir einen einzigen Schritt zur Beherrschung der 
äußeren Natur vorwärts tun wollen, so müssen wir, 
nach einem Novalis W ort, vorher drei Schritte der 
ethischen Vertiefung nach innen getan haben. Nicht

zuletzt war es das menschliche Leben und die Ge­
sundheit, die so jener Vernichtung zum O pfer fielen.

Eine übernationale Zusammenarbeit und eine ge­
meinsame Anstrengung aller Kulturkreise zur Fort­
entwicklung der Erkenntnisgrundlagen ist eine ethi­
sche Notwendigkeit und ein Gebot der politischen 
Vernunft, um eine selbstsüchtige Verwendung eines 
Gemeingutes zu nationalistischen, machtpolitischen 
Zwecken in der Gemeinschaft der Völker auszu­
schließen.

Sie, meine Herren, haben sich die hohe Aufgabe 
gestellt,den schaffenden Menschen,seine Gesundheit 
und sein Leben vor den Schäden bei der beruflichen 
A rbeit zu bewahren. Dabei erstreckt sich Ihre ver­
antwortungsvolle Tätigkeit zur Verhütung von Be­
rufsunfällen nicht nur auf den Arbeitsplatz des schaf­
fenden Menschen, sondern auch auf seinen täglichen 
Weg von der Wohnung zur Arbeitsstätte und umge­
kehrt sowie auf die Wege, die er im W erk- und 
Dienstverkehr während seiner Arbeit auf öffentlichen 
Straßen zurücklegt.

M it verständlicher Sorge beobachten Sie daher, 
wie mit der sprunghaften Entwicklung des Straßen­
verkehrs auch die Wege- und Verkehrsunfälle an- 
steigen. Bei einigen Berufsgenossenschaften über- 
wiepen bereits die schweren und tödlichen Verkehrs­
unfälle die Betriebsunfälle.

In der Nachweisung der Geschäfts- und Rechnungs­
ergebnisse der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
fü r das Jahr 1956 w ird als wesentliche Ursache für 
die Unfälle auf dem Wege nach und von der Arbeits­
stätte das Verhalten der Verkehrsteilnehmer und die
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Unzulänglichkeit der Straßenverhältnisse angegeben. 
Dabei w ird festgestellt, daß die W egeunfälle, die in 
der Regel Verkehrsunfälle sind, durchschnittlich 
schwerere Schädigungen nach sich ziehen als die 
eigentlichen Arbeitsunfälle.

Von 1950 bis 1956 hat sich die Zahl der W ege­
unfälle mehr als verdreifacht; bis zum Jahre 1955 
hat sich die Zahl der tödlichen W egeunfälle gegen­
über 1950 mehr als verdoppelt (Bild 1).

Bild  1: M it  de r Verkehrsen+wickliung sind auch d ie  U n fä lle  in zuneh­
mendem M aße angestiegen.

Von der Gesamtzahl der Anzeigen entfallen auf 
W egeunfälle in den Jahren 1955 und 1956 mehr 
als 10%.

Diese wenigen Zahlen zeigen, daß das Problem 
der Verhütung von Verkehrsunfällen auch fü r die 
Berufsgenossenschaften von großer Bedeutung ist. 
Sie haben sich daher bemüht, durch Beteiligung an 
den Verkehrserziehungswochen und durch Bereit­
stellung von M itteln fü r die Finanzierung von A u f­
klärungsschriften, Veranstaltungen, Wochenschau­
filmen u. a. auch in dieser Hinsicht einen Beitrag 
zu leisten.

Die Diskussion der Unfallursachen im Straßen­
verkehr war bislang dadurch erschwert, daß es an 
einer systematischen Erfassung der verschiedenen 
Möglichkeiten von Ursachenbeziehungen fehlte. Die 
neueingeführte Unfallkarte i dürfte hier in Zukunft 
eine wesentliche Verbesserung bringen.

Dennoch lassen sich auch heute schon bei der 
Ursachenforschung zwei Gruppen eindeutig unter­
scheiden:

1. Menschliches Fehlverhalten

a) Verstöße gegen die Regeln der Verkehrs­
technik,

b) Fehlen, Mängel oder Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit oder der Verkehrsfähigkeit 
als Fußgänger,

c) Persönlichkeitsmängel.

2. Einfluß von Straße und Verkehr

a) Straßenart (Stadtstraße, d. h. Verkehrs- oder 
Wohnstraße, Landstraße, Autobahn),

b) Fahrbahn- und Verkehrsbedingungen (Fahr­
spuren- und Fahrbahnbreite, Hindernisse, 
Krümmungen, Steigungen, Fahrbahndecke, 
Dunkelheit, Beleuchtung, Verkehrsmenge, 
Fahrzeugart, Geschwindigkeitsverteilung, 
Überholvorgang).

Die Gruppe 2. „Einfluß von Straße und Verkehr" 
enthält also im wesentlichen die objektiven U nfa ll­
gefahren, die größtenteils außerhalb des Bereiches 
persönlicher Verantwortung liegen.

Nach der deutschen Statistik ist der Einfluß der 
Fahrbahnbedingungen auf das Unfallgeschehen ge­
ring (10 bis 12%). Die o. g. Problematik der Ursachen­
feststellung jedoch g ib t zur Vermutung Anlaß, daß 
der tatsächliche Einfluß größer ist.

Meine Aufgabe ist es nun, Ihnen in einem kurzen 
Abriß aufzuzeigen, welchen Beitrag die Verkehrs­
planung, die den Verkehrsstädtebau, die Planung 
von Stadt- und Überlandstraßen sowie die verkehrs­
technische Behandlung von Straßenverkehrsanlagen 
allgemein erfaßt, zur Erhöhung der Verkehrssicher­
heit geben kann.

Fragen w ir zunächst nach der Ursache, die zu den 
städtebaulichen und verkehrlichen Problemen im 
heutigen Raumleben geführt hat, so finden w ir die 
Antwort in einem kurzen Überblick über die bisherige 
Entwicklung.

Der Einzug der Technik vor und um die letzte 
Jahrhundertwende brachte eine Wende in den 
Städtebau. Die bis dahin in historischen Bindungen 
organisch gewachsene Stadt vollzog ihre schnelle 
W andlung zur „technischen Stadt".

Industriealisierung, Automatisierung und Speziali­
sierung drückten der Stadt ihren Stempel auf. Infolge 
der arbeitsteiligen W irtschaft setzte sich die Tren­
nung von W ohn- und Arbeitsstätte mehr und mehr 
durch. Damit zogen die Berufsverkehrsströme in die 
Stadt ein. Verkehrliche, hygienische und wasserwirt­
schaftliche Probleme entstanden als Folge der Zu­
sammenballung von Menschen und großflächigen 
Industrieanlagen.

Die bislang gültigen Gesetzmäßigkeiten in der 
städtebaulichen Entwicklung gingen verloren. Die 
Bedürfnisse des Einzelmenschen wandelten sich mehr 
und mehr in ein Kollektivbedürfnis um. Folglich muß­
ten die Probleme der städtebaulichen Raumordnung
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viel stärker zum Tragen kommen als früher, denn 
die auftretenden Schwierigkeiten konnten nur noch 
vom übergeordneten her beurteilt und gelöst w er­
den, da es sich um ein Ganzheitsproblem handelte.

Das w ird sofort erkenntlich und sichtbar, wenn w ir 
m it Aristoteles die Stadt als eine Stätte fü r das Zu­
sammenleben und -wirken von Menschen zu einem 
edlen Zweck auffassen. Die Stadt muß also so gebaut 
und strukturell so geordnet sein, daß sich die v ie l­
seitigen und vielschichtigen Bedürfnisse ihrer Bewoh­
ner optim al erfüllen und befriedigen lassen.

A ll das findet heute seinen Niederschlag in den 
Leit- und Durchführungsplänen unserer Städte, die 
letztlich alle in die Ordnung und Neuordnung der 
durch diese technische Entwicklung beträchtlich in 
Unordnung geratenen Lebensräume ausmünden. Es 
g ilt, die Bedürfnisse des Wohnens, Arbeitens und 
Verkehrens, der Ver- und Entsorgung und der Er­
holung zu befriedigen, die alle nur auf die jeweiligen 
örtlichen Gegebenheiten, also die jeweilige Land­
schaft abgestimmt sein wollen. W ir erkennen daraus, 
daß sich hier alles wie in einer gut organisierten und 
rationalisierten Fabrik verhalten muß, in der alles 
zusammenliegt, was im Wirtschafts- und Lebens­
ablauf zusammengehört. Dabei stehen heute die 
verkehrlichen Fragen auf Grund der arbeitsteiligen 
W irtschaft mit ihrem erhöhten Verkehrsbedarf und 
der sprunghaften Entwicklung der Motorisierung 
im Vordergrund.

Das heutige Stadtleben unterscheidet sich daher 
von dem in der vortechnischen Stadt durch zwei 
wesentliche Merkmale:

1. durch die Mechanisierung von Arbeit und Ver­
kehr, d. h. durch eine fortschreitende Speziali­
sierung in der Produktion und Konsumtion, die 
eigene, ständig ansteigende W irtschaftsver­
kehre, W erk- und Zubringerverkehre erzeugte, 
die die Verkehrsbedienung zur unerläßlichen 
Voraussetzung fü r ihre Existenz machte,

2. durch den Einzug der nunmehr mechanisierten 
Transportm ittel in die Stadt, zunächst im ö ffen t­
lichen, dann im privaten, individuellen Verkehr, 
die durch die „Autosucht" in den letzten Jahren 
ungeheuer stark zugenommen haben.

A ll diese Dinge müssen in der Verkehrsplanung 
von Stadt und Land Berücksichtigung finden mit dem 
Ziel, in sinnvoller Abstimmung auf die jeweilige 
Stadtstruktur ein übersichtliches, sicheres, leistungs­
fähiges und wirtschaftliches Verkehrsgerippe fü r den 
öffentlichen wie für den privaten Verkehr zu schaffen.

Die gewaltige Aufgabe, die sich hinter dieser 
Forderung verb irgt, w ird erst demjenigen klar, der 
ihr mit dem Auftrag zur Lösung der Probleme 
gegenübersteht.

Es sei daher gleich vorausgeschickt und besonders 
betont, daß jeder Versuch, die Verkehrsschwierig­
keiten nur „in  der Straße" zu beseitigen, nur mit 
Palliativm itteln arbeitet, der nur die Symptome, nicht 
aber die eigentliche Krankheitsursache trifft.

Primär ist dabei die Forderung nach einer sinn­
vollen Entsprechung zwischen

1. den bebauten Flächen,

2. ihren Nutzungen und

3. dem zugehörigen Verkehrsraum.

Denn die bebauten Flächen und ihre Nutzungen 
erzeugen alle Verkehre. Daher müssen Stadt- und 
Verkehrsraumentwicklung adäquat sein und bleiben, 
wenn w ir uns nicht im Kreise drehen wollen. Ohne 
diese Harmonie oder Entsprechung kann die Stadt 
nicht gesunden. Die amerikanischen Großstädte mit 
ihrer Verkehrsnot sind typische Beispiele einer fa l­
schen Stadtentwicklung, einer Stadtentwicklung „ad 
infln itum ", die die Abhängigkeit und Wechselbezie­
hung zwischen Städtebau und Verkehr nicht beach­
tete (Bild 2).

Bild 2: In e ine r solchen S tadt, w o bebaute  Fläche und Freifläche in 
einem  großen M iß ve rh ä ltn is  zue inande r stehen, kann sich „n ich ts" 
in gesunder Form entw ickeln .

Da unsere Städte Jahrhunderte a lt und langlebig 
sind, ist es einleuchtend, daß hier keine Lösung von 
heute auf morgen gefunden werden kann.

Das Sortierungsprinzip

Die Betrachtung von Ursache und W irkung hat 
gezeigt, daß das moderne Straßenverkehrsproblem 
ohne eine Sortierung und Entflechtung im weitesten 
Sinne nicht gelöst werden kann.

Eine Sortierung vor allem der einzelnen Intensi­
täten in Räumen und Regionen sowie der einzelnen 
Stadtinhalte, die den Aufbau und die Gliederung
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der Stadt bewirken, ist zunächst zur Entmischung 
a ller sich widersprechenden, gegenläufigen, sich 
kreuzenden und verknotenden Elemente nötig. Diese 
Elemente müssen nach den Bedürfnissen des über­
geordneten und stadtkonzentrierten Raumlebens in 
organismischer Zuordnung zueinander gestellt und 
aufeinander abgestimmt werden (Bild 3).

Bild  3i: W unschb ild  de r S tadt von m orgen.

H ie r lie g t a ll das, was zusam m engehört, zusammen, in au fge lockerte r, 
en tw ick lun gsfäh ige r Form. Bebaute Fläche und Freifläche sind adä qua t 
zue inande r. Das Verkehrsnetz fo lg t  dem V erkeh rsbedürfn is . A lles  ist 
abgestim m t au f e ine echte R ang-und-W ertordnung im  Sinne eines ge­
sunden Raumlebens.

Es beginnt also die Sortierung im Großen mit der 
Ordnung und Zuordnung der Quellen und Ziele des 
Verkehrs in der Landesplanung und im Städtebau.

Sie findet ihre Fortsetzung

a) in der Ordnung der öffentlichen und ind iv idu­
ellen Verkehrsnetze im Sinne einer zweckent­
sprechenden Hierarchie der Straßen,

b) in einer entsprechenden Trennung zwischen dem 
fließenden, arbeitenden und ruhenden Verkehr 
und schließlich

c) in der Sortierung der verschiedenen Verkehrs­
arten und Verkehrsmittel und endet

d) bei der Sortierung der Verkehrsströme in der 
Detailbehandlung der Straßenverkehrsanlagen.

Hier interessieren nun besonders die Verfahren 
der räumlichen und der zeitlichen Sortierung.

DieSortierung in räumlicher Hinsicht g liedert sich in

a) die horizontale Ausweitung und

b) die vertikale Auflockerung.

Die räumliche Sortierung w ird besonders sinnfällig 
im Netz des öffentlichen und privaten Verkehrs durch 
Entflechtungen a lle r Art, z. B. Trennung des Durch­
gangsverkehrs vom Zielverkehr, Bereitstellung von 
Parkraum neben den Straßen, d. h. Trennen des flie ­
ßenden und ruhenden Verkehrs, Schaffung von Ein­
zweckstraßen a lle r Art, wie Autostraßen, öffentliche 
Verkehrsachsen, Rad- und Fußwege, Fußwegbereiche 
und Einbahnstraßen. Schließlich fo lg t die räumliche 
Sortierung im Detail:

a) besonderer Bahnkörper fü r Straßenbahn,

b) Trennung der Fahrtrichtung und Fahrspuren 
(Fahrbahnteiler, Fahrbahnmarkierung),

c) Parkspuren,

d) Rand- und Schutzstreifen.

An den Kreuzungszufahrten erhält die räumliche 
Sortierung eine besondere Bedeutung. Sie ist zu rea­
lisieren in dem Takt: Vorsortieren, Sortieren und 
Aufstellen nach Bewegungsrichtungen in vorbezeich- 
neten Spuren, die in ihrer Gesamtheit eine Staufläche 
bilden.

Die Sortierung in zeitlicher Hinsicht spielt in Bezug 
auf die Gesetzmäßigkeit im Verkehrsablauf eine 
besondere Rolle.

In der übergeordneten Verkehrsplanung findet sie 
ihre Anwendung:

a) in dem Abbau der Verkehrsspitzen durch eine 
zweckvolle Staffelung der Arbeitszeiten und

b) in der befristeten Zulassung des fließenden, 
ruhenden und arbeitenden Verkehrs in bestimm­
ten Verkehrsbereichen.

In der Detailplanung erfaßt die zeitliche Sortierung 
alle Bewegungsvorgänge, die vom zeitlichen Ver­
kehrsablauf abhängig sind, wie Überholen, Spur-
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Bild  4: R echtw ink lige , s igna lgesteuerte  Kreuzung^. B ild  5: Rechtw inklige , s igna lgesteuerte  E inm ündung.

KanaM sierungs- und S o rtierungsm aßnahm en in Form von ho rizo n ta len  und  ve rtika le n  Leite in rich tungen sorgen fü r  einen le is tungsfäh igen und 
sicheren V erkehrsfluß .

wechseln, Ein- und Ausscheren und Kreuzen; Vor­
gänge, die besonders an niveaugleichen Kreuzungen 
von Bedeutung sind. Bei starken Belastungen im 
Niveau w ird die zeitliche Sortierung durch Signal­
steuerung gesichert. Hierbei bilden die räumliche 
und die zeitliche Sortierung (Bau und Betrieb) eine 
Einheit (Bild 4, 5, 6). Dieses Sortierungsprinzip geht 
nun in seiner ganzen Bedeutung und Tragweite in 
die verkehrsstädtebauliche Planung ein, wie es die 
weiteren Ausführungen zeigen.

Bild  6 : A usgew e ite te , s igna lges teuerte  Kreuzung.

Eine d e r le is tungsfäh igs ten  Verkehrsan liagen im N iveau , d ie  durch 
entsprechende V o rso rtie ru n g  und A u fs te llu n g  der L inksabb ieger im 
Schutze der M itte lin s e l m it e inem  2-Phasen-System hohen Verkehrs­
belastungen genügt.

Die Stadtstruktur und die durch sie festgelegten 
Raumzeitbeziehungen bestimmen, wie w ir sahen, 
das Netzgefüge a ller Verkehrsmittel, dessen Maschen­
weite in den Außenbezirken meistens weit gespannt 
ist, während sie sich zum Stadtinnern hin enger 
und kleinkammeriger verflechten. Gutgeplante Netze 
lagern sich stets an das Verkehrsgebirge der Stadt 
an, das aus dem Verkehrsanfall der verschiedenen, 
meist bandhaften Intensitäten (Bevölkerungsdichten, 
wirtschaftlichen Nutzungen, Häfen, Bahnhöfen usw.) 
gebildet w ird, so daß die jeweilige Höhe des Ge­
birges Aussagen über die jeweilige Verkehrsdichte 
macht.

Die Kernstadt als Hauptaktionszentrum bildet 
dabei einen Hauptgipfel in diesem Gebirge, während 
andere Intensitäten weitere G ipfel oder Grate fo r­
men. Werden diese nun durch Verkehrswege, die 
aus der jeweiligen Landschaft entwickelt sind, ver­
bunden, so entsteht ein charakteristisches Netz­
gefüge, das dem Formgesetz der jeweiligen Stadt­
landschaft entspricht und die vorliegenden Verkehrs­
bedürfnisse richtungsmäßig befriedigt. Dazu kommt 
dann der Einsatz der zur Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe zweckentsprechenden Verkehrsmittel. A lle 
Gipfelpunkte im Verkehrsgebiet der Stadt strahlen 
radiale Verkehrsbeziehungen aus. M it der Kernstadt, 
die in der Regel Hauptpol ist und den restlichen 
Intensitäten als Nebenpole, ergibt sich das bevor­
zugt kernorientierte Verkehrsbild der Stadt. Es ent­
steht die typische Verkehrsspinne mit ihren anwach­
senden Verkehrsströmen zur Kernstadt hin. Schwä­
chere Tangentialströme bilden sich aus den Aus­
strahlungen der Nebenpole, die die Radialströme 
kreuzen. Diesem typischen Verkehrsbild der normalen 
deutschen Stadt entspricht am besten das Radial­
ringsystem der historischen Stadt, das selbstverständ­
lich fü r seine neue Aufgabe, die Verarbeitung der 
Motorisierung, verkehrsgerecht entwickelt werden 
muß.
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Es leuchtet ohne weiteres ein, daß diese neue A u f­
gabe mit den überkommenen alten Magistralen aus 
vielfachen Gründen nicht allein zu lösen ist, da das 
in ihnen historisch verankerte Formgesetz, wie es die 
Gegenüberstellung von Magistrale und Hauptver­
kehrsstraße zeigt, der neuen Aufgabe widerspricht. 
Trotzdem behalten sie fü r den öffentlichen Verkehr, 
mit dem sie zur Magistrale geworden und in Wechsel­
wirkung verbunden sind und bleiben, ebenso für den 
Orts- und Vorortsverkehr, der heute motorisiert ist, 
ihre alte wichtige Funktion. Sie müssen daher als 
Ortsverkehrsstrcße für die gegenwärtige Aufgabe 
ausgebaut und von allem Mißbrauch durch den 
ruhenden und arbeitenden Verkehr sowie vom ent­
behrlichen Querverkehr befreit werden, um ihre wich­
tige Funktion als Ortsverkehrsstraße und Träger des 
Massenverkehrsmittels erfüllen zu können.

Die Meisterung der Motorisierung bedingt aber 
gleichzeitig einen neuen, sicheren und leistungsfähi­
gen Straßentyp. Das ist die anbaufreie Hauptver­
kehrsstraße als Einzweckstraße fü r den Kra ftfahr­
zeugverkehr. Nach Maßgabe der jeweiligen Raum­
zeitbeziehungen in den verschiedenen Stadtgrößen 
w ird diese mehr oder weniger zur Stadtschnellstraße, 
so daß sie in der Regel in der größeren Groß- und 
Riesenstadt in die Stadtautobahn übergeht. W ie der 
im Bilde aufgetragene Wunschplan für die historisch 
entwickelte Stadt zeigt, legt sie sich als neue, mög­
lichst anbaufreie Hauptverkehrsstraße nach den vo r­
entwickelten Raumgesetzen über das alte O rtsver­
kehrsnetz, nimmt den Durchgangs- und große Teile 
des Binnen- und Zwischenortsverkehrs auf, verteilt 
die Ziel- und Quellverkehre und führt alle möglichst 
nahe an die Kernstadt als Hauptanziehungspunkt 
heran. Sie nutzt in optim aler Weise die Zäsuren in 
dem integrierten und wirtschaftsgegliederten Stadt­
körper von morgen -  in dem alles, was im Lebens­
und W irtschaftsablauf zusammengehört, zusammen­
gelegt worden ist -  fü r ihre Funktion: ein leistungs­
fähiger Vorfluter für alle Hauptverkehre der Ge­
samtstadt zu sein. Demnach liegt sie in der Lebens­
linie der Stadt, berührt die wichtigsten Aktions­
zentren, ohne sie zu durchschneiden und Störungen 
auszulösen und mündet in die Kernstadttangente als 
wichtigste Verteilerschiene im Stadtkörper ein. Bei 
ausgedehnten Kerngebieten kommt die innerstäd­
tische Verkehrsschiene hinzu, die die  Funktion der 
Kernstadttangenten ergänzt. Aus dem Wachstums­
gesetz der Stadt in Verbindung mit der Citybildung 
und der strukturellen Neuordnung sind die Rand­
gebiete der Kernstadt zu Verfallsgebieten geworden, 
die sanierungsbedürftig sind. W ird  die Kernstadt­
tangente in diese Räume gelegt, so ergänzen sich in 
optim aler Weise die neuen Forderungen aus der 
M otorisierung mit den anstehenden Problemen der 
Stadthygiene, wom it ihre Realisierung erleichtert 
w ird. Es ist eine wichtige und besonders reizvolle 
Aufgabe der Stadt- und Verkehrsplaner, in diesen

Umwandlungsbereichen die Aufgaben des Stadt­
ausbaues, der G rünpolitik  und des Verkehrs zu einer 
Synthese zu bringen, wobei eine ansprechende Form 
der Verkehrsanlagen aus den unabdingbaren Forde­
rungen der Verkehrstechnik gefunden werden kann 
und muß. Die Hauptknoten liegen an den Kreuzungs­
stellen der Kernstadttangenten mit den Hauptver­
kehrsstraßen und alten Magistralen. Letztere müssen, 
wie schon erwähnt, die starken Ströme der Massen­
verkehrsmittel und der Fußgänger und Radfahrer 
verarbeiten, die die Lösung der Aufgabe vielfach 
erschweren. An diesen Knoten sind bei Belastungen 
über 5 000 Kfz/h (Summe a ller Zufahrten in der 
Spitzenstunde) mehrgeschossige Lösungen auf die 
Dauer nicht zu vermeiden. Sie sollten daher schon 
heute eingeplant werden.

Zu den bisher begründeten Hauptverkehrsstraßen 
und Ortsverkehrsstraßen (alte Magistralen) mit der 
Kernstadttangente als wichtigster Verteilerschiene 
treten als dritte Verkehrsstraßenart, in ihrer Bedeu­
tung differenziert, die sog. Verteilerstraßen zwischen 
den Nebenpolen, die als Zweige das Astwerk, die 
Neben- und Hauptverkehrsstraßen, kreuzen und da­
mit dieses mehr oder weniger verzweigen und ver­
ändern können.

Gehen w ir weiter in der Klassifizierung des Stadt­
straßennetzes, so unterscheiden w ir

a) die Verkehrsstraßen und

b) die Wohnstraßen.

Während die Verkehrsstraßen der Ortsverände­
rung von Menschen und Gütern, also vorwiegend 
einem Transportbedürfnis dienen und daher mehr 
bandhaft im Gesamtstraßennetz gelagert sind, ent­
spricht die Funktion der Wohnstraßen mehr der 
Kommunikation, d. h. sie sind verkehrlich nur von 
sekundärer Bedeutung. Primär stellen sie ein Ver­
sorgungssystem dar, das in flächenhafter Veräste­
lung die Wohnbereiche durchzieht.

Werden die Verkehrsstraßen funktionsgemäß mit 
verkehrstechnisch wirkungsvollen Ausbauelementen 
nach verkehrlichen Gesichtspunkten entwickelt, so 
sollte im Gegensatz hierzu die Fülle der W ohn­
straßen in städtischen Agglomerationen und der 
Straßen in den ländlichen Bereichen bevorzugt nach 
dem W ohnbedürfnis, dem sie in erster Linie dienen, 
gestaltet werden.

Wachsende Verkehrssicherheit in einem dafür 
entwickelten Netzgefüge ist das Ziel, das bei dem 
hier vorliegenden geringeren Verkehrsaufkommen 
mit anderen Planungselementen als in der Verkehrs­
straße erreicht werden kann.

Zutritt zu dem in diesem Sinne entwickelten, sor­
tierten und nach den Bedürfnissen der Hygiene und 
der Sicherheit geformten Erschließungsnetz ist spar­
sam und an leistungsfähig und sicher ausgebauten 
Knoten zu ermöglichen; Hauptverkehre tangieren nur.
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Der zu- und abfließende Verkehr fo lg t der Wohn- 
sammelstraße, bei der wiederum Sicherheit und Lei­
stungsfähigkeit von Bedeutung sind.

Bei der Netzgestaltung müssen die aus den Er­
kenntnissen der Verkehrstechnik entwickelten Pla- 
nungs- und Ausbauelemente mehr als bisher Berück­
sichtigung finden.

Bei der Planung und Aufschließung neuer W ohn­
gebiete, wie auch im bestehenden Wohnstraßennetz 
sollte die Straßenkreuzung weitgehend vermieden 
werden, d. h. durch Straßeneinmündungen in T-Form 
ersetzt und auf wenige, funktionsbedingte Kreu- 
zungssanlagen beschränkt bleiben. Nach amerika­
nischen Erfahrungen kann sie nur dort angewendet 
werden, wo durchlaufende Wohnstraßen in Sammel­
straßen einmünden und diese kreuzen.

Kontinuierlich durchlaufende Straßen von einer 
Verkehrsstraße zur anderen sollten in Wohngebieten 
möglichst vermieden werden; ebenso Straßenknoten 
mit vielen Zufahrten und spitzwinkligen Überschnei­
dungen, wie sie bei schiefwinkligen Kreuzungen, 
Einmündungen und Gabelungen (Y) Vorkommen.

(Soweit die Wohnstraßen und Straßen mit schwa­
chem Verkehr, über deren Sicherheitsbedürfnis ich 
in meinem Beitrag: „D ie Sicherung des Stadtstraßen­
verkehrs" noch Weiteres ausführe.)

Im Netz der Verkehrsstraßen dagegen kann die 
Kreuzung nicht entbehrt werden, weil die von den 
Stadtkonzentrationen radia l ausstrahlenden und sich 
durchsetzenden Verkehrsströme am besten mit dieser 
Knotenform im Sinne der Sicherheit, Leistungsfähig­
keit und W irtschaftlichkeit bewältigt werden kön­
nen. Das steht nicht im Widerspruch mit der Forde­
rung nach Abbau von schwach belasteten, nicht 
signalgesteuerten Kreuzungen in Nebenbereichen.

Die Funktion der Hauptverkehrsstraße kann in 
ihrer vorskizzierten Form als Schnellstraße bei zu­
nehmender Belastung leistungsmäßig nur erhalten 
bleiben, wenn sie bei ihrer zunächst noch eben­
erdigen Lage unter die sog. Zufahrtskontrolle ge­
stellt w ird. Darunter verstehen w ir die schon er­
wähnte Anbaufreiheit. Ein evtl. Anbau muß durch 
die Anliegerstraßen bedient werden.

Die Kontrolle des Querverkehrs geschieht je nach 
der Stärke durch

a) Vorfahrtsregelung (Vorfahrt- und Stopp­
beschilderung),

b) Hand- und Signalsteuerung, schließlich wenn 
das nicht mehr ausreicht,

c) durch zwei- oder mehrgeschossige Stromfüh­

rungen, wobei o ft eine Sonderbehandlung des 
Hauptstörenfriedes genügt.

Die Notwendigkeit eines Übergangs in die Hoch­
oder Tieflage auf Grund der örtlichen Gegebenhei­
ten weist aber bereits auf die Stadtautobahn hin mit 
ihren planfreien Lösungen, die, besonders in der 
Hochlage, eine neue Zäsur und ein neues städte­
bauliches Element in die Großstadt von morgen 
hineintragen. Ihre optimale Einpassung in das Stadt­
bild und ihre Einbindung in das alte Stadtverkehrs­
netz stellt Architekten und Ingenieure vor eine wich­
tige und äußerst schwierige Aufgabe, die nur, wie 
ich am Ende meiner Ausführungen zeigen werde, bei 
Anwendung einer systematischen Arbeitsmethode -  
nach Diagnose, Prognose und Therapie -  unter 
Beachtung der verkehrstechnischen Grundgesetze 
gelöst werden kann. Jede rein intuitive Lösung führt, 
wie die Erfahrung von heute so o ft gelehrt hat, zu 
Fehllösungen und damit zu Geldvergeudungen, die 
dem Volksvermögen gegenüber unverantwortlich 
sind. Sicherheit und Leistungsfähigkeit der Straßen­
verkehrsanlagen von morgen lassen sich nur durch 
die -  heute zur Verfügung stehende -  verkehrstech­
nische Berechnung garantieren und nachweisen, die 
die gleiche Bedeutung hat wie die statische Berech­
nung bei allen Ingenieurbauwerken. Sie kann für 
alle vorliegenden Fälle entwickelt werden. Daher 
bildet sie die Grundlage für jede Dimensionierung 
und jeden Ausbau von Verkehrsanlagen, so daß sie 
in der Verkehrsplanung nicht mehr fehlen darf.

Es würde zu weit führen, wollte ich Ihnen hier die 
verkehrstechnischen Maßnahmen im einzelnen er­
läutern. Daher greife ich dem Sinn und Zweck ihrer 
Tagung entsprechend bewußt einige Kernprobleme 
heraus, die sich auf den arbeitenden Menschen be­
ziehen; auf seine Berührung und Bewegung mit dem 
und im Verkehr, sei es auf dem Dienstweg oder auf 
dem Weg von und zur Arbeitsstätte:

1. der Berufsverkehr,

2. der Zweiradverkehr,

3. der Fußgängerverkehr.

1. Der Berufsverkehr

Die Motorisierung hat in Bezug auf den öffentlichen 
Verkehr der Städte eine große W andlung gebracht. 
Während sich früher der Berufsverkehr vornehmlich 
auf die öffentlichen Massentransportmittel be­
schränkte, ist er heute zu einem großen Teil auf ind i­
viduelle Verkehrsmittel, insbesondere auf Zweirad­
fahrzeuge und Kleinwagen verlagert.

Durch diese Entwicklung ist naturgemäß die bean­
spruchte Verkehrsfläche weit größer als bei den 
raumsparenden Fahrzeugen des öffentlichen Ver­



kehrs. Darüber hinaus aber ist der Berufstätige nun 
durch die Bedienung und Verwendung eines Privat­
fahrzeuges viel mehr den Unfallgefahren im Verkehr 
ausgesetzt als früher. Es ist allgemein bekannt, daß 
die öffentlichen Verkehrsmittel den höchsten Grad 
der Sicherheit im Verkehr erreichen. Ein sorgfältig 
ausgesuchtes und geschultes Fahrpersonal und die 
laufende Überwachung und Unterhaltung der Fahr­
zeuge garantieren diesen Stand.

Dieser Sicherheitsgrad wird vom individuellen 
Verkehrsmittel niemals erreicht. An die Stelle des 
Fahrgastes in einem einzelnen öffentlichen Verkehrs­
mittel tr itt plötzlich eine Vielzahl von individuellen 
Fahrern mit vielen privaten Verkehrsmitteln, wodurch 
die Unfallwahrscheinlichkeit merklich höher steigt. 
So ist es leicht erklärlich, daß zwischen der Entwick­
lung in Bezug auf den erhöhten Einsatz von privaten 
Kraftfahrzeugen und der Zunahme der W egeunfälle 
in den letzten Jahren ein Zusammenhang besteht.

Natürlich ist auch der Fußgänger infolge der Ver­
kehrsentwicklung und der damit verbundenen 
Schwierigkeiten in der Benutzung der Straße in stei­
gendem Maße der Unfallgefahr ausgesetzt.

W ir sprachen von Berufsverkehrsströmen. Für die 
werktätige Bevölkerung sind sie vielfach ein Greuel. 
Diese entsetzliche „Völkerwanderung" des Berufs­
verkehrs nimmt den Morgenstunden das sprichwört­
liche Gold aus dem Munde.

Hier fehlt es an einer sinnvollen Staffelung der 
Arbeitszeiten, durch die die überfü llung der Massen­
transportm ittel, die hohen Verkehrsspitzen, Verstop­
fungen von Straßen und Knoten, Ärger und Zeit­
verlust, Erschöpfung und „U n fä lle " in den Berufs­
verkehrsspitzen vermieden werden könnten (Bild 7).

Aber neben den Gefahren durch überlastete 
Transportmittel und verstopfte Straßen, die natürlich 
auch den Fußgänger betreffen, sind es die medizi­
nischen Folgen dieser Zustände, die sich auf die 
Arbeitsleistung, Aufmerksamkeit und Arbeitsfreude 
negativ auswirken.

Seit langem weiß man von dieser fast unerträg­
lichen Situation im Stadtverkehr, aber bisher ist es 
mehr oder weniger bei der Theorie der „sinnvollen 
Staffelung der Arbeitszeiten" geblieben. Der Mensch 
ist offensichlich zu sehr ein
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W ie kann nun derStädtebau zur Vermeidung dieses 
Übelstandes beitragen?

Der Städtebau steht gegenwärtig noch mitten in 
dieser Lebens-, Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung. 
Es müssen die Kräfte erkannt und verstanden wer­
den, die die heutigen Lebensformen und -Vorgänge 
bestimmen und beeinflussen. Das Natürliche in der 
neuzeitigen Stadt ist ihre wuchshafte Gliederung,

ihre organhafte Verästelung und Auflockerung in 
einem Gesamtkörper. Die Kernstadt ist das geogra­
phische Herz und Haupt der Stadt. Sie dient als 
Haupt- und Mutterstadt bevorzugt den übergeord­
neten und zentralen Bedürfnissen. Ihr sind als W ohn­
städte zugeordnet Außenorte und Vororte als selb­
ständige Siedlungskörper; kommunal- und verkehrs­
befriedete Trabanten mit Schwerpunktsbildungen fü r 
die Tagesbedürfnisse. Diesen werden die zugehöri­
gen Arbeitsbereiche beigefügt, um die Berufswege 
zu verkürzen und weitgehend fuß läufig zu machen 
und die Verkehrsspitzen besonders im öffentlichen 
Verkehr abzubauen und die Kernstadt zu entlasten.

Indem so zusammenliegt, was im Lebens- und 
W irtschaftsablauf zusammengehört, w ird verm eid­
barer Verkehr im Sinne einer gesunden S tadtw irt­
schaft und eines sicheren Verkehrsablaufes unter­
bunden und dam it die erste Forderung der städti­
schen Verkehrsplanung erfüllt.

Bild  7: G a n g lin ie  des Tagesverkehrs.

N o rm a le  V e rkeh rsze it: 300 bis 400 Fahrgäste/h.

M org ensp itze : w ährend e iner V ie rte ls tu nde  m ehr als 3 000 ausste igende 
Fahrgäste.

A b endsp itze : w ährend  e ine r ha lben Stunde 3 500, o ft  b is 5 000 zu­
ste igende Fahrgäste.

H am burge r Hochbahn A . G.

2. Der Zweiradverkehr

Eine Problematik im deutschen Straßenverkehr ist 
die unterschiedliche Verkehrszusammensetzung. Die 
großen Unterschiede in der flächenmäßigen und 
gewichtsmäßigen Fahrbahnbeanspruchung sowie in 
den jeweiligen fahrdynamischen Eigenschaften der 
betreffenden Fahrzeugart machen den Verkehrs­
ablauf außerordentlich kompliziert.

A lle Fahrzeugarten bewegen sich auf ein und der­
selben Fahrbahn und belasten ein und dieselbe Zu­
fahrt eines Verkehrsknotens, mit den in Deutschland 
wenigen Ausnahmen, wo der Radverkehr auf beson­
deren Radwegen geführt ist. Hinzu kommen noch 
die Fußgänger.

20



Man denke nur an die unterschiedlichen Geschwin­
digkeiten, Anfahrbeschleunigung, Bremsweg der ein­
zelnen Fahrzeugarten, um den negativen Einfluß der 
inhomogenen Verkehrszusammensetzung auf die 
Sicherheit, Leistungsfähigkeit und W irtschaftlichkeit 
einer Straße zu ermessen.

Obwohl sich in den letzten Jahren ein auffallender 
Zug zum Kleinwagen durchsetzt, ist es eine Erfah­
rungstatsache, daß sich die berufstätige Bevölke­
rung, die nicht die öffentlichen Verkehrsmittel be­
nutzt, zum größtenteil der zweirädrigen Kra ftfahr­
zeuge bedient, obschon die Zunahme des allgem ei­
nen Krafträderbestandes in den vergangenen Jah­
ren stark zurückgegangen ist. Neben dem bereits 
erwähnten Einfluß durch die stärkere PKW-Nutzung 
dürfte hierfür die überaus starke Verbreitung der 
Fahrräder mit Hilfsmotoren maßgebend sein. Die 
Zahl dieser als „M oped" bekanntgewordenen Fahr­
zeugart wurde 1955 auf etwa 1,3 M illionen geschätzt, 
1956 auf 1,8 M illionen.

Damit ist natürlich ein weiteres Verkehrsproblem 
entstanden.

In Holland tra t die Problematik dieses neuen Ver­
kehrsmittels zunächst in Erscheinung. Die sog. „Brom- 
fietsen" werden hier zur Gruppe der Fahrräder ge­
rechnet und demzufolge auf die Radwege verwiesen, 
wo sich die viel schnelleren Mopeds nur schlecht auf 
Kosten der Sicherheit in den Radverkehr einschalten 
können.

Betrachtet man dagegen das Moped als M oto r­
fahrzeug, so ist es zur Benutzung der Kraftfahrzeug­
bahn verpflichtet, wo es wiederum als Langsamfahr­
zeug die Sicherheit und Leistungsfähigkeit der Straße 
negativ beeinflußt.

Entsprechend ihrer zunehmenden Zahl stellen na­
türlich die Mopeds auch einen wachsenden Anteil 
an den Straßenverkehrsunfällen. Betrachtet man beim 
Moped die zur Beurteilung der Verkehrssicherheit 
von Kraftfahrzeugen übliche „innere Sicherheit", d. h. 
also den Sicherheitsgrad, der entscheidend ist, wenn 
sich ein Unfall ereignet, dann sind es zwei besondere 
Merkmale, die die Sicherheit des Mopedfahrers 
überaus stark beeinträchtigen:

1. Das Ungeschütztsein des Körpers, d. h. der 
Fahrer ist den Auswirkungen eines Unfalls un­
m ittelbar und ohne jede schützende Hülle aus­
gesetzt, was übrigens fü r alle Zweiradfahrzeuge 
zutrifft,

2. Die Fliehkraft des Körpers beim scharfen Brem­
sen überwiegt das Bremsvermögen des leicht­
gewichtigen Mopeds so stark, daß die Brems­
wirkung als Schutz vor plötzlich auftretenden 
Gefahrenhindernissen und -ereignissen wesent­
lich eingeschränkt ist.

Diese Unsicherheitsmerkmale kommen in der Un­
fa llstatistik deutlich zum Ausdruck dadurch, daß bei 
Mopedunfällen der Anteil der Verletzten und töd­
lich Verletzten zu etwa 80% beim M opedfahrer liegt. 
Hinzu kommen Straßenglätte und Straßenbahn­
schienen sowie die Tatsache, daß zweirädrige Fahr­
zeuge vom übrigen Straßenverkehr schlecht erkannt 
und vielfach übersehen werden; Einflußfaktoren, die 
den Benutzer von zweirädrigen Verkehrsmitteln be­
sonderen Unfallgefahren aussetzen.

Was nun das Moped anbetrifft, so dürfen 1. die 
schnelle Entwicklung und 2. die soziale Bedeutung 
dieser Fahrzeugart auf keinen Fall verkannt werden. 
Es ist unbedingt notwendig, schon heute in weiser 
Vorausschau Vorsorge zu treffen und die Verkehrs­
lösungen darauf abzustimmen. Geschwindigkeitsbe­
grenzung sowie Ausbau und Verbreiterung des Rad­
wegnetzes sind hierbei die ersten wirkungsvollen 
Maßnahmen. Die Frage, ob es nun zweckmäßig ist, 
im Laufe der Zeit den Mopedverkehr auf die Rad­
wege zu verweisen, ist nicht eindeutig zu beantwor­
ten. Zweifellos würden solche Maßnahmen die Un­
fa llgefahr weitgehend vermindern. Sie setzen aber 
voraus, daß ein gut verzweigtes Radwegnetz rea li­
siert und die gesamte Radwegbreite auf die Erfor­
dernisse eines gemischten Zweiradverkehrs abge­
stimmt wird. Dabei ist die Radfahrbahn als „eigener" 
Radweg auszubilden, d. h. abgesetzt von der Straße. 
An den städtischen Ortsverkehrstraßen ist er durch 
bauliche Vorkehrungen, wie erhöhter Randstein und 
Grünstreifen von der M otorfahrbahn zu trennen. 
Dieser Sicherheitsstreifen muß mindestens 0,80 m 
breit sein. Er schützt den Radfahrer vor allem dort, 
wo Autos am Fahrbahnrand parken, vor der Gefahr 
aus aufschlagenden Türen.

Noch wichtiger ist die Sicherung des Radverkehrs 
an den Straßenknoten. Während die Ausbildung von 
Radwegen im Landstraßenbereich und an der kreu­
zungsfreien Strecke kein Problem ist, ist die Führung 
des Radverkehrs in der Stadt, besonders an den 
Verkehrsknoten, schwierig. Die Lösungen müssen

1. im Einklang mit der Betriebsform des Knotens 
stehen und

2. sich nach der Machtstellung des Radfahrers im 
Gesamtverkehr richten.

Es bieten sich dann verschiedene Möglichkeiten an, 
je nachdem ob der Radfahrer

a) in sich eine Macht darstellt, die sich selbst in 
Kolonnen schützt und erhält,

b) zu schwach dazu ist und als gefährdete und ge­
fährdende Gruppe geschützt werden muß.

Die sicherste Führung ist natürlich die niveaufreie. 
Da solche Anlagen jedoch in der Innenstadt nur
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selten zu realisieren sind, müssen Lösungen im 
Niveau gefunden werden.

Das günstigste hierbei ist, die Radfahrer vom 
Hauptverkehrsknoten fernzuhalten und in sog. Rad­
fahrstraßen (Parallel- oder Umgehungsstraßen) ab­
zuleiten. Im Stadtgrundriß bieten sich o ft solche M ög­
lichkeiten an. Ist aber das Straßennetz einer G roß­
stadt durchweg ausgelastet, so bleibt nur als ultima 
ratio, den Radverkehr mit dem Kraftverkehr konform 
zu führen.

Es kann jedoch aus Gründen der Sicherheit in 
einer derartigen Situation ebensowenig verantwor­
tet werden, daß der Radweg in mehr oder weniger 
großer Entfernung vor der Kreuzung einfach auf­
hört, wie es unzweckmäßig ist, daß der Radverkehr 
in die Sortieranlage des Kraftverkehrs vor den Auf- 
stellboxen einfach einflechtet.

Daher b leibt auch hier nur die sog. „Schienen­
führung" auf streng vorgegebenen Bahnen, die -  
ähnlich wie bei der Kraftfahrbahn -  mit Stauräumen, 
Standlinien und Signaleinrichtungen zu versehen 
sind. Eine solche Führung des Radverkehrs im Netz 
und an den Knoten gewährt diesen ein Höchstmaß 
an Sicherheit unter Berücksichtigung aller Verkehrs­
teilnehmer.

3. Der Fußgängerverkehr

Auch in einem Zeitalter, in dem Technik und 
Motorisierung das Fahren zur täglichen Gewohnheit 
gemacht haben, b leibt der Fußgänger nach wie vor 
eine Verkehrsteilnehmergruppe, die besondere Be­
achtung verdient. Ihr gehört die arbeitende Bevöl­
kerung immer noch in hohem Maße an (sei es auf 
dem Weg von und zur Arbeitsstätte oder sei es 
zwischen der Arbeitsstätte und den Haltestellen des 
öffentlichen Verkehrs (Bild 8).

Bild 8: Fußgängerverkehr in D üsseldorf, AMeestraße.

Gerade der Fußgänger ist bei der Expansion des 
motorisierten Verkehrs in den Städten in große Be­
drängnis geraten. Die Unfallanalysen zeigen ein 
erschreckendes Bild. Hamburg meldet 1955, daß von 
269 durch Verkehrsunfälle getöteten Personen 153, 
also 56,8% Fußgänger waren. In allen Ländern ist 
der Anteil der an Unfällen beteiligten Fußgänger 
sehr hoch.

Der Fußgänger muß daher heute mehr denn je 
geschützt und auf ausreichenden und sicheren Geh­
wegen geführt werden. Nicht nur, weil das Gehen 
die natürlichste Bewegungsform des Menschen ist, 
sondern schon aus gesundheitlichen Gründen muß 
das Gehen erhalten und gefördert werden. Beson­
ders in der Stadt müssen dazu alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden.

Aus städtebaulich-verkehrlichen Überlegungen le i­
ten sich die folgenden Grundforderungen ab:

1. die richtige Einbindung des Fußgängerverkehrs 
im Rahmen der verkehrlichen Neu- und Um­
ordnung einer Stadt ist nicht nur ein verkehrs­
technisches, sondern ebensosehr ein städtebau­
liches und stadtwirtschaftliches Problem,

2. die starke D ifferenz zwischen der Geschwindig­
keit des Fuß- und des motorisierten Verkehrs 
macht eine klare Trennung beider Verkehrs­
teilnehmergruppen erforderlich unter echter Be­
rücksichtigung der städtebaulichen Beziehungen 
im gesamten Siedlungsraum.

Während der Gehweg einzig und allein dem Fuß­
gänger Vorbehalten ist, w ird die Fahrbahn notwen­
digerweise an gewissen Stellen von beiden Verkehrs­
teilnehmergruppen benutzt.

Somit ist es natürlich, den die Straße überschrei­
tenden Fußgängerstrom an bestimmten Stellen zu 
konzentrieren, um

a) die Fahrbahn von einem in der Längsrichtung 
w illkürlich verteilten und ungeordneten Fuß­
gängerquerverkehr freizuhalten und dam it einen 
fließenden Verkehr zu ermöglichen,

b) den Fußgänger vor einem unbedachten und 
damit gefährlichen überqueren der Fahrbahn 
zu bewahren und den Kraftfahrer auf die be­
sonderen Übergangsstellen aufmerksam zu 
machen und

c) den Straßenraum im Sinne der Sicherheit und 
Leistungsfähigkeit in einer dem Verkehrsbedürf­
nis seiner Benutzer entsprechenden Form auf­
zuteilen.

Diese durch die sog. „Zebram arkierung" gekenn­
zeichneten Übergangsstellen bewahren sowohl den 
Fußgänger- als auch den Fährverkehr in w irkungs­
voller Weise vor Verkehrsunfällen.
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Die Bezeichnung „Fußgängerstrom" weist bereits 
darauf hin, daß derartige Übergangsstellen zweck­
gebunden sind, d. h. sie müssen im natürlichen Ver­
kehrsfluß liegen, also dort, wo die Mehrzahl der 
Fußgänger die Straße ohnehin überschreitet.

Vor Umwegen ist der Fußgänger, der sich ja mit 
der eigenen M uskelkraft fortbewegt, sehr empfind­
lich. Das ist im Hinblick auf den Straßenverkehr le i­
der so und bereitet den Verkehrsingenieuren manche 
Sorgen; denn nicht immer ist es im vorhandenen 
Straßen- und Bebauungszuschnitt möglich, die kür­
zesten Verbindungen fü r den Fußgänger einzuhalten. 
Bei Unter- oder Überführungen, so verkehrssicher sie 
sind, stellt man nur zu o ft fest, daß dennoch der 
direkte W eg über die Fahrbahn bevorzugt, also die 
Bequemlichkeit über die Sicherheit gestellt w ird. 
Zeit- und Wegeverluste sind dem Fußgänger beson­
ders an solchen Übergangsstellen unangenehm, die 
den W eg zur Arbeitsstelle vermitteln.

Auf diese Eigenschaften des Fußgängerverkehrs 
müssen unsere Planungsmaßnahmen besondere 
Rücksicht nehmen, wenn sie überhaupt w irkungsvoll 
sein sollen.

Die sicherste Stelle für den Fußgänger zum d irek­
ten niveaugleichen überqueren der Fahrbahn einer 
verkehrsreichen Straße ist zweifellos die an Licht­
signalen und an geeigneten Fußgängerüberwegen 
mit Fahrbahnteiler. Dennoch auch hier w ieder das 
gleiche Merkmal: Bequemlichkeit vor Sicherheit. So 
haben die Lichtsignale auf die Häufigkeit der Be­
nutzung eines Überweges o ft nicht den Einfluß wie 
vielfach angenommen wird.

Darüber hinaus aber muß bei all diesen Erwägun­
gen und Gedanken zur verkehrsgerechten Lösung 
immer der gesamte Verkehrsablauf gesehen werden.

Signalgesteuerte Fußgängerüberwege auf fre ier 
Strecke mit starkem und schnellen Verkehr führen 
oft, wie die Erfahrungen zeigen, zu schweren Un­
fällen durch das Abbremsen eines Kraftfahrzeuges 
und Auffahren der nachfolgenden Fahrzeuge bei 
plötzlichem Rotlicht, die mit einer so spontanen 
Blockierung der Fahrbahn nicht gerechnet haben. 
Daher sind signalgesteuerte Fußgängerüberwege auf 
der freien Strecke mit schnellem Verkehr wegen der 
Unfallgefahren untragbar. Ist der Verkehr so dicht, 
daß die Fußgänger die Straße nicht oder nur mit 
geringer Sicherheit überschreiten können, so sind 
niveaufreie Lösungen erforderlich. Hierbei ist zu be­
achten, daß Fußgängerunterführungen a ttraktiv aus­
gestaltet werden, dam it sie dem Fußgänger einen 
Anreiz zur Benutzung geben.

Vielfach hört man auch die Frage, warum an 
signalgesteuerten Kreuzungen keine besonderen Fuß­
gängerphasen vorgesehen werden, also Grünzeiten, 
die nur dem Fußgänger zu gewissen Zeiten das übe r­
schreiten der Fahrbahn gestatten. Auch hier ist zu 
bemerken, daß die Leistungsfähigkeit der Gesamt­
anlage durch eine solche Zusatzphase wesentlich

herabgesetzt w ird. Das bedeutet nicht, daß w ir den 
Kraftfahrzeugverkehr dem Fußgänger vorziehen. Die 
Erfahrungen zeigen immer wieder, daß derartige 
Fußgängersonderphasen vielfach dort zur Anwen­
dung kommen, wo sie mehr schlecht als gut machen. 
Sie fordern vom Fußgänger und vom Kraftfahrer 
unnötig lange Wartezeiten und stören den leistungs­
fähigen Verkehrsablauf. In der Regel ist es möglich, 
den Fußgängerverkehr so mit dem Fährverkehr zu 
signalisieren, daß für beide Teile eine ausreichende 
Verkehrssicherheit gewährleistet ist. Reicht dieses 
nicht aus, dann sind auch hier die Niveaulösungen 
erschöpft, und es müssen Fußgängerüber- oder 
-Unterführungen vorgesehen werden. Letztlich ist es 
das Gebot der Rücksichtnahme und Disziplin aller 
am Verkehr Beteiligten, denn „der rücksichtslose 
Kraftfahrer bedeutet fü r die Sicherheit des Verkehrs 
keine größere Gefahr als der rücksichtslose, seinen 
Zebrastreifen als Promenade benutzende Fuß­
gänger".

Das sind einige Merkmale, die ich Ihnen im Zu­
sammenhang mit dem arbeitenden Menschen in 
seiner Eigenschaft als Verkehrsteilnehmer und damit 
im Hinblick auf die Unfallgefahren und ihre Ver­
hütung durch die verkehrstechnische Planung darzu­
stellen versuchte. Sie werden verstehen, daß es nur 
ein kleiner Auszug von dem sein konnte, was Ver­
kehrsstädtebau und Verkehrstechnik zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit zu leisten vermögen.

Ich hätte Sie noch bekannt machen müssen mit dem 
Einfluß der Geschwindigkeit auf die Verkehrssicher­
heit und mit dem Erfolg und M ißerfolg geschwindig­
keitsbeschränkender Maßnahmen, je nachdem ob sie 
den Verkehrs- und Fahrbahnbedingungen entsprechen 
oder nicht.

W ir hätten die besonderen Sicherungsmaßnahmen 
in Wohngebieten untersuchen und die Bedeutung 
verkehrsgerechter Ausbauelemente einschließlich der 
Fahrbahnmarkierung, Signalisierung und Beschilde­
rung zur sicheren und leistungsfähigen Verkehrs­
führung heraussteilen müssen. Ich müßte Sie tiefer 
einführen in die mit dem Stadtverkehr zusammen­
hängenden Fragen städtebaulicher, technischer und 
betrieblicher und organisatorischer Art, um den 
Gesamtbeitrag der verkehrstechnischen Arbeit zur 
Lösung der Probleme klarzulegen.

Was aber noch gesagt werden muß ist, daß neben 
all diesen Maßnahmen die Menschheit von der 
Notwendigkeit fester „Spielregeln" im Verkehr über­
zeugt werden muß, wenn der technische Beitrag zur 
Verkehrssicherung voll zum Tragen gebracht werden 
soll.

Eine Aufklärung der gesamten Ö ffentlichkeit, nicht 
nur der motorisierten Verkehrsteilnehmer und Rad­
fahrer, sondern auch der Fußgänger, ist notwendig, 
denn der Verkehrstod ist ein wirtschaftlicher Verlust, 
welcher dem Ausfall eines Produktionsmittels ver­



gleichbar ist, zumal der Anteil der Jugendlichen mit 
hoher Lebenserwartung an den Unfällen sehr hoch ist.

Daher entspricht es einem zeitgemäßen Denken, 
wenn gefordert w ird, die Neuordnung der städtischen 
Verkehrsnetze, die Anlage und den Ausbau von 
Hauptverkehrsstraßen und -knoten aus Verkehrs­
steuern zu finanzieren, die zweckgebunden sein 
müssen.

Die Intensivierung der technischen Entwicklung und 
damit die Intensivierung des Verkehrs hat zu einem 
Zustand geführt, der nicht zu Unrecht als Verkehrsnot 
bezeichnet wird. Die Koordinierung a ller an der

Lösung dieser Aufgabe zum Schutz des Menschen 
Beteiligten ist daher eine entscheidende Forderung.

Sie, meine Herren, haben die Aufgabe der Revi­
sion: der Revision von technischen Geräten, M a­
schinen, elektrischen Anlagen u. a., deren sich heute 
der Mensch bedient. Hier glaube ich sagen zu dürfen, 
berühren sich unsere Arbeitsgebiete sehr eng, denn 
die Probleme des Städtebaues und des Verkehrs­
wesens sind prim är Folgeerscheinungen der tech­
nischen Entwicklung, die ebenfalls einer Revision 
bedürfen, und zwar einer Revision zum Schutze und 
W ohle des Menschen und zur Schaffung eines ge­
sunden Raumlebens in Stadt und Land.

Neue Aufgaben der berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütung

Dipl.-Ing. Paul Volkmann, Leiter der Zentralstelle für Unfallverhütung, Bonn

Am 1. O ktober ds. Js. waren 73 Jahre seit dem 
Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes ver­
gangen, mit welchem den Berufsgenossenschaften die 
vier Aufgaben: Unfälle verhüten — heilen — entschä­
digen und die Berufsfürsorge übertragen wurden. 
Im Kampf gegen die Unfallgefahren hat die berufs­
genossenschaftliche Arbeit unbestreitbar ihre Erfolge 
zu verzeichnen. Die Berufsgenossenschaften dürfen 
deshalb auf ihre dem W ohle der schaffenden Men­
schen dienende Tätigkeit mit Stolz zurückblicken.

Werfen w ir jedoch einen Blick in die Unfallstatistik, 
so müssen w ir feststellen, daß trotz a ller bisherigen 
Bemühungen die Zahl der Arbeitsunfälle auch heute 
noch viel zu hoch ist.

Im Jahre 1956 wurden in der Bundesrepublik von 
der gesetzlichen Unfallversicherung insgesamt 25,7 
M illionen Versicherte erfaßt. Es wurden 2,6 M illionen 
Unfälle insgesamt gemeldet, davon 2,3 M illionen 
Arbeitsunfälle im engeren Sinne, 257 000 W ege­
unfälle und 43 800 Fälle von Berufskrankheiten. Eine 
erstmalige Entschädigung in Form von Rente, Kran­
kengeld, Sterbegeld oder einer Gesamtabfindung 
mußte fü r 135 200 Unfälle und Erkrankungen gezahlt 
werden; unter diesen waren 8 012 tödliche Unfälle. 
669 000 Menschen bezogen eine Unfallrente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung und 187 448 erhielten 
eine Hinterbliebenenrente. Die Ausgaben der ge­
setzlichen Unfallversicherung betrugen insgesamt
1,15 M illiarden DM. Im Jahre 1957 mußten allein 
von den gewerblichen Berufsgenossenschaften für 
Unfallrenten, Krankengelder und Heilfürsorge 1,05 
M illiarden DM aufgebracht werden.

Diese Zahlen reden eine deutliche Sprache und 
mahnen uns, daß fü r die Unfallverhütung noch mehr

als bisher getan werden muß. Unsere A rbeit auf 
diesem Gebiet muß auf der ganzen Linie immer mehr 
intensiviert werden. Die Unfallverhütung ist eine 
Aufgabe, die keine Pause duldet. Sie ist außerdem 
nicht nur eine ethische Verpflichtung, sondern auch 
eine wirtschaftliche Notwendigkeit.

Diese Erkenntnis, die in unserem Kreise keineswegs 
neu ist, zw ingt zur Kritik an unserer bisherigen A rbeit 
und fo rdert gebieterisch nach Lösungen der immer 
wieder neu auftretenden Probleme im Kampf gegen 
die Arbeitsunfälle.

Welche Maßnahmen zur Unfallverhütung ergriffen 
werden müssen, erg ibt sich aus der Kenntnis der 
Zusammenhänge bei einem Unfallgeschehen.

Die aus der Unfallstatistik erm ittelte Unfa llhäufig­
keit e rg ib t immer wiederkehrende Regelmäßigkeiten, 
so daß bei oberflächlicher Betrachtung der Gedanke 
naheliegend ist, die weitere Unfallverhütungsarbeit 
als wenig aussichtslos einzuschränken.

Ein solcher Gedanke dürfte jedoch ein verhäng­
nisvoller Irrtum sein, und die erfahrenen Sicherheits­
techniker hegen einen solchen Gedanken auch nicht, 
sondern ziehen aus der Tatsache der nur wenig 
schwankenden oder sich nur allmählich ändernden 
Häufigkeiten den richtigen Schluß, daß diese von 
Umständen abhängen müssen, die gleichfalls be­
harrlich sind.

Ein früherer M itarbe iter der Zentralstelle fü r Un­
fallverhütung, Herr Dr. Pilz, hatte s. Zt. die Zusam­
menhänge beim Unfallgeschehen durch eine mathe­
matische Anschauungsformel deutlich gemacht und 
als Beispiel den Verkehrsunfall gewählt, bei dem sich
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die gegenseitige Beziehung der die Unfallhäufigkeit 
bestimmenden Faktoren sehr einfach übersehen 
läßt.*)

Diese Faktoren sind: 

die Größe der Gefahr;

die W irksam keit der zur Ausschaltung der Ge­
fahren ergriffenen technischen Maßnahmen und 
die Richtigkeit des Verhaltens der Verkehrsteil­
nehmer.

Die U nfallhäufigkeit w ird offenbar mit der Größe 
der G efahr im direkten Verhältnis stehen, d. h. sie 
w ird mit ihr d irekt proportiona l sein.

Die Größe der G efahr wiederum w ird durch die 
Verkehrsdichte, ihre Regelmäßigkeit bzw. Schwan­
kung, die Übersichtlichkeit und den Zustand der 
Verkehrswege, die Masse und Geschwindigkeit der 
Verkehrsmittel, den Verkehrsanteil von Fuhrwerk, 
Bahnen, Kraftwagen, Radfahrern, Handwagen und 
Fußgängern, der W itterung, der Tageszeit, Beleuch­
tung u. dgl. durchaus realen Gegebenheiten bestimmt 
sein.

Durch geeignete Maßnahmen, z. B. gute Beleuch­
tung, Signale, Verkehrsregelung, Verbesserung der 
Straßen, Fahrzeugkontrolle, Geschwindigkeitsbe­
grenzung und ähnliches können diese Gefahren ein­
geschränkt, zum Teil sogar gänzlich ausgeschaltet 
werden.

Die U nfallhäufigkeit ist demnach, mathematisch 
gesprochen, eine Funktion der Gefahrensumme, ver­
mindert um die Summe der durch Gegenmaßnahmen 
ausgeschalteten Einzelgefahren.

Zu dem dritten Faktor, der Richtigkeit des Ver­
haltens der Straßenbenutzer, steht die Unfallhäufig- 
keit im umgekehrten Verhältnis, d. h. sie ist zu ihr 
umgekehrt proportional. Sie w ird gleich Null, wenn 
die „Richtigkeit des Verhaltens" unendlich groß ist, 
und unendlich groß, sobald die „Richtigkeit des Ver­
haltens" gleich Null w ird.

Mathematisch lassen sich demnach die gegenseiti­
gen Beziehungen dieser Faktoren, wenn man die 
Unfallhäufigkeit mit U, die Größe der Gefahren mit 
G, die technischen Schutzmaßnahmen mit S und die 
„Richtigkeit des Verhaltens" mit V bezeichnet, durch 
folgende Formel ausdrücken:

u = f  ( 2 ^ 2 S j

Das bedeutet in W orten:

Die Unfallhäufigkeit ist eine Funktion der durch die 
Summe der technischen Abwehrmaßnahmen verm in­
derten Summe der Gefahren, gebrochen durch die

*) Dr. m ont. Ingi. Robert P ilz, „B e triebss icherhe it is t e ine Le istung", 
Erich S chm idt-V e rlag , B e rlin  W  35, 1941.

Summe der „Richtigkeit des Verhaltens" der den 
Gefahren ausgesetzten und sie beeinflussenden 
Menschen.

Diese sehr anschauliche Beziehungsgleichung be­
sagt fü r die praktische Unfallverhütungsarbeit fo l­
gendes:

1. Jede Gefahr w ird, solange sie besteht und nicht 
durch technische M ittel ausgeschaltet ist, mit 
absoluter Gewißheit früher oder später Unfälle 
verursachen, die durch die beste Vorsicht nicht 
verhindert, sondern nur verzögert werden 
können.

2. Durch die sogenannte „Erziehung zur U nfa ll­
verhütung" fü r sich allein kann nie eine abso­
lute Sicherheit erreicht werden, weil die „Rich­
tigkeit des Verhaltens" praktisch nie unendlich 
groß werden kann.

3. Durch technische Vorkehrungen allein wäre eine 
vö llige  Sicherheit wenigstens theoretisch denk­
bar. Bei den sogenannten „narrensicheren Ein­
richtungen" ist dies ja tatsächlich auch praktisch 
der Fall.

4. Da die Bereitstellung vö llig  sicherer Einrichtun­
gen in W irklichkeit nur in gewissem Umfange 
und nur zu bestimmten Zwecken möglich ist, 
kann in der Unfallverhütungspraxis nur durch 
gleichzeitige bestmögliche sicherheitstechnische 
Verbesserung der Betriebseinrichtungen und die 
Pflege des richtigen Verhaltens der beteiligten 
Menschen eine Senkung der Unfallhäufigkeit 
erzielt werden.

„Aufpassen" und „Vorbeugen" müssen daher in 
gleicher Weise gepflegt werden. Keinesfalls wird 
aber eine sogenannte „Erziehung zur Unfallverhü­
tung" fü r sich allein ausschlaggebende Erfolge brin­
gen oder gar mangelhafte technische Einrichtungen 
ausgleichen können.

Für den Unfallverhütungspraktiker sagen diese 
Thesen nichts Neues. Es dürfte aber im Interesse er­
folgreicher Unfallverhütungsarbeit liegen, sich diese 
Anschauungsformel immer w ieder vor Augen zu 
führen. Man könnte sie als das Grundgesetz für 
unsere Arbeit bezeichnen.

Aus dieser Funktionsgleichung ist auch eindeutig 
erkennbar, daß die Möglichkeiten der sogenannten 
„Erziehung zur Unfallverhütung", der Unfallverhü­
tungspropaganda oder der „psychologischen U nfall­
verhütung" nicht überschätzt werden dürfen, wie dies 
leider häufig anzutreffen ist.

Eine vordringliche neue Aufgabe fü r die U nfa ll­
verhütungsarbeit besteht deshalb darin, die ein 
Unfallgeschehen wesentlich beeinflussende Kompo­
nente -  das richtige Verhalten des Menschen -
exakter als bisher zu ermitteln, andernfalls die Un­
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gleichbar ist, zumal der Anteil der Jugendlichen mit 
hoher Lebenserwartung an den Unfällen sehr hoch ist.

Daher entspricht es einem zeitgemäßen Denken, 
wenn gefordert w ird, die Neuordnung der städtischen 
Verkehrsnetze, die Anlage und den Ausbau von 
Hauptverkehrsstraßen und -knoten aus Verkehrs­
steuern zu finanzieren, die zweckgebunden sein 
müssen.

Die Intensivierung der technischen Entwicklung und 
damit die Intensivierung des Verkehrs hat zu einem 
Zustand geführt, der nicht zu Unrecht als Verkehrsnot 
bezeichnet wird. Die Koordinierung aller an der

Lösung dieser Aufgabe zum Schutz des Menschen 
Beteiligten ist daher eine entscheidende Forderung.

Sie, meine Herren, haben die Aufgabe der Revi­
sion: der Revision von technischen Geräten, M a­
schinen, elektrischen Anlagen u. a., deren sich heute 
der Mensch bedient. Hier glaube ich sagen zu dürfen, 
berühren sich unsere Arbeitsgebiete sehr eng, denn 
die Probleme des Städtebaues und des Verkehrs­
wesens sind prim är Folgeerscheinungen der tech­
nischen Entwicklung, die ebenfalls einer Revision 
bedürfen, und zwar einer Revision zum Schutze und 
W ohle des Menschen und zur Schaffung eines ge­
sunden Raumlebens in Stadt und Land.

Neue Aufgaben der berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütung

Dipl.-Ing. Paul Volkmann, Leiter der Zentralstelle für Unfallverhütung, Bonn

Am 1. O ktober ds. Js. waren 73 Jahre seit dem 
Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes ver­
gangen, mit welchem den Berufsgenossenschaften die 
vier Aufgaben: Unfälle verhüten -  heilen -  entschä­
digen und die Berufsfürsorge übertragen wurden. 
Im Kampf gegen die Unfallgefahren hat die berufs­
genossenschaftliche Arbeit unbestreitbar ihre Erfolge 
zu verzeichnen. Die Berufsgenossenschaften dürfen 
deshalb auf ihre dem W ohle der schaffenden Men­
schen dienende Tätigkeit mit Stolz zurückblicken.

W erfen w ir jedoch einen Blick in die Unfallstatistik, 
so müssen w ir feststellen, daß trotz a ller bisherigen 
Bemühungen die Zahl der Arbeitsunfälle auch heute 
noch viel zu hoch ist.

Im Jahre 1956 wurden in der Bundesrepublik von 
der gesetzlichen Unfallversicherung insgesamt 25,7 
M illionen Versicherte erfaßt. Es wurden 2,6 M illionen 
Unfälle insgesamt gemeldet, davon 2,3 M illionen 
Arbeitsunfälle im engeren Sinne, 257 000 Wege- 
unfälle und 43 800 Fälle von Berufskrankheiten. Eine 
erstmalige Entschädigung in Form von Rente, Kran­
kengeld, Sterbegeld oder einer Gesamtabfindung 
mußte fü r 135 200 Unfälle und Erkrankungen gezahlt 
werden; unter diesen waren 8 012 tödliche Unfälle. 
669 000 Menschen bezogen eine Unfallrente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung und 187 448 erhielten 
eine Hinterbliebenenrente. Die Ausgaben der ge­
setzlichen Unfallversicherung betrugen insgesamt
1,15 M illiarden DM. Im Jahre 1957 mußten allein 
von den gewerblichen Berufsgenossenschaften für 
Unfallrenten, Krankengelder und Heilfürsorge 1,05 
M illiarden DM aufgebracht werden.

Diese Zahlen reden eine deutliche Sprache und 
mahnen uns, daß für die Unfallverhütung noch mehr

als bisher getan werden muß. Unsere A rbeit auf 
diesem Gebiet muß auf der ganzen Linie immer mehr 
intensiviert werden. Die Unfallverhütung ist eine 
Aufgabe, die keine Pause duldet. Sie ist außerdem 
nicht nur eine ethische Verpflichtung, sondern auch 
eine wirtschaftliche Notwendigkeit.

Diese Erkenntnis, die in unserem Kreise keineswegs 
neu ist, zw ingt zur Kritik an unserer bisherigen Arbeit 
und fo rdert gebieterisch nach Lösungen der immer 
w ieder neu auftretenden Probleme im Kampf gegen 
die Arbeitsunfälle.

Welche Maßnahmen zur Unfallverhütung ergriffen 
werden müssen, erg ib t sich aus der Kenntnis der 
Zusammenhänge bei einem Unfallgeschehen.

Die aus der Unfallstatistik erm ittelte U nfa llhäufig ­
keit ergibt immer wiederkehrende Regelmäßigkeiten, 
so daß bei oberflächlicher Betrachtung der Gedanke 
naheliegend ist, die weitere Unfallverhütungsarbeit 
als wenig aussichtslos einzuschränken.

Ein solcher Gedanke dürfte jedoch ein verhäng­
nisvoller Irrtum sein, und die erfahrenen Sicherheits­
techniker hegen einen solchen Gedanken auch nicht, 
sondern ziehen aus der Tatsache der nur wenig 
schwankenden oder sich nur allmählich ändernden 
Häufigkeiten den richtigen Schluß, daß diese von 
Umständen abhängen müssen, die gleichfalls be­
harrlich sind.

Ein früherer M itarbe iter der Zentralstelle fü r Un­
fallverhütung, Herr Dr. Pilz, hatte s. Zt. die Zusam­
menhänge beim Unfallgeschehen durch eine mathe­
matische Anschauungsformel deutlich gemacht und 
als Beispiel den Verkehrsunfall gewählt, bei dem sich
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die gegenseitige Beziehung der die Unfallhäufigkeit 
bestimmenden Faktoren sehr einfach übersehen 
läßt.*)

Diese Faktoren sind: 

die Größe der Gefahr;

die W irksam keit der zur Ausschaltung der Ge­
fahren ergriffenen technischen Maßnahmen und 
die Richtigkeit des Verhaltens der Verkehrsteil­
nehmer. '

Die U nfallhäufigkeit w ird offenbar mit der Größe 
der G efahr im direkten Verhältnis stehen, d. h. sie 
w ird mit ihr d irekt proportional sein.

Die Größe der G efahr wiederum w ird durch die 
Verkehrsdichte, ihre Regelmäßigkeit bzw. Schwan­
kung, die Übersichtlichkeit und den Zustand der 
Verkehrswege, die Masse und Geschwindigkeit der 
Verkehrsmittel, den Verkehrsanteil von Fuhrwerk, 
Bahnen, Kraftwagen, Radfahrern, Handwagen und 
Fußgängern, der W itterung, der Tageszeit, Beleuch­
tung u. dgl. durchaus realen Gegebenheiten bestimmt 
sein.

Durch geeignete Maßnahmen, z. B. gute Beleuch­
tung, Signale, Verkehrsregelung, Verbesserung der 
Straßen, Fahrzeugkontrolle, Geschwindigkeitsbe­
grenzung und ähnliches können diese Gefahren ein­
geschränkt, zum Teil sogar gänzlich ausgeschaltet 
werden.

Die U nfallhäufigkeit ist demnach, mathematisch 
gesprochen, eine Funktion der Gefahrensumme, ver­
mindert um die Summe der durch Gegenmaßnahmen 
ausgeschalteten Einzelgefahren.

Zu dem dritten Faktor, der Richtigkeit des Ver­
haltens der Straßenbenutzer, steht die Unfa llhäufig ­
keit im umgekehrten Verhältnis, d. h. sie ist zu ihr 
umgekehrt proportional. Sie w ird gleich Null, wenn 
die „Richtigkeit des Verhaltens" unendlich groß ist, 
und unendlich groß, sobald die „Richtigkeit des Ver­
haltens" gleich Null w ird.

Mathematisch lassen sich demnach die gegenseiti­
gen Beziehungen dieser Faktoren, wenn man die 
Unfallhäufigkeit mit U, die Größe der Gefahren mit 
G, die technischen Schutzmaßnahmen mit S und die 
„Richtigkeit des Verhaltens" mit V bezeichnet, durch 
folgende Formel ausdrücken:

u = f ( g - G^ v Z S )

Das bedeutet in W orten:

Die U nfallhäufigkeit ist eine Funktion der durch die 
Summe der technischen Abwehrmaßnahmen verm in­
derten Summe der Gefahren, gebrochen durch die

*) Dr. m ont. Ingi. Robert P ilz, „B e triebss icherhe it is t e ine Leistung", 
Erich Schm idt-Verlag^ B e rlin  W  35, 1941.

Summe der „Richtigkeit des Verhaltens" der den 
Gefahren ausgesetzten und sie beeinflussenden 
Menschen.

Diese sehr anschauliche Beziehungsgleichung be­
sagt fü r die praktische Unfallverhütungsarbeit fo l­
gendes:

1. Jede Gefahr w ird, solange sie besteht und nicht 
durch technische M ittel ausgeschaltet ist, mit 
absoluter Gewißheit früher oder später Unfälle 
verursachen, die durch die beste Vorsicht nicht 
verhindert, sondern nur verzögert werden 
können.

2. Durch die sogenannte „Erziehung zur U nfa ll­
verhütung" fü r sich allein kann nie eine abso­
lute Sicherheit erreicht werden, weil die „Rich­
tigkeit des Verhaltens" praktisch nie unendlich 
groß werden kann.

3. Durch technische Vorkehrungen allein wäre eine 
vö llige  Sicherheit wenigstens theoretisch denk­
bar. Bei den sogenannten „narrensicheren Ein­
richtungen" ist dies ja tatsächlich auch praktisch 
der Fall.

4. Da die Bereitstellung vö llig  sicherer Einrichtun­
gen in W irk lichkeit nur in gewissem Umfange 
und nur zu bestimmten Zwecken möglich ist, 
kann in der Unfallverhütungspraxis nur durch 
gleichzeitige bestmögliche sicherheitstechnische 
Verbesserung der Betriebseinrichtungen und die 
Pflege des richtigen Verhaltens der beteiligten 
Menschen eine Senkung der Unfallhäufigkeit 
erzielt werden.

„Aufpassen" und „Vorbeugen" müssen daher in 
gleicher Weise gepflegt werden. Keinesfalls w ird 
aber eine sogenannte „Erziehung zur Unfallverhü­
tung" fü r sich allein ausschlaggebende Erfolge brin­
gen oder gar mangelhafte technische Einrichtungen 
ausgleichen können.

Für den Unfallverhütungspraktiker sagen diese 
Thesen nichts Neues. Es dürfte aber im Interesse er­
folgreicher Unfallverhütungsarbeit liegen, sich diese 
Anschauungsformel immer wieder vor Augen zu 
führen. Man könnte sie als das Grundgesetz für 
unsere Arbeit bezeichnen.

Aus dieser Funktionsgleichung ist auch eindeutig 
erkennbar, daß die Möglichkeiten der sogenannten 
„Erziehung zur Unfallverhütung", der Unfallverhü­
tungspropaganda oder der „psychologischen U nfa ll­
verhütung" nicht überschätzt werden dürfen, wie dies 
leider häufig anzutreffen ist.

Eine vordringliche neue Aufgabe für die U nfa ll­
verhütungsarbeit besteht deshalb darin, die ein 
Unfallgeschehen wesentlich beeinflussende Kompo­
nente -  das richtige Verhalten des Menschen -
exakter als bisher zu ermitteln, andernfalls die Un­
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fallverhütungsarbeit in ihrem W irkungsgrad keine 
Steigerung erfahren kann.

Es w ird  im m er an ge g e b e n , daß  e tw a  75%  a lle r  
U n fä lle  v e rm e id b a r  s ind , da  sie b lo ß  a u f das m a n g e l­
h a fte  V e rh a lte n  d e r M enschen, zum eist d e r V e rle tz ten  
selbst, zu rü ckzu füh ren  seien. In fo lgedessen  ist m an 
d e r M e in u n g , daß  e ine  w e ite re  V erbesse rung  tech­
n ischer M a ß na hm e n  nichts m ehr W esen tliches  zur 
Senkung d e r U n fa llz if fe rn  b e itra g e n  könne. A lle in  
d ie  sogenann te  „P sycho log ische  U n fa llv e rh ü tu n g "  
hä tte  nun den V o rra n g  v o r  a lle n  w e ite re n  M a ß ­
nahm en.

Aus der bisherigen Unfallstatistik läßt sich eine 
solche Behauptung nicht entnehmen, da sie ganz 
anders aufgebaut und auch keine eigentliche U nfa ll­
ursachenstatistik ist, und auch nicht erkennen läßt, 
ob und welcher Mangel beim Verletzten, d. h. sein 
fehlerhaftes Verhalten, die primäre Ursache war.

Die Schwierigkeit liegt in der Unklarheit des W o r­
tes „Unfallursache". Unter „Unfallursache" muß doch 
das verstanden werden, was beseitigt werden muß, 
damit der Unfall nicht eintreten kann.

In unserer Statistik sind die Ursachen: Gegen­
stände, Vorgänge und Tätigkeiten. Theoretisch sind 
natürlich Gegenstände, wie z. B. Dampfkessel, Pres­
sen usw., auch „Unfallursachen". Denn, wenn keine 
dagewesen wären, hätte es auch kteine Dampfkessel­
oder Pressenunfälle gegeben. Leider ist man aber 
nicht in der Lage, solche Unfallursachen zu besei­
tigen. Ähnlich verhält es sich mit den Tätigkeiten, 
die auch nicht abgeschafft werden können. Diese 
Statistik g ib t also nur Aufschluß darüber, wo und 
wobei sich mehr oder weniger Unfälle ereignet 
haben, nicht aber über das, was als „Ursache der 
Unfälle" zu beseitigen wäre.

Maßnahmen zur Unfallverhütung können nur auf 
der Kenntnis der tatsächlichen Unfallursachen auf­
gebaut werden. Ein Unfaliereignis ist stets auf M än­
gel, sei es beim Gegenstand, sei es beim Menschen, 
sei es beim Arbeitsverfahren usw., zurückzuführen. 
Hätten w ir eine solche aufgebaute Statistik, dann 
würden w ir ein anderes Bild über die wahren U nfa ll­
ursachen erhalten.

Diese uns aus der Praxis geläufigen Erkenntnisse 
wurden durch eine erst kürzlich erfo lgte Veröffent­
lichung eines Unfallverhütungspraktikers, des uns 
allen bekannten Herrn Oberingenieur Geißenhöner, 
im Septemberheft 1958 der Zeitschrift „D ie Berufs­
genossenschaft" bestätigt.

Aus der örtlichen Untersuchung von 1 521 Unfällen 
im Jahre 1956 und 1 696 im Jahre 1957 ergab sich, 
daß bei etwa 27% der Unfälle die Ursache das unzu­
längliche Verhalten der Verletzten selbst war.

Der gleiche Prozentsatz der Unfälle hatte seine 
Ursache in Fehlern der Betriebsführung und deren 
Unterführer, wie z. B. mangelnde Vorsorge, feh ler­
hafte Arbeitsregelung, mangelnde Unterweisung, 
Dulden von Verstößen gegen die Vorschriften usw.

Auf Mängel in der Konstruktion von Betriebsmit­
teln, auf mangelhafte Einrichtungen, W erkstoffe, 
Bausünden u. dgl., waren etwa 29% der Unfälle 
zurückzuführen.

Eine solche Statistik entspricht der Praxis wie w ir 
sie kennen und kann in der Tendenz allgemein als 
repräsentativ angesehen werden.

Es muß unterschieden werden zwischen dem feh­
lerhaften Verhalten des Verletzten und dem Verhal­
ten anderer, an dem Unfall nicht bete ilig ter Personen, 
andernfalls ein Urteil über die ursächlichen Zusam­
menhänge nicht gut möglich ist. Als Schlußfolgerung 
erg ibt sich:

1. die Aufklärung der Versicherten und die Erzie­
hung zu unfallsicherem Verhalten bei der Arbeit 
müssen selbstverständlich und zwar in erhöhtem 
Maße fortgesetzt werden,

2. ein Viertel der Unfälle werden durch Mängel 
der Unternehmensleitung verursacht. Es ist des­
halb den Betriebsunternehmern und ihren W e i­
sungsberechtigten gegenüber eine verstärkte 
Aufklärung und unaufhörliche Beeinflussung im 
Sinne einer Bejahung der Unfallsicherheit not­
wendig,

3. in unvermindertem, wenn nicht in verstärktem 
Umfange, ist die weitere Vervollkommnung der 
technischen Maßnahmen und hierzu die Zusam­
menarbeit mit den Herstellern von Betriebsein­
richtungen, Maschinen usw. und ihre Beratung 
erforderlich.

Die Unfallverhütungspropaganda den Versicherten 
gegenüber w ird seit Anbeginn unserer A rbeit be­
trieben. Da sie aber nur auf die Ursachen von wenig 
mehr als einem Viertel a ller Unfälle -  und nicht auf 
die immer w ieder publizierten 75% oder 80% -  ein­
w irkt, kann ihr Erfolg nicht durchschlagend sein. Hier 
liegt der Ansatzpunkt fü r neue Aufgaben der phsy- 
chologischen Unfallverhütung, die den neu gewon­
nenen Erkenntnissen angepaßt werden muß.

Um zu erreichen, daß künftig bei jedem arbeiten­
den Menschen das notwendige Sicherheitsbewußt­
sein vorhanden ist, muß bereits bei der Nachwuchs­
ausbildung dieser Gedanke immer w ieder Gegen­
stand des Unterrichts sein. Entsprechende Unterrichts­
mittel hierfür zu schaffen, ist auch Aufgabe der 
berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütung.

Die vorhandenen W erbem ittel sind fü r diesen 
Zweck ungeeignet oder nicht ausreichend; deshalb
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müssen geeignete Lehrmittel für die Sicherheits­
schulung auch von den Berufsgenossenschaften ge­
schaffen werden. Seitens der Zentralstelle fü r Un­
fa llverhütung ist ins Auge gefaßt, für die bereits 
mehrfach durchgeführten Berufsschulaktionen ent­
sprechende Arbeitsb lätter fü r den Unterricht auszu­
arbeiten. Die ersten Blätter fü r die kommende A k­
tion werden die Erfordernisse für die Handwerks­
zeuge behandeln*).

Auch fehlt es an wirklich ankommenden Aufklä- 
rungs- und W erbem itteln, um in steigendem Maße 
das Interesse der Unternehmer an der Unfallverhü­
tung zu gewinnen. Es muß schließlich den Unterneh­
mensleitungen, insbesondere denen kleiner und m itt­
lerer Betriebe, immer w ieder folgendes vor Augen 
geführt werden:

Vom Standpunkt der Leistung in der Produktion 
kosten Unfälle viel Geld. Die Kosten fü r die U nfa ll­
versicherung, Heilung, Renten und die übrigen durch 
ein Unfallgeschehen auftretenden Kosten schmälern 
die Investitionsrate und dam it auch die Produktions­
höhe des Unternehmens. Die Kosten für Unfälle sind 
letzten Endes Produktionskosten. Unfallverhütung ist 
deshalb ein gutes Geschäft.

Unfallverhütung ist daneben aber vor allem ein 
menschliches Problem. Der Unternehmer hat neben 
den rein wirtschaftlichen Interessen die moralische 
Verpflichtung, seinen Betrieb mit einem Minimum an 
Unfällen fü r die A rbeiter und deren Familie zu 
führen.

Die W irtschaftlichkeit der Unfallverhütung bezüg­
lich der Kosten eindeutig nachzuweisen, ist schwie­
rig ; während die direkten Kosten, die durch Unfälle 
entstehen, zwar zunächst die Berufsgenossenschaft, 
m ittelbar aber die Unternehmer treffen, werden die 
indirekten Kosten durch einen Unfall bislang nicht 
statistisch erfaßt. Es sollte auch Aufgabe der Berufs­
genossenschaften sein, gemeinsam mit den M itg lieds­
betrieben die Faktoren der indirekten Kosten zu er­
fassen. Zur Auswertung der W irksam keit von U nfa ll­
verhütungsmaßnahmen in den Betrieben kann auch 
die Methode der Ermittlung von „Belastungsziffern" 
herangezogen werden, wie sie ähnlich im G efahrtarif 
der Berufsgenossenschaften benutzt werden.

Die Unfallverhütungswerbung bei den Arbeit­
nehmern sollte auch auf das M aterielle ausgerichtet 
werden, d. h. den Wunsch zu wecken, persönlich 
materielle Verluste zu vermeiden oder materielle 
Belohnungen zu erhalten.

Es müssen weiter geeignete M ittel geschaffen und 
Maßnahmen durchgeführt werden, um das Interesse 
der Unterführer in den Betrieben, insbesondere der

Meister, fü r die Unfallverhütungsarbeit mehr als bis­
her zu gewinnen. In den vom „N ationa l Safety 
Council" herausgegebenen „M eisterbriefen" heißt 
es „Genau so wie der Meister oder der Vormann 
seit jeher der ,Schlüsselmann‘ in der Produktion ist, 
so ist er auch der ,Schlüsselmann1 in der Sicherheits­
arbeit und in der Anwendung praktischer Psycho­
logie".

Diese Kennzeichnung der Meister trifft' auch für 
unsere Betriebsverhältnisse zu. Der Sicherheitsschu­
lung der Meister sollten auch die Berufsgenossen­
schaften mehr als bisher ihr Augenmerk schenken. 
Eine solche Sicherheitsschulung der Meister b ildet 
ein unentbehrliches Element für eine wirksame Un­
fallverhütungsarbeit. Die Schulungskurse der Berufs­
genossenschaften fü r die Unfallvertrauensleute soll­
ten deshalb mehr und mehr zu Schulungskursen für 
Meister ausgebaut werden.

Neben dem Teil der Unfälle, die durch richtiges 
Verhalten vermieden werden können, verble ibt immer 
ein Teil, der durch richtiges Verhalten allein nicht 
mehr hätte vermieden werden können.

W ir wissen nun aus der Erfahrung, daß sich ein­
mal technische Verbesserungen der Sicherheit auch 
immer auf das richtige Verhalten der den Gefahren 
ausgesetzten Menschen günstig auswirken, und daß 
jeder Versuch, Einfluß auf das richtige Verhalten der 
den Gefahren ausgesetzten Menschen zu nehmen, 
wirkungslos bleibt, wenn nicht gleichzeitig auch durch 
technische Einrichtungen ein Teil derjenigen Unfälle 
vermieden w ird, der durch richtiges Verhalten allein 
nicht mehr vermeidbar ist.

Die unfall- und betriebssichere Gestaltung der 
technischen Einrichtungen ist deshalb die Grundlage 
der betrieblichen Sicherheit und w ird es auch in aller 
Zukunft bleiben. Und damit sind w ir bei dem 
technischen Unfallschutz angelangt, der auch noch 
manche Wünsche offen läßt, auf die noch kurz ein­
gegangen werden soll.

Die Notwendigkeiten des technischen Schutzes der 
Betriebsmittel und Einrichtungen sind insbesondere 
in den Unfallverhütungsvorschriften enthalten. Diese 
sind ganz allgemein technische Regeln, die aus den 
Erfahrungen des Technischen Aufsichtsdienstes und 
dem Studium des Zustandekommens der vorgefalle- 
nen Unfälle stammen.

W ie sieht es nun heute mit diesem Vorschriften­
werk aus?

Zunächst ist festzustellen, daß die Unfallverhü­
tungsvorschriften sehr umfangreich sind und die Ver­
sicherten, d. h. die im Betrieb die A rbeit ausführenden 
Menschen ohne Unterricht und Erläuterungen mit der

*) Inzwischen sind d ie  fo lge nden  5 Schaubogen erschienen: „H äm m er -  Ä xte  -  B e ile ", „Zangen -  Scheren -  Schraubstock", „Sägen -  Feilen -  
Raspeln", „M eiße l, -  K ö rne r -  B e ite l", „Schraubenzieher -  Schraubenschlüssel". Sie können v o n  der Z e n tra ls te lle  fü r  U n fa llve rhü tung , Bonn, Reuter­
straße 157/159, bezogen w erden. Bezugspreis: 90 Pfg je Stück.
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Unfallverhütungsvorschrift selbst nicht viel anfangen 
können.

Die an die Versicherten sehr häufig gerichtete 
Mahnung: „Lest die Unfallverhütungsvorschriften!" 
ist daher unangebracht. Sie sind keine Lektüre für 
die Pause, die Straßenbahn oder für den Feierabend. 
Das, was die arbeitenden Menschen im Betriebe von 
den Vorschriften wissen müssen, w ird ihnen deshalb 
in Merkblättern, Sicherheitsbriefen u. dgl. verm ittelt. 
In dieser Hinsicht müssen noch weitere Hilfen von 
den Berufsgenossenschaften geschaffen werden, die 
den Versicherten das, was sie wissen müssen, in für 
sie verständlicher Form vermitteln.

Durch die ständig fortschreitende Entwicklung der 
Technik bedingt, droht andererseits das Vorschriften­
werk immer mehr an Umfang zuzunehmen, wie dies 
aus den in den letzten Jahren neu erarbeiteten Vor­
schriften erkennbar ist.

Es besteht auf der ganzen Linie des technischen 
Vorschriftenwesens die Tendenz der „Allesregelung", 
die zum Übermaß der Regelung, zum Perfektionismus, 
führt und sich bezüglich der weiteren Fortschritte der 
Technik verhängnisvoll auswirken kann.

Die im Jahre 1934 herausgegebenen Normal- 
Unfallverhütungsvorschriften haben sich im großen 
und ganzen bestens bewährt. Sie bildeten die Grund­
lage fü r eine einheitliche und daher gerechte Durch­
führung der Unfallverhütungsmaßnahmen und damit 
zugleich fü r die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Betrieben. Gleichzeitig ermöglichen sie, mit den 
Herstellern oder Lieferern von Betriebseinrichtungen 
bindend zu vereinbaren, daß den Betrieben nur vo r­
schriftsmäßige Einrichtungen geliefert werden. Sie 
tragen außerdem den verschiedenen Verhältnissen, 
d. h. den Besonderheiten verschiedenartiger Ge- 
werbszweige, ausreichend Rechnung.

Die bisherige Stärke der Unfallverhütungsvor­
schriften bezüglich der technischen Einrichtungen 
bestand darin, daß sie grundsätzlich keine ins ein­
zelne gehenden technischen Angaben und keine Kon­
struktionsvorschriften enthalten, um der fortschrei­
tenden technischen Entwicklung keine Hindernisse 
entgegenzustellen. Es w ird im allgemeinen lediglich 
das Schutzziel angegeben, während die Wege, auf 
welchen dieses erreicht werden kann, offenbleiben. 
Die Vorschriften blieben damit beweglich und sind 
zum großen Teil auch heute noch „up to date".

Der ständige Fluß der technischen Entwicklung 
führt nun auch ständig zu immer neuen Tatbestän­
den, mit denen man sich naturgemäß auch sicher­
heitstechnisch immer w ieder aufs neue auseinander­
setzen muß. Um nun nicht ins Uferlose zu kommen, 
sollte man sich aber doch bemühen, die Tendenz der 
allzu eingehenden und damit viel zu sehr einengen­
den Regelung auf das wirklich notwendige Maß 
zurückzuführen.

W ir müssen uns im Vorschriftenwesen w ieder mehr 
auf Generalklauseln beschränken und die jeweils 
notwendigen Einzelheiten mehr in Form von weniger 
starren Richtlinien oder Leitsätzen regeln, die dann 
einfacher und fortlaufend dem Stand der Technik 
angepaßt werden können. Eine solche Regelung mag 
allerdings im Falle eines Falles unter Umständen zu 
formalrechtlichen Schwierigkeiten führen. Man soll 
das ruhig in Kauf nehmen. Es kommt dann auf die 
Sachverständigen an, die wirkliche sein müssen.

Vorschriften können nie fertige technische Lösun­
gen enthalten. Diese sind stets wandelbar. Eine buch­
stabengetreue Erfüllung von Paragraphen fü r tech­
nische Einrichtungen ist in den überwiegenden Fällen 
nicht möglich; es kommt stets auf ihre sinnvolle 
Durchführung an. Entscheidend ist, daß die Forde­
rung des Schutzzieles e rfü llt ist.

Daß die technische Entwicklung in bezug auf die 
Sicherheit stets gewahrt und auch stets lebendig 
ble ibt und einheitlich durchgeführt w ird, ist Aufgabe 
unserer Fachausschüsse. Hier werden in gemeinsamer 
Arbeit mit den Herstellern, Betreibern und Aufsichts­
organen die technischen Möglichkeiten zur Erfüllung 
der Vorschriften im einzelnen geklärt und ihre Durch­
führung vereinbart. Diese A rbeit muß unvermindert 
fortgesetzt und durch eine Neuordnung wirksamer 
gestaltet werden.

über die Art und das Ausmaß der Gestaltung der 
Vorschriften kann man verschiedener Meinung sein. 
Aber das eine ist erwiesen, daß der in den letzten 
Jahren begonnene W eg, weitgehend technische 
Einzelheiten in die Vorschriften aufzunehmen, sich 
bereits im negativen Sinne auszuwirken beginnt.

In nicht wenigen Fällen hat sich herausgestellt, daß 
die so genau präzisierten Einzelheiten entweder 
nicht oder noch nicht durchführbar oder aber auch 
durch die Entwicklung der Technik bereits wieder 
überholt sind. Es w ird  unsere gemeinsame Aufgabe 
sein, das Vorschriftenwesen dementsprechend neu 
auszurichten, d. h. im starken Maße zu rationalisieren.

Das berufsgenossenschaftliche Prinzip, gekenn­
zeichnet durch die fachliche G liederung, hat sich 
bezüglich des Vorschriftenwesens bislang bestens 
bewährt. Hüten w ir uns aberdavor, spezifischen Eigen­
arten, häufig bedingt durch örtliche und betriebliche 
Verschiedenheiten der Betriebsverhältnisse in den 
M itgliedsbetrieben einzelner Berufsgenossenschaften, 
zu sehr den Vorrang zu geben und dadurch die 
Einheitlichkeit im Vorschriftenwesen zu durchlöchern. 
W ir würden der berufsgenossenschaftlichen U nfa ll­
verhütung einen schlechten Dienst erweisen.

W ir müssen wie bisher generell einheitlich ausge­
richtete Unfallverhütungsvorschriften haben, die aber 
gleichzeitig so weit Bewegungsfreiheit gestatten, daß 
die notwendigen Schutzmaßnahmen laufend den
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wechselnden Bedingungen ohne jedesmalige Ände­
rung der Vorschrift angepaßt werden können.

Unsere immer w ieder neue Aufgabe ist es, dafür 
zu sorgen, daß die Unfallverhütungsvorschriften 
durch vernunftgemäße Gestaltung fü r die U nfa ll­
verhütungsarbeit auch weiterhin das bleiben, was 
sie bisher waren, die unentbehrlichen, von der tech­
nischen Praxis selbst anerkannten und verbindlichen 
Regeln der Unfallverhütungstechnik.

Die Arbeit an der Unfallverhütung w ird wegen des 
ständigen technischen Fortschritts niemals abge­
schlossen werden können. W ie die Technik über­

haupt ist auch die Unfallverhütung etwas Lebendiges 
und in steter Entwicklung Begriffenes. Es werden 
deshalb immer und ständig neue Aufgaben an uns 
herantreten, die w ir gemeinsam lösen müssen.

In dem Gesetz zur Neuregelung des Rechts der 
gesetzlichen Unfallversicherung (dem Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz), das im Entwurf vorliegt 
und in absehbarer Zeit verabschiedet werden w ird, 
ist den Berufsgenossenschaften weiterhin unver­
ändert als erste Aufgabe die Unfallverhütung über­
tragen. Sie b le ibt also unsere alte und immer wieder 
neue Aufgabe zum Schutz von Leben und Gesund­
heit der arbeitenden Menschen.

i

Die U nfall- und Wiederherstellungschirurgie und ihre Grenzen

Chefarzt Dr. med. Werner Jantke, Berufsgenossenschaftliches Krankenhaus, Duisburg-Buchholz

Zu Beginn einiges über die geistige Lage der Chir­
urgie, wie w ir sie heute sehen.

Trotz a lle r W andlungen und Schwankungen im 
medizinischen Denken ist der Wesenskern der Chir­
urgie durch Jahrtausende unverändert geblieben. 
Er ist gekennzeichnet durch die Kunst, krankhafte 
Zustände auf anatomischem Wege mechanisch zu 
beseitigen oder wenigstens günstig zu beeinflussen.

Im Anfang jeder einzelnen Menschheitskultur war 
chirurgische Behandlung das Kernstück ärztlicher 
Kunst, doch das chirurgische Handwerk erschöpfte 
sich hauptsächlich in der Behandlung von Verletzun­
gen, die im Kampf, auf der Jagd und im Zufall des 
Lebens entstanden. Später fo lgten dann bestimmte 
Eingriffe, die naiver und unproblematischer Betrach­
tung von Krankheiten entsprangen.

Höchste Leistungen offenbarten sich nur in v o ll­
endeter Handfertigkeit, in Schnelligkeit und Sicherheit.

Trotz gewisser Fortschritte änderte sich im Grunde 
genommen bis zur M itte  des vorigen Jahrhunderts 
jedoch nichts. In dieser Zeit setzte die große Epoche 
der Entwicklung der Chirurgie ein. Der allgemeine 
Fortschritt der Naturwissenschaften und der Technik 
erfaßte auch die Chirurgie, und drei gewaltige Er­
eignisse eröffneten mit einem Male Möglichkeiten 
und Aussichten fü r die Fortentwicklung, an die man 
früher kaum zu denken gewagt hatte.

Die drei Ereignisse sind:

die Einführung der Narkose, 

die Antisepsis bzw. Asepsis und 

die künstliche Blutleere.

Durch die nun mögliche schmerzlose chirurgische 
Arbeit waren Ruhe und Sicherheit in ausreichendem 
Maße gegeben. Arzt und Kranke entschlossen sich 
leichter zu Eingriffen.

Durch die Beseitigung einer der unbegreiflichsten 
Rückständigkeiten, der Unsauberkeit, und durch die 
praktische Anwendung der Antisepsis und Asepsis 
lernte man nun die bedrohlichen W undheilungs­
störungen vermeiden, die bisher fast allen opera­
tiven Eingriffen anhafteten.

M it einem Schlage waren alle Hindernisse der 
früheren Zeiten gefallen und jeder Tag brachte neue 
Anregung und neue Probleme, die der Lösung ent­
gegen geführt werden konnten. Im Überschwang der 
Schaffensfreude ist damals das W ort gesprochen 
worden: „d ieganzeM edizin  muß chirurgisch werden".

Was kennzeichnet aber nun die Jetztzeit? Sie 
brachte uns die Fortentwicklung der Aseptik durch 
Zuhilfenahme der Chemotherapie mit ihren Sulfona­
miden und der Antib io tika, wie zum Beispiel des 
Penicillins.

M it diesen M itteln können w ir den Körper vor und 
nach großen Operationen weitergehend vor W und­



infektionen schützen und bei ausgebrochener W und­
infektion wirksam eingreifen. Ja, es können damit 
Eingriffe gewagt werden, bei denen bisher aus be­
sonderen Gründen immer noch eine Infektion zu 
befürchten war. Somit konnte die Sterblichkeit um 
den Betrag weiter gesenkt werden, der früher zu 
Lasten dieser Infektionen ging.

Der zweite Fortschritt der heutigen Chirurgie ist 
durch die modernen Narkoseverfahren bewirkt w or­
den. Im einzelnen ist der Wandel zurückzuführen 
auf die Einführung der Schlafm ittelnarkotika und die 
muskelerschlaffenden M ittel nach A rt des indianischen 
Pfeilgiftes Curare.

Dem Chirurgen wurde damit die vollkommene 
Ruhe des Operationsfeldes und dem Kranken die 
schonendste Narkose geschenkt. Erst dadurch sind 
die heutigen fast übergroßen Operationen, beson­
ders der Chirurgie der Brustorgane möglich geworden.

Daß zu diesen Verfahren ein erheblicher techni­
scher Aufwand und eine Anzahl besonderer Fach­
kräfte gehören, sei nur der Vollständigkeit halber 
erwähnt.

Der dritte Sprung nach vorne war die W eite r­
entwicklung der Bluttransfusion zur Blutkonserve und 
zur Blutbank. Durch diese nun immer greifbaren 
Blutreserven kann jeder Blutverlust sofort ausgegli­
chen werden und im N otfa ll, vor allem beim Entblu­
tungsschock, eine lebensrettende W irkung erzielt 
werden.

Im Bereich der Unfallchirurgie ist, wenn auch von 
der Allgemeinheit nicht so bemerkt, die Knochen­
bank zu besonderer Bedeutung gelangt.

Es würde zu weit führen, wenn ich weitere Erfolge 
genauer erläutern würde, aber erwähnen muß ich 
die moderne Schockbehandlung und Schockverhü­
tung, die Elektrochirurgie, die Methode der künst­
lichen Blutdrucksenkung, die den Blutverlust bei der 
Operation steuern kann und die künstliche Senkung 
der menschlichen Körperwärme, die das ganze Ver- 
brennungs- und Stoffwechselgeschehen drosselt, da­
mit die W irkung von Behandlungsmitteln steigert 
und zum Beispiel die tödliche Erhöhung der Körper­
wärme bei einer Hirnstammquetschung abfangen 
kann.

Es darf daran erinnert werden, daß durch die Er­
eignisse etwa in der M itte des vorigen Jahrhunderts 
die Blütezeit besonders der Bauchchirurgie begrün­
det wurde. Durch die glänzenden Erfolge dieses 
Zweiges der Chirurgie ist damals die Behandlung 
der Knochenbrüche, die Behandlung der G lied­
maßen, die Unfallchirurgie überhaupt, etwas in 
den Hintergrund getreten. Sie wurde aber wieder 
anziehend und bedeutungsvoll durch den ersten 
W eltkrieg und durch die gewaltige Industriezunahme

in der W elt. Dadurch rückte sie auch in das Blickfeld 
der Ö ffentlichkeit und geriet in die Gefahr, ein 
Eigenleben zu führen.

Dies war besonders dort der Fall, wo die leitenden 
Unfallchirurgen nicht aus der Allgemeinchirurgie in 
die Unfallchirurgie hineingewachsen waren, sondern 
bei den Gliedmaßen begonnen hatten und in der 
Wundbehandlung und der Behandlung der Knochen­
brüche ihre Hauptaufgabe sahen.

Nach unserer Auffassung aber ist die U nfa ll­
chirurgie umfassender, da ja nicht nur die Körper­
hülle und die Gliedmaßen, sondern der ganze 
Mensch verletzt w ird.

Die Entwicklung eines Sonderfachs unter Außer­
achtlassung der Allgemeinchirurgie erscheint deshalb 
gefährlich.

Trotzdem ist die Spezialisierung fü r die Wissen­
schaft schlechthin ihr Schicksal. W er w irklich Neues 
leisten w ill, kann es nur durch Beschränkung auf ein 
Gebiet. Den großen Berg des Unerforschten kann 
man nur durch Arbeitsteilung abtragen. Überstürzun­
gen wären in unserem Falle jedoch falsch und die 
Entwicklung kann nur mit ruhiger Überlegung ge­
leitet werden.

Die Spezialisierung ist aber nicht nur ein wissen­
schaftliches, sondern auch ein menschliches Problem. 
Sie werden es verstehen wenn ich frage: wer ist 
heute noch in der Lage, das gesamte Ausmaß der 
Chirurgie -  die Gehirnchirurgie, die Chirurgie der 
Brustorgane, die Bauchchirurgie, die Urologie, die 
O rthopädie und die Unfallchirurgie -  w irklich ganz 
zu beherrschen?

M it Ausnahme allerdings der Lehrstätten, der Uni­
versitätskliniken, meine ich, daß es nicht wünschens­
wert ist, daß überall alles betrieben wird.

Es wäre vor allem nicht im Sinne unserer Kranken, 
auf deren W ohl und deren Sicherheit es doch allein 
ankommt, wenn jeder Chirurg alle Operationen 
durchführen wollte.

Es ist fü r unsere Patienten sicher besser, wenn 
Eingriffe, deren Gelingen eine große Organisation 
und eine langjährige besonders gerichtete Ausbil­
dung und Erfahrung voraussetzen, an Stellen durch­
geführt werden, wo man sich mit besonderen Proble­
men besonders eingehend befaßt. Es ist nicht zu 
bestreiten, daß durch solche Sammelstellen in den 
letzten Entwicklungsabschnitten der Chirurgie die 
überzeugendsten Fortschritte erzielt wurden und es 
ist daraus zu schließen, daß eine gewisse Einseitig­
keit nicht nur unvermeidlich ist, sondern auch sinn­
voll bleiben kann.

Entwicklungen werden immer von Spannungen 
begleitet sein, aber nur der W ettstre it steigert die 
Leistung.
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Im übrigen bestehen darüber, daß in Großstädten 
oder Gegenden von Industriezusammenballungen 
besondere Unfallk lin iken nicht nur am Platz, sondern 
auch erwünscht sind, keine Meinungsverschieden­
heiten mehr.

Der Chirurg im Unfallkrankenhaus muß demnach 
neben der selbstverständlichen Kenntnis der Be­
handlung der Gliedmaßenverletzungen auch die 
geschlossenen und offenen Verletzungen der Bauch­
höhle sowie der Brust- und Schädelhöhle beurteilen 
und behandeln können. Er muß also die kleine, m itt­
lere und große Chirurgie beherrschen und auch 
diejenigen Operationen sachgemäß ausführen kön­
nen, die aus den Gebieten der Urologie und 
Neurochirurgie in den Bereich der Unfallverletzung 
gehören.

Da er ja nicht nur die frischen Verletzungen ver­
sorgen, sondern die Unfallfo lgen soweit als möglich 
beseitigen muß, sind Kenntnisse a ller konservativen 
und operativen orthopädischen Behandlungsverfah­
ren sowie vor allem auch der plastischen Chirurgie 
unerläßlich.

Der Nachbehandlung und Wiederertüchtigung 
muß seine besondere Liebe gelten.

Für diese so umrissenen Aufgaben, die sich die 
deutsche Unfallchirurgie gestellt hat, arbeiten vor 
allem die berufsgenossenschaftlichen Krankenhäuser, 
die durch ihre wissenschaftliche Mischung von Chirur­
gie und O rthopädie  Krankenhäuser eigener Prägung 
sind.

Lassen Sie mich nun die akademisch-theoretischen 
Erörterungen beenden und sich an Hand einer Reihe 
von Diapositiven und eines Films durch die klinischen 
Probleme der Unfall- und W iederherstellungschirur­
gie mit ihren Möglichkeiten und Grenzen führen. Ich 
möchte glauben, daß gerade dieses Anschauungs­
material Ihnen einen besseren und nachhaltigeren 
Eindruck verm itteln w ird, als noch so schöne W orte.

Im nun folgenden besonderen Teil der Aus­
führungen w ird zunächst eingegangen auf die 
Wunde, die W undversorgung und die W und­
krankheiten. Von diesen w ird vor allem der 
W undstarrkram pf herausgegriffen, der aufgrund 
der heutigen wissenschaftlichen Ergebnisse als 
eine aussterbende Krankheit angesehen werden 
kann, der aber doch durch das Fehlen einer 
Impfpflicht jährlich immer noch eine größere 
Anzahl von Todesopfern fordert. Eigene Erwäh­
nung bei der W undbehandlung finden die freien 
Hautverpflanzungen zur Deckung großer W und­
flächen, vor allem auch nach Verbrennungen.

Die weiteren Bildvorführungen dienen der Er­
läuterung der modernen konservativen und 
operativen Knochenbruchbehandlung. Es w ird

dabei der Grundsatz herausgestellt: so konser­
vativ wie möglich, so operativ wie nötig.

Nach kürzerem Eingehen auf die Verletzungen 
der W irbelsäule und des Schädels werden aus­
gewählte Kapitel aus der W iederherstellungs­
chirurgie, wie Korrektur von in Fehlstellung ver­
heilten Knochenbrüchen und Beseitigung von 
Falschgelenken und Gelenkschäden auch unter 
Zuhilfenahme von körperfremdem M aterial be­
sprochen (Gelenkplastiken). Aus dem Gebiet der 
Brustkorbchirurgie w ird die Operation einer 
ZwerchfelIzerreißung geschildert.

Als ein neues und besonderes Gebiet der Un­
fa llchirurgie w ird die Handchirurgie herausge­
hoben, deren Technik es heute möglich macht, 
selbst schwerste Zertrümmerungen der Hand 
noch zu einem funktionell günstigen Ergebnis 
zu bringen.

Der abschließend gezeigte Film soll die Zu­
hörer mit der Nachbehandlung von Unfallver­
letzten vertraut machen. Gezeigt werden Einzel­
behandlungen, Gruppengymnastik, Gehschule 
sowie die Schulung von Arm- und Beinamputier­
ten mit ihren Prothesen. Auf die eigene Proble­
matik der Wiederherstellung von W irbe lverle tz­
ten mit Querschnittslähmung w ird gesondert 
eingegangen, und die wichtige Rolle, die das 
Schwimmbad in der gesamten Nachbehandlung 
heute spielt, herausgehoben.

Lassen Sie mich nach Beendigung unseres Streif­
zuges durch die Arbeitsgebiete einer berufsgenossen­
schaftlichen Klinik noch etwas persönliches sagen.

W er wollte es bestreiten, unter allen Ärzten hat 
der Chirurg eine Sonderstellung. A lle anderen Ärzte 
wirken auf den Kranken indirekt, sei es durch Rat­
schläge, sei es durch Verordnungen. Einzig und 
allein der Operateur gre ift d irekt und mitten im 
Organismus seines Mitmenschen ein. Arzeneien, ja 
selbst Operationen können verordnet werden, aber 
nicht die O peration rettet den Kranken, sondern nur 
sein O perateur mit seiner Hand und mit seinem Kopf.

Ist die innere Medizin die hohe Schule ärztlichen 
Erkennens, so findet zusammengedrängt in eine 
kurze Spanne Zeit in der Operation ärztliches Han­
deln seine höchste Vollendung.

Im Kampf mit der Krankheit oder Verletzung, im 
W ettlauf mit der Zeit und im Ringen mit dem Tode 
w ird die Chirurgie zur hohen Schule ärztlicher Tat.

Vieler Glanz unserer Chirurgie aber w ird beschat­
tet durch den Umstand, daß alle Überlegungen, alles 
Können und auch die letzte Sorgfalt nicht davor 
schützen, daß im Einzelfalle die Rechnung o ft genug 
nicht aufgeht.
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Der Chirurg kennt wie wenige andere die Freuden 
des Sieges, zugleich aber auch alle Bitterkeiten der 
Niederlage.

überantwortet der Kranke oder Verletzte seinen 
Körper dem Operateur, so ist das ein Höchstmaß 
menschlichen Vertrauens, fü r den Chirurgen bedeutet 
das aber eine schier übermenschliche gewaltige 
Verantwortung.

Menschliche Kraft reicht o ft nicht aus, sie zu tragen. 
Zusätzliche Kraft ist vonnöten, Kraft aus der W e lt­
anschauung, Kraft aus der Ehrfurcht vor den heilen­
den Kräften der Natur und aus der Hingebung an 
den kranken und verletzten Mitmenschen.

Ihm soll a ll1 unsere Arbeit gelten.

Moderne Probleme der Schutzmaßnahmen an elektrischen Anlagen

Prof. Dr.-Ing. Hans Fritz Schwenkhagen, Technische Akademie Bergisch-Land, W uppertal

Der Vortrag von Herrn Dr. med. W erner Jantke 
hat gezeigt, wie weit es der medizinischen Wissen­
schaft gelingt, die gesundheitlichen Schäden zu hei­
len oder zu mindern, die als Folge mechanischer 
Unfälle entstanden sind. Mechanische Unfälle sind 
o ft fü r den davon Betroffenen vorhersehbar, wenn 
er auch nicht immer genügend achtsam ist, um sie 
auszuschließen. Der elektrische Unfall, mit dem ich 
mich hier nun zu befassen habe, unterscheidet sich 
leider in 2 Richtungen vom mechanischen Unfall:

Er ist in vielen Fällen irriparabel.

Er ist in allen Fällen unvorhersehbar.

Die Gefahr meldet sich nicht durch Vorzeichen, die 
den menschlichen Sinnen zugänglich sind. Die A u f­
gabe, die Gesundheit des arbeitenden Menschen zu 
erhalten, fä llt hier also nicht dem Psychologen zu, 
sondern den Ingenieuren. Sie haben für die Ent­
wicklung, richtige Anwendung und Erhaltung der 
Schutzmaßnahmen zu sorgen, die den Unfall ver­
hindern sollen.

Die Baustelle gehört dabei zu den Örtlichkeiten, 
in denen die Gefahr des elektrischen Unfalles be­
sonders groß ist. übera ll dort, wo der W iderstand, 
über den der menschliche Körper mit dem Erdboden, 
der Elektriker sagt „m it Erde" in Verbindung steht, 
durch Feuchtigkeit, Wärme und dergleichen beson­
ders herabgesetzt ist, besteht in hohem Maße die 
Gefahr des elektrischen Unfalles, wenn ein Teil be­
rührt w ird, der unter Spannung gegen Erde steht. 
Die elektrischen Geräte sind gekapselt. Spannung­
führende Teile sind der Berührung nicht zugänglich, 
so lange die Geräte in Ordnung sind. Es ist wichtig 
darauf zu achten, daß Verkleidungen über span­
nungführenden Teilen, Hauben auf Schaltern, Deckel 
von Abzweigdosen, Kappen über Klemmen von 
Motoren und Geräten usw. wirklich noch angebracht

sind und nicht beiseite gelegt werden, weil die 
Befestigungsmutter verloren gegangen ist. Hier sitzt 
die Gefahr, daß man unm ittelbar spannungführende 
Teile berührt, daß also die Situation unfallgefährlich 
w ird, obwohl der Betrieb noch ungestört läuft. Eine 
v/eit größere Gefahr liegt aber vor, wenn verborgen 
im Innern des Gerätes ein Fehler, wie w ir sagen 
ein Körperschluß, auftritt.

Schutzisolierung

Man tr ifft heute sehr vielfach die Meinung, daß 
es eigentlich eine ideale Schutzmaßnahme gegen 
den elektrischen Unfall gebe. Gerade in den e lektro­
technischen Fachzeitschriften w ird hier und da die 
Meinung vertreten, man solle überhaupt keine schalt­
technischen Schutzmaßnahmen mehr treffen, sondern 
die elektrischen Geräte nur durch entsprechende 
Isolierung schützen. Der Verband Deutscher Elektro­
techniker (VDE) kennt als erste der in seinen Vor­
schriften VDE 0100 aufgezählten Schutzmaßnahmen 
die Schutz-Isolierung, die jetzt gelegentlich in der 
Literatur als die Schutzmaßnahme genannt w ird. In 
den Bestimmungen w ird aber immer ausdrücklich 
hervorgehoben, daß die Reihenfolge der aufgeführ­
ten Maßnahmen nicht etwa eine Rangfolge bedeutet, 
sondern mehr zufällig  ist. Die Ursache der Reihung 
ist eher die historische Entwicklung als der sach­
liche W ert.

Die Schutzisolierung ist zweifellos eine hervorra­
gende Schutzmaßnahme. Aber leider können w ir 
nicht dazu kommen, sie als die einzige Schutzmaß­
nahme herauszustellen und zu empfehlen. Die Schutz­
isolierung hat schließlich ihre Grenzen. Es g ib t eine 
Fülle von elektrischen Geräten, man denke nur an 
den Tauchsieder, den Elektroherd, den Strahlofen 
oder das Bügeleisen, die man beim besten W illen 
nicht schutzisolieren kann, weil ihre Aufgabe ja darin 
besteht, W ärme abzugeben. A lle  Stoffe aber, die
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elektrisch isolieren, isolieren auch gegen Wärme. 
Man würde bei einer zusätzlichen Schutzisolierung 
die eigentliche Aufgabe des Gerätes nicht mehr 
erfüllen können. Es ist dies nicht die einzige Ursache 
fü r die Grenze der Schutzisolierung. W ie soll etwa 
der Antriebsmotor eines größeren Betonmischers 
oder eines Transportbandes, selbst eine größere 
Handbohrmaschine, vollständig aus Isolierstoff, z. B. 
aus Kunststoff, hergestellt werden? Das ist wegen 
der Größe der entsprechenden Geräte, wegen der 
Festigkeitsanforderungen, die an das Gehäuse ge­
rade im Baubetrieb gestellt werden müssen, un­
möglich.

Kleinspannung

Man muß also notwendig an andere Schutzmaß­
nahmen denken. Es wäre fast ideal, wenn man sagen 
könnte: Es ist doch am einfachsten, wenn w ir die 
Spannungen der elektrischen Geräte soweit herun­
tersetzen würden, daß die Ströme, die durch den 
menschlichen Körper getrieben werden können, auf 
jeden Fall für den Menschen ungefährlich sind. Das 
würde bedeuten, daß w ir mit der Schutzmaßnahme 
„Kleinspannung" arbeiten, deren Höhe mit 42 V be­
grenzt ist. über 65 V w ird es in jedem Falle gefähr­
lich; unter 42 V, so sagen die VDE-Bestimmungen, ist 
es ungefährlich, und w ir dürfen dem wohl aufgrund 
der Erfahrungen beistimmen. Wenn w ir auch gele­
gentlich einmal einen tödlichen Unfall im Schiffbau­
betrieb gehabt haben, bei dem an einer Schweiß­
maschine nur eine Spannung von 50 V zur Verfügung 
stand, so kenne ich persönlich wenigstens keinen 
Unfall, der bei kleinerer Spannung als eben 50 V 
geschehen ist.

Aber diese kleinen Spannungen fordern sehr große 
Ströme. Ich würde keine so großen Schwierigkeiten 
darin sehen, Sondergeräte mit Kleinspannung spe­
ziell fü r den Baubetrieb zu fordern. Ihre Konstruktion 
und Fertigung ist kein unlösbares, noch nicht einmal 
ein besonders schwieriges Problem. Die wahre 
Schwierigkeit besteht darin, daß die Geräte größerer 
Leistung dann sehr große Querschnitte der Zuleitung 
verlangen. Zwar ist das Gerät genau so bei kleinerer 
Spannung zu handhaben wie ein Gerät bei 220 V 
oder 380 V. Die Leitungen werden aber einfach so 
schwer, so unbeweglich, so wenig biegsam, daß es 
unmöglich ist, das Gerät dann weiterhin noch zu 
verwenden. Sie werden außerdem teurer, wenn w ir 
von den Kosten des erforderlichen zusätzlichen 
Transformators gänzlich absehen.

Schutzerdung

Es g ib t also sicher Probleme, die w ir mit keiner 
der bisher besprochenen Maßnahmen beherrschen 
können. W ir müssen leider an eine Vielzahl von 
Schutzmaßnahmen denken. Man sagt uns o ft in

Deutschland, ja, warum seid ihr Deutschen eigentlich 
so kompliziert? Seht doch mal ins Ausland, da gibt 
es nur eine einzige Schutzmaßnahme, das ist die 
Erdung. Man weist insbesondere auf Amerika hin.

Bei der Schutzerdung (Bild 1) verbindet man das 
Gehäuse des zu schützenden Gerätes, dessen Berüh­
rung ungefährlich werden soll, mit Erde, überbrückt 
also den Menschen metallen leitend.

B ild : 1 Schutzerdung a lte r  A rt.

Man wäre geneigt zu sagen, da kann doch nichts 
geschehen. Das ist aber ein Trugschluß. Der Denk­
fehler, den die N ichtelektriker begehen, liegt darin, 
daß sie als den W iderstand, mit dem der mensch­
liche Körper überbrückt w ird, den W iderstand der 
Leitung ansehen. Leider liegt hinter dieser Leitung 
ein Ausbreitungswiderstand für den Strom im Erd­
boden, den man nicht sieht und den der Laie gar 
nicht kennt. Diesen W iderstand genügend klein zu 
machen, ist ungeheuer schwierig, so schwierig, daß 
die Schutzerdung fü r die Baustelle grundsätzlich als 
Schutzmaßnahme ausgeschlossen sein sollte. Man 
kann nur mit einem so großen Aufwand an Material 
die erforderlichen niedrigen Erdungswiderstände er­
reichen, um einen wirksamen Schutz sicherzustellen, 
daß man nicht erwarten kann, daß das an Baustellen 
wirklich geschieht.

In Amerika liegen die Verhältnisse anders. Dort 
arbeitet man nicht wie bei uns mit der Betriebs­
spannung 220/380 V, also mit 220 V gegen Erde, son­
dern in der Regel mit 2 mal 110 V = 220 V, also mit 
110 V gegen Erde. Im Fehlerfalle tr itt in der Regel 
nur die halbe Spannung gegen Erde auf, das sind
55 V und das ist schon sehr in der Nähe der unge­
fährlichen Grenze, während man bei uns mit der 
Hälfte der Betriebsspannung, also 110 V, immer weit 
darüber liegt. Ein anderer Grund liegt darin, daß
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in Amerika das, was man Schutzerdung nennt, gar 
keine Schutzerdung ist, sondern eine Nullung (Bild 
2). Die Amerikaner erden nämlich den M ittelpunkt 
des Transformators, der bei ihnen in der Regel vor 
jedem Haus und ebenso vor jeder Baustelle und nur 
für die Versorgung dieses Hauses bzw. Baustelle 
steht und erden außerdem das Gerät. Das erden sie 
aber an derselben Erdung und schaffen dam it eine 
Verbindungsleitung zwischen dem Sternpunkt des 
Transformators und dem zu schützenden Gerät. Diese 
Maßnahme nennen w ir Nullung und der Amerikaner 
nennt sie Schutzerdung.

tiov 220 V

Erdungs- * Nullungs- itUer

.9
M iU e lp u n k ls  - (B e trie b s)  -  Erdung

1 Beiriebserdung Beiriebserdungt/V  1
1 1 am Umspanner im  Netz  L_J

Bild  2: USA-Schutzerdung ist eine N u llu ng .

Ähnlich ist es in England. Der Engländer kennt 
auch die Nullung nicht. Er kennt aber ein System 
der mehrfachen Schutzerdung (protective multiple 
earthing) und das ist nichts weiter als das Mitziehen 
eines an vielen Punkten geerdeten Leiters durch das 
gesamte Netz, vom Nullpunkt des Transformators an 
bis zu den Gehäusen der zu schützenden Geräte.

Bild  3 : G rundschem a der N u llu n g .

Kurze Auslöseze it de r Sicherungen (IN ) so ll den Schutz sicherstellen.

abschalten muß. Die Ströme, die dazu erforderlich 
sind, damit eine normale Schmelzsicherung in 0,2 s 
ausschaltet, sind so groß, daß sie in der Regel in 
der Anlage auch bei richtig durchgeführter Nullung 
nicht zur Verfügung stehen. Es dauert bei den Bemes­
sungsvorschriften, die der VDE heute gibt, bei flinken 
Sicherungen je nach der Nennstromstärke 10 bis 30 s, 
bei trägen Sicherungen bis zu einigen Minuten, bis 
die Sicherung tatsächlich anspricht. Nach 0,2 s aber 
ist der Mensch tot. Infolgedessen ist auch die Nullung 
keine geeignete Schutzmaßnahme.

Nullung

W ie steht es nun mit der Schutzmaßnahme Nullung 
im Baubetrieb?

Sie besteht ja in der sehr einfachen Schaltmaß­
nahme, das Gehäuse der zu schützenden Geräte 
an den geerdeten M itte lle iter des Netzes anzu­
schließen (Bild 3). Wegen seiner Erdung nennt 
man ihn oft Nulleiter. Auch hiergegen darf und sollte 
man im Baubetrieb die größten Bedenken haben. 
Warum? Die Nullung setzt nicht die Spannung am 
Körper des Menschen herunter, sondern beschränkt 
nur die Einwirkungszeit auf den menschlichen Kör­
per. Gefährlicher Strom fließt durch den Menschen, 
so lange bis die vorgeschaltete Sicherung auslöst. Es 
ist nun die Frage, von wann ab w ird das dann für 
den Menschen gefährlich? Die Biologen sagen uns, 
daß eine Stromeinwirkungszeit über 0,2 s mit einer 
Spannung von über 65 V tödlich ist. Eine Abschaltung 
in kurzer Zeit würde also bedeuten, daß man in 0,2 s

Die Bedenken gegen die Nullung werden sogar 
noch dadurch vergrößert, daß Schutzerdung und 
Nullung zwei Maßnahmen sind, die sich gegenseitig 
nicht vertragen. W o die Schutzerdung in einem Netz 
angewendet w ird, darf nicht genullt werden, und wo 
im Netz die Nullung angewendet w ird, darf nicht 
eine einzelne Maschine schutzgeerdet werden.

Die Nullung ist eine ausgezeichnete Schutzmaß­
nahme fü r in sich geschlossene Betriebe mit kleinen 
Entfernungen, beispielsweise fü r Fabrikanlagen. Sie 
war eine ausgezeichnete Schutzmaßnahme für Städte, 
in denen als Reserve-Nulleiter die Wasserleitung zur 
Verfügung steht. Sie ist es besonders dann, wenn 
zusätzlich noch die Bestimmung besteht, daß jede 
Muffe, jeder Flansch, jede Verbindungsstelle in der 
Wasserleitung metallen leitend (Bild 4) überbrückt 
werden muß, dam it ein kleiner W iderstand in dieser 
Wasserleitung zur Verfügung steht. Aber sie verliert 
ohne diese durchgehende Verbindung ihren Sinn 
als Reserve-Nulleiter. Damit wachsen in weitem Um­
fange die Bedenken gegen den generellen Schutz­
wert der Nullung, wenn, wie das heute der Fall ist, 
aus Gründen des Korrosionsschutzes die Gas- und 
Wasserwerke in steigendem Umfange dazu über­
gehen, ihre Leitungen, die bisher aus Stahl oder aus 
Gußeisen bestanden, durch Leitungen aus Kunststoff 
zu ersetzen.
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Bi!d 4: Schutzerdung (zw eiter A rt) an de r durchgehenden W asserle itung 

ist eine N u llu ng .

Der Kunststoff leitet nicht. Das Wasser in der Lei­
tung ist zwar ein Leiter in dem Sinne, daß es maßlos 
gefährlich ist, wenn die Kleidung des Menschen 
durchfeuchtet w ird oder wenn er mit den Füßen im 
Wasser steht. Es ist aber im Sinne einer Stromleitung, 
wie w ir sie bei der Schutzerdung und Nullung fo r­
dern, ein Isolator. Ein kurzes Stück von 50 cm Länge 
weist bereits einen so hohen Isolationswiderstand 
auf, daß w ir im Scherz sagen können, die Isolation 
dieser Wassersäule entspricht den VDE-Bestimmun- 
gen. Hausanschlußleitungen werden heute vielfach 
mit Rücksicht auf die Streuströme der Straßenbahn 
ausgewechselt. Sie bestehen nicht mehr aus Stahl, 
sondern aus Kunststoff und alles was im Hause ist, 
w ird dam it von der Wasserleitung als Reserve-Nul- 
leiter getrennt. Die niedrigen Erdungswiderstände, 
die Schutzerdung und Nullung fordern, sind immer 
weniger zu realisieren.

Fehlerspannungsschutzschaltung (FU)

Es ist ein Segen, daß im Laufe der letzten Jahr­
zehnte die sogenannten Schutzschaltungen entwik- 
kelt worden sind und nun heute in dem Zeitpunkt, 
wo sich die bisherigen traditionellen Schutzmaßnah­
men mehr oder weniger als unbrauchbar erweisen, 
an ihre Stelle gesetzt werden können. Es sind das 
der Fehlerspannungsschutzschalter auf der einen 
Seite, der Fehlerstromschutzschalter auf der anderen 
Seite.

Der Fehlerspannungsschutzschalter (Bild 5) muß 
bestimmungsgemäß in weniger als 0,1 s auslösen 
(VDE 0663), so bald am Gehäuse der zu schützenden 
Geräte, mit dem eine seiner Klemmen verbunden 
w ird, eine Spannung von mehr als 65 V, also die für 
den Menschen gefährliche Spannung, auftritt. Da er 
in kürzerer Zeit als den biologisch gefährlichen 0,2 s 
arbeitet, ist dam it ein außerordentlich wirksamer 
Schutz erreicht. Der Fehlerspannungsschutzschalter 
erfreut sich unterschiedlicher Beliebtheit. Er ist ein

mechanisches Gerät mit beweglichen Teilen. Er kann 
korrodieren. Er kann klemmen. Es kann irgendein 
Defekt auftreten. Er hat, wie jede solche mechanische 
Konstruktion, Kinderkrankheiten gehabt. Fehlerspan­
nungsschutzschalter aber, die den heutigen Vorschrif­
ten des VDE fertigungsmäßig genügen, sollten über 
die Kinderkrankheiten hinaus sein. M ir sind auch an 
neueren Konstruktionen eigentlich keine solchen 
Fehler am Schalter mehr bekannt worden. Dagegen 
ist mancher Fehler bekannt geworden, der zum Ver­
sagen der Fehlerspannungsschutzschaltung führte, 
weil der Installateur nicht mehr recht damit umgehen 
konnte und weil erst recht der Werks- oder Bau­
elektriker mit ihm nicht umzugehen verstand.

Bild 5: Grundschem a der Fehlerspannungsschutzschaltung (FU).

Es g ibt eben Fehlermöglichkeiten. Sie sind so heim­
tückisch, daß der Einzelne sie o ft gar nicht übersieht, 
vielleicht nicht einmal vermutet. Da ist z. B. die merk­
würdige Beobachtung, daß der Schalter vö llig  in 
Ordnung, vö llig  richtig angeschlossen, bei Kontrolle 
mit dem Prüfknopf vö llig  wirkungsfähig ist und bei 
der Kontrolle durch eine Funktionsprüfung am zu 
schützenden Gerät nicht anspricht. Dann sagt der 
Installateur natürlich: der Schalter taugt nichts. Er 
spricht aber nur deshalb nicht an, weil der Elektriker 
seine Funktionsprüfung nicht so durchführte, wie es 
einer Unfallsituation entsprechen würde. Solche Fälle 
machen die verbreitete Abneigung des Elektromon­
teurs gegen den Fehlerspannungsschutzschalter ver­
ständlich, sind aber kein Beweis für ihre Berechtigung.

Es wäre bei dieser Situation bedauerlich, wenn 
w ir für die Baustelle allein auf den Fehlerspannungs­
schutzschalter angewiesen wären. Der Unternehmer 
kauft schon ungern Leitungen mit 4 Adern, aber 
wenn die Leitung nun 5 Adern haben muß, wie das 
die Fehlerspannungsschutzschaltung verlangt, dann 
w ird die Leitung noch schwerer, noch teurer. Den
5. Leiter in alle diese Leitungen nachträglich mit hin­
einzubringen, ist so gut wie ausgeschlossen.
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Fehlerstromschutzschaltung (Fl)

So ist es denn ein glücklicher Umstand, daß w ir 
nun seit Jahren außer dem Fehlerspannungsschutz­
schalter auch den Fehlerstromschutzschalter haben 
(Bild 6). Es ist in jahrzehntelanger Arbeit gelungen, 
sich allmählich an das Problem so heranzuarbeiten, 
daß man heute die Bedingungen kennt, die man an 
einen solchen Schalter und seine Schaltung zu stellen 
hat. Man baut heute Schalter, die mit Sicherheit unter
0,1 s auslösen, bei Fehlerströmen, die freilich viel 
größer sind als der Fehlerstrom, den der Mensch 
verträgt. Der Körperstrom darf 50 mA in mehr als
0,2 s nicht überschreiten. Der Fehlerstromschutz­
schalter, so wie er heute auf dem M arkt ist, hat Aus- 
lösestromstärken in der Größenordnung von 0,3, 0,5, 
1,3 Amp. Die verschiedenen Fabriken bauen ver­
schiedene Schalter.

Bild 6: Grundschem a der Fehlerstrom schutzschaltung (Fl).

Wieso kann bei diesem großen Abstand zwischen 
tödlichem Körperstrom und notwendigem Fehler­
strom für die Auslösung überhaupt ein wirksamer 
Schutz erreicht werden? Er kann sichergestellt wer­
den, wenn man bei seiner Anwendung die einzige 
Nebenbedingung stellt, das Gehäuse des zu schüt­
zenden Gerätes zusätzlich zu erden. Man kehrt ge­
wissermaßen zur traditionellen Schutzerdung zurück. 
Damit taucht sofort die Frage auf, ob dann nun nicht 
gegen die Fehlerstromschutzschaltung die gleichen 
Bedingungen vorliegen, die w ir oben gegen die 
Schutzerdung ausgesprochen haben. Das ist aber 
nicht der Fall. Während bei der Schutzerdung der 
W iderstand dieser Erdung in der Größenordnung 
von 1 Ohm und darunter liegen muß, genügen bei 
der Fehlerstromschutzschaltung Erdungswiderstände 
von 50, 60, 100, 200 Ohm. Das sind Erdungswider­
stände, die beinahe jedes metallene O bjekt hat, 
wenn es überhaupt nur irgendwo mit dem Erdboden 
in Berührung steht.

Es genügt dabei fast unter allen Bedingungen ein
0,5 oder 1 m langes Eisenrohr, das in die Erde ge­
trieben ist, und dann mit dem Betonmischer, mit der 
Baumaschine oder mit dem Körper der Bohrmaschine 
verbunden w ird. Man kann stattdessen ebenso gut 
diese Erdung an einer Wasserleitung, an den Stahl­
einlagen eines Betonbaues, o ft sogar an einer Schie­
nenlage vornehmen. Dann ist nichts weiter zu tun, 
als an der Anfangstelle der elektrischen Versorgungs­
leitungen einen einzigen Fehlerstromschutzschalter 
einzubauen. Dann ist jedes Gerät, das auf diese 
Weise getrennt geerdet ist, geschützt, wenn es nur 
an den Leitungsteil angeschlossen ist, der hinter dem 
Fehlerstromschutzschalter liegt. Es kann nichts mehr 
passieren. Es kann in der Regel nicht einmal mehr 
dann etwas passieren, wenn der Mann vergißt, ein­
mal diesen Erdungsstab in die Erde hineinzutreiben. 
Der Erdungswiderstand beispielsweise einer Beton­
mischmaschine, sofern sie nicht auf Gummireifen 
läuft sondern auf Stahlrädern, ist in der Regel so 
niedrig, daß selbst dann der Fehlerstromschutz­
schalter anspricht, wenn satter Körperschluß am 
M otor auftritt. Das soll nicht eine Ermutigung zur 
Fahrlässigkeit durch Weglassen der Erdung auf der 
Baustelle sein. Sie ist fü r vollen Schutz genau so 
wichtig wie Anschaffung und Einbau des Schalters. 
Die Schaltung aber ist bestechend einfach. Der 
Schalter w ird ebenso angeschlossen wie jeder an­
dere. Zusätzliche Leitungen werden nicht verlegt. Die 
Anweisung lautet einfach: jedes Gerät w ird  am 
nächsten verfügbaren Punkt geerdet, dessen Erdungs­
widerstand unterhalb des Wertes liegt, der auf dem 
Schalter angegeben, also vorgeschrieben ist. Dieser 
W ert ist an so vielen Stellen erfü llt, daß es keine 
Schwierigkeiten fü r die W ahl des Erdungspunktes 
und keine kostspieligen Arbeiten zur Herstellung 
umfangreicher Erdungsanlagen gibt. Das g ilt auch 
fü r das schwierigste Baugelände.

Die Fehlerstromschutzschaltung bietet eine fast 
ideale Möglichkeit, mit einfachen M itteln und durch­
sichtig verständlicher Schaltung, einen wirksamen 
Schutz zu erreichen. Der Fehlerstromschutzschalter 
ist natürlich teurer als die Abschalteinrichtung jeder 
anderen Schutzmaßnahme. Aber man spart anderer­
seits dabei die 5. Ader fü r alle Leitungen. Das macht 
besonders auf großen Baustellen viel aus. O ft w er­
den die Kosten fü r die Leitungen so um mehr gesenkt, 
als man fü r den Schalter als Mehrpreis aufwenden 
muß.

W ir sollten in unserem Kreise die Frage nach dem 
wirtschaftlichen Aufwand aber überhaupt nicht zum 
Hauptgesichtspunkt unserer W ahl fü r die Schutz­
maßnahme machen. Kein Menschenleben kann mit 
M ark und Pfennig dem ersetzt werden, der to t ist, 
nicht einmal seinen Hinterbliebenen. Kein Bauunter­
nehmer würde zögern, sein eigenes Leben einzuset­
zen, wenn er einen Bauarbeiter in Lebensgefahr
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sieht, der durch Einsatz seines Lebens gerettet wer­
den könnte. Darf er dann Beträge von DM 100,- 
darüber entscheiden lassen, ob er sich dazu ent­
schließt, Gefahren mit Sicherheit abzuwenden, die 
unsichtbar sind? Der Mensch auf der Baustelle ist 
sein und unser Nächster. W ir sind ihm viel schuldig.

Diese Aufforderung zur praktischen Betätigung der 
Nächstenliebe darf sich nicht auf die Schutzmaß­
nahmen in den elektrischen Anlagen beschränken. 
Sie ruft den Revisions-Ingenieur ebenso wie die Bau­
aufsicht zur größeren Verantwortung fü r den täg­
lichen Dienst. Jeder weiß, daß er sich ohne Führer­
schein nicht an das Steuer eines Kraftwagens setzen 
darf. Der Kraftwagen ist ein Werkzeug, dessen Ge­
fährlichkeit w ir kennen. Der Umgang mit ihm ohne 
Zulassung ist strafbar. Es g ib t aber keinen Führer­
schein fü r den Schraubenzieher und die Kombizange.

W er sie ohne Fachkenntnisse in die Hand nimmt und 
an Steckern oder Steckdosen so herum manipuliert, 
daß man ein ungeschütztes Gerät an eine geschützte 
Steckdose anschließen kann, wer schadhafte Leitun­
gen als Laie, Halblaie oder „Fachmann" zu repa­
rieren, d. h. zu flicken versucht, handelt fahrlässig. 
Er w ird allerdings erst stra ffä llig , wenn etwas pas­
siert. Dafür, daß das nicht geschieht, tragen nicht nur 
diejenigen die Verantwortung, die Vorschriften für 
Schutzmaßnahmen entwickelt haben, sondern die 
Revisions-Ingenieure, die O ffiz iere an der Front der 
Baustelle, denen das Leben Ihrer Nächsten, „der 
Arbeiter an der Baustelle", anvertraut ist. Sicher ist 
die Aufgabe, die damit dem Revisions-Ingenieur ge­
stellt ist, schwer. Ihr schöner Lohn aber besteht in 
der Gewißheit geholfen zu haben. Keiner sagt es 
ihm. W er lobt ihn schon dafür, daß nichts passiert?

Betriebssicherheit im Spiegel wirtschaftlich und unfallsicher 
gestalteter Bauausführungen

Bauing. Walter Virneburg, Bau-Berufsgenossenschaft Frankfurt am Main.

Wirtschaftlichkeit der Bauausführung! das ist ein
von Bauherren, Architekten, Ingenieuren und Bau­
ausführenden recht o ft gebrauchtes W ort.

Sein Sinn spannt sich von der berechtigten Forde­
rung bis zur vagen Hoffnung. Je nach den Interessen 
des einzelnen oder auch seinem fehlenden Verständ­
nis fü r andere Beteiligte können w ir die verschieden­
sten Auffassungen darüber hören, was wirtschaftlich 
oder unwirtschaftlich ist.

W eit weniger geläufig jedoch ist vielen das W ort 
„Unfallsicherheit".

Die einen meinen, sich dam it nicht befassen zu 
brauchen, andere glauben an ein gütiges Schicksal, 
das es ihnen abnimmt, selbst Vorsorge treffen zu müs­
sen, und schließlich ist eine weitere Gruppe der A u f­
fassung, gerade beim Bauen könne die Unfallsicher­
heit in den meisten Fällen nur durch wirtschaftlich 
unvernünftige und unzumutbare Maßnahmen erkauft 
werden. W irtschaftlichkeit und Sicherheit werden also 
als Gegensätze, als etwas Unvereinbares bezeichnet.

Die Begriffe Wirtschaftlichkeit und Sicherheit er­
scheinen aber immer dann in einem anderen Licht, 
wenn einmal eine Betriebsstörung oder ein Schadens­
fa ll oder gar ein Unfall e intritt.

Ich kann es mir in diesem Kreise ersparen, auf die 
unter Umständen zahlreichen und kostspieligen Fol­
gen solcher Ereignisse näher einzugehen.

Der Verlust aus direkten und indirekten Unkosten, 
den w ir hinnehmen mußten, weil beim Bauen der 
mögliche Sicherheitsgrad nicht erreicht oder gar 
nicht angestrebt wurde, läßt sich leider nicht in 
Zahlen ausdrücken.

Bei einem Umsatz des Bauhauptgewerbes z. B. im 
Jahre 1957 von 16 M illiarden DM und einer W ert­
schöpfung der Bauwirtschaft von rund 7% des ge­
samten Sozialproduktes dürfen w ir aber sicher sein, 
daß verkannte oder gestörte Beziehungen zwischen 
Produktivität und Unfallverhütung ganz erhebliche 
Ausfälle verursachten.

Die zahlreichen Unfälle, Schadensfälle und Be­
triebsstörungen bei Bauarbeiten mögen dem Außen­
stehenden o ft unverständlich und unerklärlich sein. Sie 
müssen auch ganz allgemein erschrecken. W er aber 
die Eigenart des Baubetriebes kennt, weiß, daß 
ebenso klar wie das Ziel der Unfallverhütung ihre 
Durchführung im Baubetrieb schwierig ist.

Nicht die Unfallursachen als solche erschweren die 
Aufgabe, sondern die Eigenart des Baubetriebes.

Lassen Sie mich bei dieser ein wenig verweilen.

Der Baubetrieb ist ein nie einheitlicher W ander­
betrieb. Seine technische Einrichtung kann bei den 
stets wechselnden Aufgaben und arbeitstechnischen 
Erfordernissen der Einzelanfertigung nicht hoch­
gradig zweckbestimmt sein. W ohl hat in zahlreichen 
großen und mittleren Firmen die Umstellung auf den
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maschinellen Betrieb einen Umfang erreicht, der 
teilweise schon an der Grenze des bei einer nicht 
stationären Industrie Erreichbaren liegt.

Einer sehr viel weitergehenden und verfeinerten 
Mechanisierung -  wäre sie bei der meist knappen 
Kapitaldecke der Bauunternehmungen, die über 
schleppenden Geldeingang wahrhaft zu klagen 
haben, nicht schon in Frage gestellt -  steht entgegen, 
daß im Baubetrieb eine echte Arbeitsteilung, also 
die Zerlegung des Produktionsprogrammes in ge­
schlossene Gruppen gleichbleibender Einzeltätig­
keiten zur Erstellung der verschiedensten Teilleistun­
gen nur sehr beschränkt erreicht werden kann.

Zahlreiche und vielgestaltige Einflüsse beeinträch­
tigen die Sicherheit des Baubetriebes. Denken w ir 
einmal an die W itterung mit ihren Auswirkungen 
beispielweise auf den Menschen, die Arbeitsplätze 
und die Güte von Bauteilen, z. B. aus Mauerwerk 
oder Beton.

Wesentlicher sind die Einflüsse, die sich daraus 
ergeben, daß die Bauvorhaben nach Zweckbestim­
mung, Form, Umfang, Bauweise und Örtlichkeit 
ständig voneinander abweichen.

Nicht nur an jeder neuen Arbeitsstätte ändern sich 
die Betriebseinrichtung, der Arbeitsablauf und der 
Einsatz der Arbeitskräfte; dahingehende Änderungen 
werden mit dem Fortschreiten der A rbeit an jeder 
Baustelle laufend vollzogen. Es liegt auf der Hand, 
daß hierbei die nur immer fü r kurze Dauer geschaf­
fene technische Einrichtung nicht zwangsläufig be­
triebssicher sein kann, zumal sich die menschliche 
Unzulänglichkeit neben der eigentlichen Arbeits­
verrichtung auch immer wieder auf die Gestaltung 
der technischen Einrichtung auswirkt.

Es ist also im Baubetrieb sehr viel schwieriger, die 
Betriebseinrichtung unfallsicher zu gestalten als im 
ortsfesten Betrieb. Das gleiche g ilt selbstverständlich 
fü r die Regelung des Arbeitsganges.

Der Bauarbeiter -  ohnehin einem häufigeren Be­
triebswechsel unterworfen als ein Arbeiter anderer 
Industriezweige -  findet an jeder Arbeitsstätte und 
beinahe an jedemTage neue Arbeitsbedingungen vor.

Bei Bauarbeiten, z. B. in Fabriken, Hüttenwerken, 
Bahnanlagen oder Kraftwerken treten zu den Ge­
fahren des Baubetriebs noch die dem Bauarbeiter 
unbekannten Gefahren des fremden Betriebes hinzu.

Die Vielzahl und der rasche Wechsel der Teil­
aufgaben beim Bauen fordern auch häufig schon 
den Facharbeitern und unteren Führungskräften Ent­
scheidungen ab, welche W irtschaftlichkeit und Sicher­
heit des Betriebes nicht unwesentlich bestimmen. 
Nicht selten werden hierbei die genannten Personen 
im Hinblick auf ihre Ausbildung, ihr Wissen und ihre 
berufliche Erfahrung überfordert.

Die gebotene sorgfältige Überwachung und stän­
dige Beaufsichtigung ihrer Tätigkeit stößt bei den 
o ft großen Entfernungen zwischen den einzelnen 
Baustellen eines Betriebes, deren W eiträum igkeit 
und Unübersichtlichkeit auf Schwierigkeiten.

Zu diesen betrieblichen Faktoren des Problems der 
Betriebssicherheit treten noch die außerbetrieblichen 
Einflüsse hinzu.

Der Bauunternehmer und seine Beauftragten sind 
in ihren Maßnahmen und Entscheidungen fü r die 
Bauausführung nicht unabhängig und selbständig. 
Sie müssen sich nach den Weisungen der Bauleitung 
richten, die in der Regel nur auf das Bauvorhaben 
abzielen, die Betriebsbedürfnisse aber unberücksich­
tig t lassen.

Bei Bauaufträgen der Industrie können noch die 
auf die Aufrechterhaltung des Industriebetriebes 
gerichteten Forderungen hinzukommen.

Fehlleistungen Dritter, Unverständnis für den Bau­
betrieb und Rücksichtslosigkeit diesem gegenüber 
bleiben nicht ohne Folgen fü r die W irtschaftlichkeit 
und Sicherheit der Bauausführung. Ich darf in diesem 
Zusammenhang nennen: unvollständige und unklare 
Angebotsunterlagen, Baubeginn bei noch nicht aus­
gereifter Planung, umfangreiche nachträgliche Ände­
rungen, Vergabe an im Hinblick auf den Umfang und 
die Besonderheit und Schwierigkeit der Bauaufgabe 
nicht leistungsfähige Betriebe, vernachlässigte oder 
unzweckmäßige Regelung der zeitlichen und ö rt li­
chen Folge der bautechnisch ineinander greifenden 
oder aneinander anschließenden Arbeiten verschie­
dener, wenn nicht zahlreicher Betriebe auf einer 
Baustelle, nicht rechtzeitige Bereitstellung der G eld­
mittel zu Beginn der Bausaison und dam it Auftrags­
ballungen, zu kurze Bautermine.

Und doch könnte der Baubetrieb trotz allen vor­
gegebenen Verhältnissen, W iderw ärtigkeiten und der 
nicht auszuschließenden gelegentlichen Fehlleistun­
gen der zahlreichen bei der Erstellung eines Bau­
werks geistig und handwerklich Tätigen zu höherer 
W irtschaftlichkeit und Sicherheit gelangen, wenn 
nicht eines sehr im argen läge, nämlich die gründ­
liche Arbeitsvorbereitung und weiter eine vernünf­
tige Arbeitsplanung und -gestaltung. Dabei verlangt 
gerade die Bauarbeit mit ihren ständig wechselnden 
arbeitstechnischen Notwendigkeiten, technischen 
Möglichkeiten und Gefahren eine vorausschauende 
Planung, damit nicht zuletzt die Arbeitsvorgänge so 
gestaltet werden können, daß sie weitgehend ge­
fahrlos sind und der Mensch so wenig wie möglich 
in Versuchung gerät und Gelegenheit findet, sich 
sicherheitswidrig zu verhalten.

Es soll hier nicht verkannt oder gar geleugnet 
werden, daß die Bauarbeit Improvisation erfordert; 
nur w ird beim Bauen zu häufig improvisiert. Es fehlt
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zu o ft an genügend weitreichenden Dispositionen, 
und Anordnungen werden sodann nur für den augen­
blicklichen Bedarf getroffen oder erforderliche An­
weisungen überhaupt nicht gegeben. Nur zu Vieles 
gle itet ab in schlechte Provisorien.

Dann bestimmen auch das Vorhandensein und die 
Verwendung geeigneter Schutzvorrichtungen, die 
gewiß keine geringe Bedeutung haben, den Sicher­
heitsgrad bei weitem nicht in dem Maße wie in einem 
ortsfesten Betrieb.

W ir dürfen also die Unfallverhütungsarbeit nicht 
als eine selbständige Aufgabe auffassen. Sie ist von 
der eigentlichen technischen Aufgabe des Betriebes 
nicht zu trennen und muß, um erfolgreich sein zu 
können, mit allen Bereichen und Tätigkeiten des Bau­
schaffens verbunden sein. Und damit sind auch 
Arbeitsvorbereitung, Arbeitsplanung bzw. Arbeits­
gestaltung und Unfallverhütungsarbeit identisch.

W irtschaftlichkeit und Unfallsicherheit verlieren in 
einer rechtzeitigen komplexen Betrachtung alles 
Gegensätzliche und lassen vielmehr ihre Wechsel­
beziehungen und ihre gegenseitige Bedingtheit 
erkennen.

Hieraus läßt sich schließlich unschwer ableiten, daß 
die Aufgaben der außerbetrieblichen Sicherheits­
organe weitreichend und durchaus nicht immer leicht 
zu lösen sind.

Sie wollen daher auch nicht nur als die Aufsichts­
beamten mit besserer Vorschriftenkenntnis die Be­
triebe überwachen, sondern als betriebsverbundene 
sachverständige Ingenieure den Betrieben und allen 
Bauschaffenden helfen, Sicherheit und W irtschaftlich­
keit bei Bauausführungen zu steigern.

Nun darf ich Sie bitten, mir an Hand einer Licht­
bildreihe auf Baustellen zu folgen. Ich möchte Ihnen 
einige Beispiele wirtschaftlich und unfallsicher ge­
stalteter Bauausführungen zeigen und erläutern.

Beim Bau der Rhein-Main-Halle war u. a. die A u f­
gabe gestellt, eine Fläche von rund 53 x 53 m stützen­
frei zu überspannen. Als zweckmäßige und w irt­
schaftliche Konstruktion wurde ein räumliches System 
von schief liegenden Fachwerkträgern aus Stahl­
beton entwickelt. Ober- und Untergurte aus Ortbeton
-  Diagonalen aus Fertigteilen. Untergurte und Zug­
diagonalen erhielten eine Vorspannung.

Die Anzahl der Fachwerkpaare sowie das Kon­
struktionssystem ließen es zu, den Hallenüberbau in 
drei gleiche Abschnitte zu unterteilen. Damit war es 
möglich, die Rüstung und Schalung dreimal zu ver­
wenden. Die Reihenfolge der Abschnitte war durch 
das Konstruktionssystem vorgegeben.

Um aber auch den Umfang der Gerüstauf- und 
-abbauarbeiten so gering wie möglich zu halten, 
wurde ein fahrbares Stahlrohrgerüst konstruiert und, 
um die Verfahrbarkeit ohne Schwierigkeit zu ge­
währleisten, in zwei gleiche Elemente geteilt (Bild 1).

Die gesamten Lasten wurden über Gerüsttürme 
auf einen Trägerrost abgetragen, der sich auf einen 
Peiner-Träger aufsetzte. Unter diesem waren w ieder­
um Peiner-Träger als Fahrschienen ausgelegt, wäh­
rend W älzwagen zwischen den Peiner-Trägern als 
Fahrwerk dienten.

Das Verziehen der Gerüsthälften geschah mit 
zwei Winden.

In der Endlage wurde das Gerüst links und rechts 
neben den Fahrschienen aufgespindelt und an den 
Knotenpunkten mit Betonklötzen unterbaut.

Im übrigen stand durch eine allseitige Auskragung 
der oberen Abdeckung jederzeit ein ordnungsge­
mäßes Schutz- und Fanggerüst zur Verfügung (Bild 2).

Innerhalb 18 Stunden konnte das Gerüst in den 
nächsten Abschnitt -  einschließlich Ein- und Ausbau 
der Fahreinrichtung -  umgesetzt und einnivelliert 
werden. Der Fahrvorgang selbst dauerte nur etwa 
4 - 6  Stunden.

A BAUABSCH NITT
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Hieraus ergibt sich der 
klare Vorteil des fahrbaren 
Gerüstes. Voraussetzung hier­
zu war jedoch eine sorg fäl­
tige Vorplanung der Kon­
struktion.

Auf das Stahlrohrgerüst 
setzte sich ein auf Spindeln 
ruhendes Schalungsgerüst auf 
(Bild 3). M it diesem wurde die 
genaue Lage der Fachwerk­
träger erreicht und die Träger 
später ausgeschalt. Neben 
diesem Schalungsgerüststrei­
fen unter den Bindern wurde 
soviel Platz belassen, daß die 
Rüstung fü r den Obergurt 
während des Fahrvorganges 
untergebracht werden konnte 
(Bild 4).

Ein wesentlicher Teil der Halle konnte mit dem 
Turmdrehkran nicht erreicht werden. Um das Ver­
setzen der Fertigteile mit einem Stückgewicht bis zu 
500 kg einfach, zeitsparend und sicher zu gestalten, 
bediente man sich einer besonderen Einrichtung. 
Zunächst wurden die Fertigteile mit dem Turmdreh­
kran herangeführt; Anschlagmittel waren zwei recht­
w inklige Stahlprofile, die durch ihre Zahnung inein­
andergriffen und sich unter Last zusammenzogen.

Der Turmdrehkran gab dann die Lasten ohne A b­
setzen an einen Kran ab, der auf den Obergurten 
verfahrbar War und eine Laufkatze besaß (Bild 5).

B ild  2

M it Flaschenzügen wurden die Fertigteile schließlich 
in ihre richtige Höhenlage gebracht und eingesetzt. 
Damit wurde beim Versetzen der Fertigteile jegliche 
schwere Handarbeit -  mit ihren immer erhöhten 
Unfallgefahren -  vermieden.

Die etwas größeren Kosten fü r die Hilfseinrichtun­
gen wurden durch den sehr viel schnelleren und 
sicheren Einbau ohne Zweifel ausgeglichen.

Da auch der O rtbeton von den Turmdrehkranen 
nicht bis zu allen Einbaustellen herangebracht wer­
den konnte, war es notwendig, den Beton weiter 
zu verfahren.

Hierzu diente ein Betonier­
wagen (Bild 6/7). Dieser war 
auf einem Gerüst über dem 
O bergurt verfahrbar und er­
möglichte eine rasche und 
sichere Einbringung des Be­
tons in Ober- und Untergurte. 
Die schnelle Entleerung aus 
dem Transportkübel in den 
Betonierwagen erhöhte die 
Anzahl der Kranspiele erheb­
lich.

Die Plattform des Betonier­
wagens gab beim Einfahren 
des Betonkübels größeren 
Spielraum, sie konnte außer­
dem vom Kranführer gut ein­
gesehen werden. Der Be­
tonierwagen entleerte sich

Bild 3
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durch drei auf die O ber­
und Untergurte gerichtete 
Trichter. Waren die Gurte 
eines Fachwerkpaares be­
toniert, hob ein Turmdreh­
kran den gesamten Be­
tonierwagen an und setzte 
ihn um. Die Herstellung 
der verschiedenen H ilfs­
konstruktionen war sicher­
lich eine umfangreiche A r­
beit. Durch sie war es aber 
letztlich erst möglich, die 
weitgespannte Halle in 
dieser A rt zu bauen.

Es hat sich aber dann 
sehr bald gezeigt, daß die 
sorgfältige Planung und 
Durcharbeitung dieser 
Hilfskonstruktionen eine 
wesentliche Voraussetzung 
fü r die W irtschaftlichkeit 
und Sicherheit waren.

Bild 4

Bild 5
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Für eine 70 m lange Kalilagerhalle mit einer Breite 
von 45 m und einer Firsthöhe von rund 30 m waren 
als Dachkonstruktion hölzerne Vollwandbinder mit 
einem Stückgewicht von 18 Tonnen aufzubringen 
(Bild 8). Die Vollwandträger wurden in 6 Teilen vo r­
gerichtet und dann durch einen Turmdrehkran ein­
gefahren, auf ein zimmermannsmäßig abgebundenes 
Montagegerüst abgesetzt und dort m iteinander ver­
bunden.

Auch dieses Gerüst war fahrbar. Es saß auf vier 
Eisenbahnwaggons und konnte mit dem Fortschreiten 
der Montagearbeiten leicht vorgezogen werden 
(Bild 9).

Entsprechend der Dachneigung, die sich aus dem 
Schüttgut -  nämlich dem Kali -  ergab, hatte das 
Gerüst in der jeweils erforderlichen Höhe Arbeits- 
bzw. Schutzgerüstlagen mit an den Innenseiten ge­
legenem Seitenschutz. Der beiderseitige Uberstand

über ein Binderfeld verhinderte ein Abstürzen nach 
den Seiten und nahm außerdem ordnungsgemäß 
ausgebildete Laufbrücken auf (Bild 10). Beim Ein­
decken des Hallendaches mit großform atigen Platten



Bild  9

fand das Gerüst eine weitere Verwendung, nämlich 
als inneres Schutz- und Fanggerüst (Bild 11).

W ohl erforderte das Montagegerüst einen hohen 
Aufwand an Holz und Arbeitszeit, dennoch brachte 
es durch seine zweckmäßige Planung und gute Aus­

Bild  10

führung einen klaren Vorsprung gegenüber anderen 
Montagemöglichkeiten. Innerhalb kürzester Frist war 
es 20 Zimmerleuten mit 10 Helfern möglich, die Dach­
konstruktion unfallfre i über der 70 m langen Halle 
aufzubringen.

Bild 11
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Einsatzmöglichkeiten und Grenzen der Psychologie in der Unfallverhütung

Dr. phil. Helmut Karl, Leiter der Schulungsstätte fü r Arbeitsschutz der Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft,

Gelsenkirchen

Einsatzmöglichkeiten und Grenzen der Psychologie 
fallen unter jenen Begriff, der zum Leidwesen aller 
Sachkenner langsam zum Schlagwort zu werden 
droht und unter dem Titel „Psychologische U nfa ll­
verhütung" Ihnen allen bekannt ist.

W ir bekommen wohl den besten Zugang zu 
unserem Stoff, wenn w ir uns kurz darüber Rechen­
schaft ablegen, inwiefern die Psychologie bereits 
Thema der vorangegangenen Kongresse Ihrer Ver­
einigung gewesen ist.

Erstmals 1949 spricht SCHOLZ über Arbeitspsycho­
logie und Unfallverhütung. Er beleuchtet insbeson­
dere den psychophysiologischen Aspekt dieses Zu­
sammenhanges. Fragen des zweckmäßigen Arbeits­
tempos, ausreichender Zwischenpausen, der richtigen 
Arbeitsplatz-Beleuchtung, der Übung stehen damit 
im Vordergrund des Interesses. Die eigentlichen 
binnenpsychischen Vorgänge, die parellel zum äuße­
ren Arbeitsvorgang, ihn zumindest teilweise deter­
minierend, ablaufen, sind noch nicht ins Zentrum der 
Gedankenführung gestellt.

1950 nimmt MATHIEU zum gleichen Problemkreis 
Stellung. Auch er geht sozusagen von außen an den 
Sachverhalt heran und diskutiert Zusammenhänge 
wie Farbgebung und Sicherheit, Berufseignung 
und Unfallgefährdung. Immerhin tr itt mit letzterem 
in seinen Erörterungen doch ein neues Moment auf: 
die Betonung der psychologischen Koordination von 
persönlicher Eignung und objektiver Anforderung 
durch den Arbeitsplatz. Es handelt sich bei der psy­
chologischen Unfallverhütung nämlich nicht aus­
schließlich um das arbeitende Individuum, sondern 
diese Frage ist untrennbar gebunden an diejenige 
nach der Struktur, und zwar -  im Gegensatz zur 
Arbeitsphysiologie -  der psychologischen Struktur 
des Arbeitsmilieus.

Die psychologischen Vorträge des Jahres 1951 
wurden von HISCHE und KUHNEL bestritten. HISCHE 
definiert den Unfall „als eklatanten Bruch des Best­
verhältnisses zwischen Mensch und A rbe it". Seine 
Darstellung der psychologischen Grundlagen der 
Unfallverhütung kann in gewissem Sinn als eine Zu­
sammenfassung des auf den vorhergehenden Kon­
gressen Gesagten gelten. HISCHE schloß seine da­
maligen Ausführungen mit einigen kurzen Bemer­
kungen über den von ihm sogenannten „nicht anpas­
sungsfähigen Rest" in der menschlichen Persönlich­

keit, jenen Inbegriff psychologischer Fakten, der 
dafür verantwortlich ist, daß trotz Anpassung des 
Menschen an die Arbeit und umgekehrt doch immer 
noch Unfälle auftreten.

Welche Bedeutung diesem etwas geringschätzig als 
Lückenbüßer angeführten „nicht anpassungsfähigen 
Rest" zukommen kann, welche gravierende Bedeu­
tung er gerade fü r die Aufgabe der Unfallverhütung 
hat, ist damals leider nicht zu Tage getreten. Die 
auf dem gleichen Kongreß anschließend von KUHNEL 
vorgetragenen tiefenpsychologischen Grundlagen 
des Unfallgeschehens wären wohl geeignet gewesen, 
die Problematik dieses „nicht anpassungsfähigen 
Restes" zu beleuchten. Jedenfalls waren diese Be­
trachtungen der erste Schritt dahin, von innen her 
an das Unfallgeschehen heranzukommen, die binnen­
psychischen Vorgänge der Unfallentstehung zu 
erfassen.

W ar es Resignation, w ar es die Abneigung des 
Praktikers gegen Theorien, wenn in der anschließenden 
Diskussion dem Gehörten gegenüber der Standpunkt 
sich herauskristallisiert: „Interessant, theoretisch
sicher bedeutsam, aber wie soll all dem in der Praxis 
Rechnung getragen werden? Was machen wir da­
mit, die w ir doch als Ingenieure fü r die Sicherheit 
im Betrieb zu sorgen haben"?

Jedenfalls wurde es dann still um die psycholo­
gische Frage, wenigstens soweit es die offiziellen 
Äußerungen auf den Kongressen dieser Vereinigung 
angeht. Sarkasmus könnte behaupten, daß damit 
eine Situation erreicht ist, die GOETHE im „Faust II" 
mit folgenden W orten charakterisiert: „Nun ist die 
Luft von solchem Spuk so voll, daß niemand weiß, 
wie er ihn meiden soll". Ich glaube nicht, daß dem 
so ist. Ich möchte diese Pause eher mit jener aus 
der Ideengeschichte bekannten Inkubationszeit ver­
gleichen, die sich von der ersten Demonstration einer 
Idee bis zu den ersten Versuchen ihrer Verwirklichung 
in der Praxis erstreckt. Eine Reihe von Ansätzen der 
letzten Jahre, gleichgültig ob geglückte oder miß­
lungene, bestätigen mich in dieser Auffassung.

Stellt man sich exquisit die Möglichkeiten der prak­
tischen Anwendung vor -  und das ist meine Absicht; 
mit Theorie -  so schön sie vorzutragen ist -  sind Sie 
wohl alle gesättigt, so stellen sich drei Fragen:

1. die nach einer pragmatischen Definition des 
Begriffes psychologische Unfallverhütung, auf 
die sich praktikable Methoden gründen lassen;
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2. die Möglichkeiten der Sache nach, und, eng mit 
dem vorhergehenden Punkt verknüpft,

3. die Voraussetzungen personeller Natur.

Bisher ist psychologische Unfallverhütung vornehm­
lich ein Sammelsurium verschiedenster Maßnahmen 
und Prozeduren mit dem Schwerpunkt in werblich­
propagandistischer Richtung gewesen. Plakate, Ka­
lender, Handzettel, Fotos, Filme, Unfallverhütungs­
wochen, Preisausschreiben u. a. m., sind die W erk­
zeuge dieser sogenannten psychologischen U nfa ll­
verhütung. Darüber hinaus erwähnt KOETSCHAU 
z. B. in dem Buch „Der Industrie-Meister", Hamburg 
1956,auch die innerbetriebliche Menschenbehandlung 
als zur psychologischen Unfallverhütung zugehörig.

Demgegenüber möchten w ir sagen, daß, psycho­
logisch gesehen, noch gar keine psychologische Un­
fa llverhütung existiert! Warum nicht? Einfach des­
wegen, weil die bisherige Arbeit auf diesem Gebiet 
weder systematisch genug gestaltet noch ausreichend 
zielbewußt orientiert ist, vielmehr eine verteufelte 
Ähnlichkeit mit dem hat, was man „m it der Stange 
im Nebel herumfuchteln" nennt. Die fehlende straffe 
Orientierung auf ein umrissenes Ziel, woraus das 
jetzige Herumprobieren resultiert, kann auch deshalb 
noch nicht gegeben sein, weil eben dieses Ziel inhalt­
lich nicht scharf genug und unvollständig konzipiert 
w ird ; teilweise allerdings auch noch nicht erschöp­
fend erforscht ist.

Eines ist zwar klar erkannt: „psychologische U nfa ll­
verhütung ist eine Erziehungsaufgabe mit dem Ziel, 
ein gesundes Sicherheitsbedürfnis oder -bewußtsein 
zu erzeugen". Aber was heißt das? Kann man eine 
solche seelische Funktion überhaupt isoliert im Men­
schen erzeugen oder fördern, handelt es sich über­
haupt um eine einzelne Funktion? Mitnichten!

Und: genügt es, den Menschen isoliert von seiner 
Arbeitswelt in diesen Erziehungsprozeß einzubezie­
hen, also gewissermaßen eine funktionelle Einheit, 
wenn sie auch nicht immer störungsfrei arbeitet, zu 
zerschlagen und dafür nur noch ein Teilelement des 
Ganzen fü r die Gestaltung und Ausrichtung des Er­
ziehungsvorganges heranzuziehen?

Der Sachverhalt psychologischer Unfallverhütung 
ist wesentlich komplexer als es dem unbefangenen, 
vielleicht oberflächlichen Betrachter erscheinen mag. 
Der gesunde Menschenverstand allein, die bloße 
Kenntnis gewisser Werbetricks können kaum die 
Schwierigkeiten der Aufgabe voll erfassen, ge­
schweige denn sie lösen.

In der zur Verfügung stehenden Zeit werden Sie 
keine inhaltlich erschöpfende Darstellung des auf­
geworfenen Sachverhaltes erwarten. Notgedrungen 
muß ich mich auf gewisse Thesen beschränken, die 
Sie bitte nicht als Dogmen, sondern als Empirie —

und insofern durch weitere Forschung noch m odifi­
zierbar -  verstehen wollen.

Bei der Bemühung um die Sicherheit des Menschen 
haben w ir es mit einer strukturierten Gestalt von 
Relationen zu tun, in die der arbeitende Mensch mit 
seiner psychologischen Eigenart, seine menschlich­
sozialen Bezüge im Betrieb und die materiell-tech­
nische Umwelt eingehen. Technik ist dabei in ihrer 
Anmutungsqualität, als Erlebnisbestandteil des Men­
schen zu verstehen, nicht als objektives, in seiner 
Eigengesetzlichkeit beruhendes Gebilde. Ein Beispiel 
möge das Gemeinte verdeutlichen: objektiv betrach­
tet ist eine Drehbank eine Arbeitsmaschine zur span­
abhebenden Verformung von Werkstücken. W ir 
dürfen aber nicht glauben, daß diese Definition 
auch das Verhältnis, die Einstellung des Drehers 
zu seiner Bank und zu seinem Auftrag determiniert. 
In seinem Erleben figuriert die Maschine vielmehr 
als etwas ganz anderes, nämlich als ein Werkzeug 
zur Befriedigung individueller Bedürfnisse und Stre­
bungen, des Ehrgeizes oder des Gewinnstrebens 
etwa. Terminologisch gesprochen: die binnenpsycho­
logische Hierarchie der Bedürfnis- und Strebungs­
energien bestimmt die Art und Weise, wie ein Mensch 
seine objektive Umwelt erlebt und welche Bedeutung 
er der ihm begegnenden Situation zuweist. Der 
Objektbereich der Außenwelt w ird vom Subjekt her 
gemäß seiner psychischen Struktur geregelt. Welche 
Diskrepanzen sich dadurch zur objektiven Auffassung 
der Situation ergeben können, werden Sie sich sicher 
ausmalen können. Schematisieren w ir die Verhält­
nisse, so kommen w ir zu folgender Darstellung:

Eignung

harm onische, soz ia le , 
be trieb liche  U m w elt­
beziehungen

a da equa t-e rleb te  und 
arbeitspsychologiisch 
rich tig  gesta lte te  
m a te r i eMvte ch n i s ch e 
U m w elt

u n fa llfre ie s  Verha lten

Von hier aus läßt sich sagen: die psychologische 
Unfallverhütung ist ein Sammelbegriff für alle M aß­
nahmen, die

a) auf die möglichst vollständige Erkenntnis und 
Beschreibung sowohl der oben dargestellten 
Gestaltteile als auch ihrer Interrelationen 
(Wechselwirkungen) bezogen sind; eine A u f­
gabe wissenschaftlicher Forschung, die w ir hier 
nicht näher auszuführen gedenken;

b) psychologische Bestgestaltung der materiell- 
technischen Umwelt wie der sozialen Arbeits­
beziehungen erstreben; eine Frage teilweise der
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betrieblichen Organisation, teilweise der A r­
beitsphysiologie u. a. m.;

und schließlich als Kernpunkt der unm ittelbar­
praktischen Arbeit:

c) die Auswahl, Ausbildung und Erziehung des 
arbeitenden Menschen unter dem Gesichtspunkt 
seiner Sicherheit intensivieren und verbreitern.

Als Praktiker w ird uns vor allem der letzte Punkt: 
Auswahl, Ausbildung und Erziehung interessieren, 
der auch die Verflechtung mit psychologischen Me­
thoden am leichtesten einsichtig macht.

Das Aufgabengebiet der Auswahl, d. h. der Aus­
lese geeigneter Personen fü r die Übernahme be­
stimmter betrieblicher Funktionskomplexe, ist ge­
schichtlich eines der ersten gewesen, in dem psy­
chologische Verfahren, sogenannte Teste, zum 
Zuge kamen. Ich glaube, diese Einsatzmöglichkeit 
der Psychologie ist weitesten Kreisen genügend be­
kannt, daß ich mich hier auf einige Hinweise be­
schränken kann. Ich erinnere z. B. in diesem Zusam­
menhang an die ausgezeichneten Arbeiten verschie­
dener verkehrspsychologischer Institute über Fragen 
der Verkehrssicherheit, der prognostischen Feststel­
lung von Verkehrsunfällern. Im industriellen Bereich 
sei beispielsweise auf die erfolgreichen Eignungs­
untersuchungen hingewiesen, die FUCHS im Zusam­
menhang mit dem Technischen überwachungsverein 
Essen bei W alzwerkern durchgeführt hat, die fü r den 
Einsatz an automatisierten Walzenstraßen vorge­
sehen waren. Der Trend in der Entwicklung neuer 
Ausleseverfahren geht übrigens dahin, mehr und 
mehr auch die charakterologische Eigenart des 
Probanden in die Eignungsbegutachtung mit einzu­
beziehen. Dieser Übergang von der Prüfung ein­
zelner, und zumeist isolierter psychischer Fähigkeiten 
zur W ürdigung der Gesamtpersönlichkeit, d. h. jenes 
strukturierten Ganzen von Leistungsfunktionen und 
charakterlicher Verfassung, ist besonders fü r die 
unfallverhütende Funktion der Eignungsauslese 
wichtig.

M it der Eignungsanalyse eng verknüpft, aber auch 
schon zum nächsten Stichwort „Ausbildung" über­
leitend, ist ein psychologischer Arbeitszweig anzu­
führen, der als psychologische Berufs- oder Arbeits­
analyse bezeichnet werden kann. Ziel solcher Unter­
suchungen ist: fü r einen bestimmten Beruf oder 
Arbeitsplatz u. a. zu erm itteln: vom Arbeiter zu be­
wältigende Aufgaben und Pflichten; verwendete 
M aterialien, Maschinen, Werkzeuge und sonstige 
Hilfsm ittel; detaillierte Erfassung der Methoden und 
Prozeduren, die fü r die Erledigung der gestellten 
Aufträge erforderlich sind; die Beziehungen zu 
anderen Arbeitsplätzen. Auch die psychologische 
Unfallverhütung vermag aus solchen Analysen be­
deutsamen Nutzen zu ziehen. Es sei nur darauf hin­
gewiesen, daß es auf diese Weise gelingen kann,

fü r bestimmte Arbeitsplätze sozusagen die fü r die 
Sicherheit kritischen Handlungsschwerpunkte zusam­
menzustellen, und zwar vom M ateria l, wie von den 
Hantierungen oder der Organisation des Arbeits­
vollzuges her. Ich muß gestehen, nicht einsehen zu 
können, wie ein spezifisches Sicherheits-Training 
ohne die deta illierte  Kenntnis solcher G efahren­
schwerpunkte wirksam sein kann. Hinsichtlich der 
Vermittlung sicherer Arbeitspraktiken sind w ir im 
Bereich der industriellen Lehrausbildung in einer 
einigermaßen günstigen Lage. Dem Gedanken der 
Unfallverhütung begegnet der Industrie-Lehrling 
während seiner Ausbildungszeit in v ie lfä ltige r und 
auch effektiver Form. Ich möchte nur auf die bemer­
kenswerte Arbeit hinweisen, die die Holz-Berufs­
genossenschaft auf diesem Gebiet leistet. Bedenk­
licher w ird es schon im Bereich der handwerklichen 
Lehre, soweit ich mit den Verhältnissen bekannt bin. 
Erst recht bei den angelernten oder gar ungelernten 
Tätigkeiten ist noch wenig davon zu merken, daß 
der Sicherheitsgedanke in die Ausbildungsphase, wie 
kurz sie auch immer sei, eingedrungen ist. Hier harren 
der psychologischen Unfallverhütung noch w ahrhaft 
immense, bislang ungenutzte Einsatzmöglichkeiten. 
Auch in der Revisionstätigkeit der Technischen A u f­
sichtsbeamten w ird die Kenntnis der wichtigsten 
Arbeitsplatzanalysen Nutzen zeigen. W ie o ft ent­
deckt man doch erst nach einem Unfall, in welch 
unzweckmäßiger Weise gewisse Arbeitsprozeduren 
ablaufen und zwar mit Duldung der betrieblichen 
Vorgesetzten. W arum sollten w ir uns in den uns 
anvertrauten Betrieben nicht intensiver im Interesse 
der Vorbeugung dafür interessieren, wie die häufig­
sten Arbeitsvorgänge ablaufen, ob sie dem Sicher­
heitsgedanken Rechnung tragen und ob die ausrei­
chende Einübung der Arbeitenden gewährleistet ist? 
Das wäre z. B. ein erster Schritt zur Erweiterung der 
bisherigen bloß technischen Aufsicht, der zudem 
nicht einmal allzuviele psychologische Vorkenntnisse 
erfordern würde.

W ie steht es nun mit der „Erziehung zur Sicherheit", 
die als das Kernstück der psychologischen U nfa ll­
verhütung zu werten ist? Erörterungen darüber, ob 
dieser Titel den angezielten Sachverhalt erschöpfend 
oder sachgerecht tr ifft, müssen w ir auslassen. W ir 
wollen uns vielmehr wiederum ausschließlich p rak­
tischen Fragen zuwenden, umso mehr als uns in ver­
schiedenen innerbetrieblichen Einrichtungen, dann 
als überbetriebliche Institution z. B. in der „Schu­
lungsstätte für Arbeitsschutz" der Hütten- und W alz- 
werks-Berufsgenossenschaft, in der Praxis erprobte 
Anwendungsmodelle zur Verfügung stehen.

W ir stellten bereits eingangs fest: die der Psycho­
logie im Rahmen der Unfallverhütung gestellte A u f­
gabe ist die Entwicklung von Sicherheitsbewußtsein 
und -bedürfnissen im arbeitenden Menschen. Die 
angestrebte innere Umstellung oder geistig-seelische 
Neuform ierung verlangt das In-Gang-Bringen eines 
psychischen Prozesses, den w ir als „Lernen", J h
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den Erwerb neuer Verhaltensmuster bezeichnen 
können. Dieser Tatbestand ist bei allen praktischen 
Maßnahmen der Sicherheitserziehung gesehen 
worden.

Die Geister scheiden sich aber im Verständnis des 
Begriffes „Lernen". Zumeist w ird Lernen als ein 
Prozeß angesehen, in dem ausschließlich Wissen 
angeeignet w ird. Lernen ist aber nicht nur ein in­
te llektueller Prozeß. Aus dieser mangelnden Kennt­
nis seiner Psychologie resultiert dann nämlich jener 
Irrtum, daß es darau f ankomme, möglichst viel W is­
senswertes, möglichst viele Paragraphen der U nfa ll­
verhütungsvorschriften in die Köpfe zu trichtern. Der 
Mensch könne dann gar nicht mehr anders als sicher 
handeln. Dem ist nicht so, die tägliche Praxis zeigt 
es uns deutlich genug. Welche relevanten psycholo­
gischen, bislang o ft übersehenen Prinzipien leiten 
z. B. unsere Erziehungsarbeit in der „Schulungsstätte 
fü r Arbeitsschutz"? Verdeutlichen w ir den Gang der 
Dinge in einem Schema:

Reiz — Reizaufnahme —
erfordert

i

stens in kleinen Gruppen. Propagandamittel, wie 
Plakate oder sonstiges, können diesen Erfolg nicht 
erreichen, weil sie sich eben nicht an den Besonder­
heiten der Individualitäten orientieren können. Mehr 
als die Funktion gelegentlicher Erinnerungssignale 
darf von ihnen nicht erwartet werden, und selbst 
diese Rolle verschleißt sich schneller, als es uns lieb 
ist und als es von „gesundem Menschenverstand" 
angenommen wird.

Ich glaube, trotz dieser notwendig kurzen Andeu­
tungen, ist ersichtlich geworden, welche Grundprinzi­
pien den erfolgreichen Lernvorgang bestimmen.

W ie sehr diese Prinzipien nun auch den Lehrenden 
im Prozeß der Sicherheitserziehung tangieren und 
eine Revision der Auffassung seiner Aufgabe und 
Methoden verlangen, darauf kann an dieser Stelle 
nur im Vorbeigehen hingewiesen werden.

Wenden w ir uns lieber den Voraussetzungen per­
soneller Natur zu, die durch die Notwendigkeit psy-

innere Verarbeitung des Reizes —  Reaktion —
gesteuert durch

> k

braucht geeigneten genügend Gedächtnis Intellekt Interessen Affekte
Aufforderungsvalenz Raum Zeit Bedürfnisse

Bekanntheits-Charakter

Die entscheidende Station innerhalb eines Erzie­
hungsprozesses ist diejenige der „inneren Verarbei­
tung des Reizes". Sie ist gleichzeitig das Moment, 
das in den bislang praktizierten Maßnahmen der 
psychologischen Unfallverhütung zu wenig, minde­
stens aber zu einseitig zur Geltung gekommen ist. 
übliche Schulungsveranstaltungen beanspruchen fast 
nur Gedächtnis und Intellekt des zu Schulenden. Das 
Gleiche g ilt etwa fü r Sicherheitsplakate, die sich nur 
mit der Darstellung von Ge- oder Verboten befassen. 
Die individuellen Interessen, Bedürfnisse und Affekte 
werden in der üblichen Praxis entweder negiert oder 
es w ird unterstellt, daß diese psychischen Funktionen 
von der durch die Intellektschulung erworbenen Ein­
sicht gesteuert werden könnten.

Psychologisch gesehen, haben w ir hier die ent­
scheidende Tatsache vor uns, die für den geringen 
W irkungsgrad, wenn nicht gar fü r das Versagen, 
unserer auf die Beeinflussung des Menschen zielen­
den Maßnahmen verantwortlich ist. M it anderen 
W orten: jeder Lernvorgang ist nur insoweit von Er­
fo lg  begleitet, als es in ihm gelingt, die dem Ziel 
widerstandleistenden Affekte abzubauen und sta­
bile, v ita lk rä ftige  Interessen und Bedürfnisse fü r die 
Erreichung des Zieles zu aktivieren. Im Grunde ist 
dies nicht anders möglich, als durch die Begegnung 
und Aussprache von Mensch zu Mensch, oder höch-

chologischer Unfallverhütung aufgeworfen sind, also 
der Frage: wer soll das machen? In dieser Frage be­
gegnen w ir zwei landläufigen Meinungen: die eine 
ist der Ansicht, daß der gesunde Menschenverstand, 
den jeder zu besitzen glaubt, ausreicht, um, wenn 
auch nicht alle, so doch diese oder jene psycholo­
gische Aufgabe zu lösen; die andere ruft nach stren­
ger Arbeitsteilung, nach dem Einsatz von Fachleuten.

Nun, welche Erfolgschance würden Sie einem 
Operateur geben, der nur mit H ilfe seines gesunden 
Menschenverstandes eine Blinddarmoperation durch­
zuführen sich anschickt? In der Konsequenz der 
zweiten Meinung stände der psychologische Auf­
sichtsbeamte neben dem technischen. Auch darin 
kann ich keine praktikable Lösung sehen und zwar 
deshalb nicht, weil im Rahmen der Aufsichtstätigkeit 
in Betrieben technische und psychologische Probleme 
fast immer eng miteinander verfilzt auftreten.

Sicher g ib t es Gebiete, die ein entsprechendes 
Fachstudium voraussetzen. Ich denke etwa an die 
Eignungsspychologie, die Arbeits- und Berufsanalyse, 
die Überwachung und Beratung betrieblicher psy­
chologischer Maßnahmen, die Leitung ständiger be­
trieblicher oder überbetrieblicher Ausbildungs- und 
Erziehungsmaßnahmen. Hier ist der Fachmann am 
Platz.
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Ein weites Feld b le ibt trotzdem offen, das 
SAUERTEIG* in richtiger Sicht der Erfordernisse fo l­
gendermaßen umriß: „D ie Zeit, in der sich die be­
rufsgenossenschaftlichen Betriebsbesichtigungen auf 
die Behebung festgestellter Mängel beschränkten, ist 
längst vorbei. Angesichts der Bedeutung der psycho­
logischen Unfallverhütung ist es unerläßlich, daß der 
Technische Aufsichtsbeamte eingehend mit den Un­
ternehmern, Betriebsleitern, Sicherheits-Ingenieuren 
und nicht zuletzt mit dem Betriebsrat Fühlung nimmt 
und seine Anwesenheit im Betrieb dazu benutzt, den 
Unfallvertrauensmann mit seinem Aufgabengebiet 
vertraut zu machen, ihm praktische Anweisungen für 
seine Tätigkeit zu geben, ja er soll bis zum einzelnen 
Arbeiter Vordringen und auch ihn zur M itarbe it bei 
der Verhütung von Betriebsunfällen gewinnen."

Worum handelt es sich hier im Grunde? W eit 
weniger um die bloße, quantitative Erweiterung 
eines Aufgabengebietes, weitaus mehr um einen 
Stilwandel in der Arbeit der technischen Führung. 
Die psychologisch-pädagogische Aufgabe muß in 
die geistige Konzeption des Revisions-Ingenieurs als 
gleichrangig-konstituierendes Element eingehen. Das 
ist der erste Schritt in die Praxis. Die Integration des 
technischen und des psychologischen Aspektes der 
Unfallverhütungsarbeit wurde zwar schon längst als 
notwendig erkannt, aber es blieb bei der Forderung. 
Es sind bisher nur wenige Ansätze vollzogen, um 
diese Integration auch im Denken des Einzelnen vor­
anzutreiben. Und das, obwohl das Gesetz den Be­
rufsgenossenschaften die Belehrung der Versicherten
-  dahinter verb irgt sich ja die ganze psychologische 
Unfallverhütung -  gleichrangig mit der Überwachung 
und Beratung der Betriebe auferlegt. M it anderen 
W orten: bevor man sich überlegt, durch welche psy­
chologischen Aufgaben die Revisionstätigkeit erwei­
tert werden sollte, muß zuerst einmal eine gewisse 
Ausbildungs- und Überzeugungsarbeit am Ein­
zelnen geleistet werden. Ohne eingehende fach­
psychologische Beratung und Unterweisung der Re­
visions-Ingenieure w ird dabei nicht auszukommen 
sein.

Um die richtigen Beurteilungsperspektiven des 
Vorgetragenen zu sichern, kann es von Vorteil sein, 
abschließend einen Blick über den Zaun zu werfen:

* D r.-Ing . SAUERTEIG: „E inhe itliche  U n fa llve rhü tung ", 
„D ie  Berufsgenossenschaft", H e ft 7/1956.

die Forderung nach einem geistigen Strukturwandel 
der Aufsichtstätigkeit ist keineswegs nur von unge­
fähr entstanden oder im Wunschdenken einer wissen­
schaftlichen Disziplin geboren. Sie ist vielmehr die 
belegbare Folge eines Strukturwandels in der indu­
striellen W irtschaft selbst. Die bisherige A rt der A u f­
sichtstätigkeit korrespondiert ihrem Wesen nach der 
autoritär-patriarchalischen Organisationsform  unse­
rer Betriebe. Diese Organisationsart aber wandelt 
sich, wie langsam es teilweise auch gehen möge, zu 
einer neuen Form: nämlich zur Partnerschaft hin, d. h. 
neben die ökonomisch-technischen Funktionen eines 
Betriebes treten gleichgewichtig seine menschlichen 
und sozialen. Schlagworte wie M itverantwortung, 
Mitbestimmung, Betriebsklima, human relations sind 
nur die Schaumkronen einer tieferen und unaufhalt­
samen Strömung im betrieblichen Leben der Gegen­
w art und noch weit mehr der Zukunft. Es ist die Frage, 
ob w ir es uns erlauben können, diese Entwicklung 
zu ignorieren, ob w ir sie ohne Rückwirkung auf 
unsere Arbeit an uns vorbeiziehen lassen können.

Aussprache:

Herr Lesser: W ir bemühen uns um die Erziehung 
zur Sicherheit. M it Recht ist der VDRI darauf stolz, 
durch seine öffentlichen Vorträge einen Beitrag dazu 
zu leisten. W ir hörten, daß er im Vorjahr etwa
18 000 Hörer verzeichnete. Ein Teil sind aber „Arm e 
Kunden", sie kommen immer w ieder zu den Vor­
trägen. Das bedeutet aber, daß die Zahl der von 
unseren Vorträgen Erfaßten wesentlich geringer ist. 
An mindestens 16 M illionen W erktätige müßten w ir 
herankommen. Dazu würden einige tausend V ortra ­
gende nötig sein. Die haben w ir nicht, werden sie 
auch niemals haben -  selbst die Amerikaner haben 
sie nicht aufbringen können. Aber sie wußten sich 
zu helfen durch Automatisierung der Vorträge in 
Form von „Tonbildschauen" (Sound Slides), durch 
die Vortragsmaschine. Auf der „Photokina" in Köln 
konnte man sehen, wie rasch diese Kombination von 
automatischem Bildwerfer mit dem Tonbandgerät an 
Raum gewinnt. Es ist o ffenbar das ideale W erbe­
mittel. W ir werden nicht umhin können, dieses 
W erbem ittel auch fü r den Unfallschutz einzusetzen 
und die entsprechenden „Tonbildschauen" mit ge­
eigneten Themen so rasch wie möglich zu schaffen. 
Eine lohnende Aufgabe für die Zefu und die Berufs­
genossenschaften I
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IV. Filmvorführungen

„Gerüste aus Rohren"

lautet der Titel eines dreiteiligen Farbtonfilmes der 
Mannesmann Leichtbau GmbH., München, über die 
konstruktiven Eigenarten und Anwendungsmöglich­
keiten von Rohrgerüsten.

W ährend im ersten Teil nach einer historischen 
Einführung Herstellung und Verwendung der Rohre 
und Kupplungskörper sowie die Wirkungsweise des 
Ratschen- und Kontrollschlüssels gezeigt w ird, bringt 
der zweite Teil Anwendungsbeispiele von Arbeits­
und Schutzgerüsten, während der dritte Teil sich 
vornehmlich den Ingenieurbauten widmet.

Man kann den Aufbau der verschiedenen Gerüste 
vom einfachen Fassadengerüst bis zum komplizierten 
Lehrgerüst besonders gut verfolgen, weil zahlreiche 
Trickaufnahmen eingeblendet sind, die die Besonder­
heiten der einzelnen Konstruktionen verdeutlichen, 
ja sogar die Lastverteilung und den Kräftefluß im 
einzelnen Gerüstbaufeld sichtbar machen.

Von den zahlreichen Beispielen seien besonders 
erwähnt: die auskragenden Gerüstbauten an Hoch­
häusern und am W iener Stephansdom, die erst in 
großer Höhe beginnen und dam it viel Gerüstmaterial 
sparen. Außerdem aber b le ibt die Straße frei von 
verkehrsstörenden Stielen.

„Menschen im Werk"

heißt ein Tonfilm des Arbeitsringes der Arbeitgeber­
verbände der Deutschen Chemischen Industrie.

Dieser Film w ill die Grundlagen für die betrieb­
liche Menschenführung verm itteln und an Beispielen 
den Umgang mit Menschen im Betrieb demonstrieren.

In fünf Szenenabläufen werden Geschehnisse aus 
verschiedenen Betrieben gezeigt, in denen richtiges 
oder unrichtiges Verhalten sowohl bei einem Vor­
gesetzten als auch bei einem M itarbeiter liegen kann. 
Vor den Augen des Betrachters laufen Ereignisse ab, 
wie sie tagtäglich in jedem Betrieb, gleich welcher 
Größe oder Art, Vorkommen können.

In der ersten Folge wird das Verhältnis einer ä lte­
ren, etwas verbitterten Meisterin zu jungen, lebens­
bejahenden, hübschen M itarbeiterinnen besprochen. 
Sie spielt in der Abfü llabteilung einer Parfümfabrik.

In der zweiten Folge wird  ein Geschehnis aus einem 
großen Industriewerk gezeigt. Eine Gruppe von 
Arbeitern ist m it Reparaturarbeiten auf der Platt­
form eines Destillier-Turmes beschäftigt. Es geht hier 
um das Verhältnis dieser Gruppe zu einem Arbeits­
kollegen, der sich schweigsam abseits hält und nicht 
mitzieht. G rund: fam iliäre  Sorgen und Nöte.

In der dritten Folge zeigt sich ein leitender Ange­
stellter in einem mittleren W erk der chemischen In-

Die Anpassungsfähigkeit von Rohrgerüsten w ird 
besonders deutlich am Bau eines eiförmigen Atom ­
reaktors und eines trichterförm igen Kühlturmes. Von 
der Verschiebbarkeit ganzer Gerüsttürme auf kleinen 
Loren oder auf einfachen Gleitbahnen berichtet der 
Film beim Bau einer großen Fabrikhalle und bei der 
Vollendung der Autobahnbrücke im A iterta l (Öster­
reich).

W ie vielseitig Gerüste aus Rohren einsetzbar sind, 
zeigt ihre Verwendung auf den Hellingen der Schiffs­
werften. W ie sicher sie eingeschätzt werden, geht 
daraus hervor, daß große Fußgängerbrücken über 
Verkehrsknotenpunkte aus Rohren und Kupplungen 
errichtet worden sind.

So zeigt der Film, daß mit Gerüsten aus Rohren 
jede Aufgabe zu meistern ist, zumal mit wachsender 
Schwierigkeit auch die wirtschaftlichen Vorteile 
steigen.

Der Film begründet überzeugend die Behauptung, 
daß der Gerüstbau aus Rohren schnell, wirtschaftlich 
und sicher ist und damit den Anforderungen der 
modernen Bautechnik vorzüglich gerecht w ird.

dustrie, der durch seine Unruhe, Hast und Überstür­
zung alles und alle durcheinanderbringt mit dem 
Erfolg, daß er selbst einen völligen nervösen Zu­
sammenbruch erleidet.

In der vierten Folge geht es in einer Lackfabrik um 
die innere Einstellung einer Arbeitsgruppe zu ihrem 
Meister. Durch einen Gerüchte verbreitenden Arbeits­
kollegen aufgewiegelt, g laubt man, daß dieser durch 
Bestechung fü r die bevorzugte Beförderung eines 
anderen zum Vorarbeiter gesorgt habe.

In der fünften Folge hat ein elternloser Lehrling, 
der im Haushalt seiner Tante lebt, im Labor eines 
kleinen chemischen Werkes einige Okulare eines 
Mikroskopes gestohlen. Es w ird aufgezeigt, wie der 
Junge aus der verständnisarmen häuslichen Atm o­
sphäre heraus zu diesem Schritt gekommen ist und 
wie sein Meister hier helfend eingreift.

Der Film g ibt fü r diese Geschehnisse keine Patent­
lösungen und es w ird auch bewußt vermieden, durch 
allzu einfache Schwarzweißmalerei den mahnenden 
Zeigefinger zu erheben. Er soll vielmehr durch seine 
Vorführung vornehmlich vor den verschiedensten 
Kreisen betrieblicher Führungskräfte mit dazu die­
nen, Gespräche über die Beeinflussung des Betriebs­
klimas auszulösen.
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V. Jahreshauptversammlung (Mitgliederversammlung) des VD RI

am 9. Oktober 1958 im Zoofestsaal „Lindenhof", Münster/Westf.

Der Vorsitzende, Dipl.-Ing. Hans Weber, eröffnete 
um 17.10 Uhr die Jahreshauptversammlung und über­
nahm die Leitung. Er stellte fest, daß die Einladungen 
ordnungsgemäß erfo lg t waren.

Anwesend waren 118 Mitglieder.

Der Schriftführer, Dipl.-Ing. Schneider, führte die 
Verhandlungsniederschrift.

Der Vorsitzende gab folgende Tagesordnung 
bekannt:

1. Bericht des Vorsitzenden über das abgelaufene 
Vereinsjahr

2. Bericht des Schriftführers

3. Bericht des Schatzmeisters mit Voranschlag für 
das Vereinsjahr 1959

4. Bericht des Rechnungsprüfers und Entlastung 
von Vorstand, Schriftführer und Schatzmeister

5. Festsetzung des Jahresbeitrages fü r 1959

6. Bericht des Vortragsreferenten

7. Neuwahl für die ausscheidenden M itg lieder des 
Vorstandes und des geschäftsführenden Aus­
schusses

8. Festsetzung von O rt und Zeit der Jahrestagung
1959

9. Anträge der M itglieder

10. Verschiedenes

Bericht des Vorsitzenden 
Dipl.-Ing. Weber

Der Vorsitzende gab zunächst im Namen des V or­
standes bekannt, daß seit der letzten Jahreshaupt­
versammlung folgende M itglieder des Vereins ver­
storben seien:

Dipl.-Ing. Arthur Jung 

Ing. August Kalvelage 

Dipl.-Ing. Gustav Kuhn 

Dipl.-Ing. Artur Osterland 

Dipl.-Ing. Heinrich Schmidt

Dipl.-Ing. Otto Schmachtenberg

Dipl.-Ing. Gustav Singerhoff 

Dipl.-Ing. Friedrich Werkenthien

Nordwestl. Eisen- 
und Stahl-Berufs­
genossenschaft

Zefu

Berufsgenossen­
schaft der kera­
mischen und G las­
industrie

Berufsgenossen­
schaft Druck und 
Papierverarbeitung

Westfälische land­
wirtschaftliche Be- 
rufsgenossenschaft

Südd. Eisen- und 
Stahl-Berufs­
genossenschaft

Textil- und Beklei­
dungs-Berufs­
genossenschaft

Zefu

Der Vorsitzende stellte fest, daß sich die Versamm­
lung zu Ehren der Verstorbenen erhoben habe.

Anschließend sprach er den Dank des Vereins an 
den bisherigen Vorsitzenden Dipl.-Ing. Ruhe, an den 
ausgeschiedenen Schatzmeister Dr. Ing. Kaufmann 
sowie an den ausgeschiedenen Vortragsreferenten 
Dipl.-Ing. Bludau aus.

Er berichtete weiter über den Abschluß des 
Deutschen Arbeitsschutzkongresses 1957 und wies dar­
auf hin, daß nunmehr der Kongreßbericht auf Kosten 
des Vereins an alle M itg lieder versandt worden sei. 
Der nächste Kongreß 1959 werde w ieder in Düssel­
dorf in der Zeit vom 12. bis 14. November 1959 
durchgeführt. Es sei aber vorgesehen, in späteren 
Jahren den Kongreß in W iesbaden abzuhalten, 
sobald die Stadt W iesbaden über die entsprechenden 
Kongreßhallen verfügen würde. Des weiteren gab 
er Einzelheiten des geplanten Programmes bekannt, 
das -  sobald es endgültig festläge -  schriftlich allen 
M itgliedern m itgeteilt werden solle. Der Vorsitzende 
erbat ferner weitere Vorschläge zur Gestaltung des 
Kongresses 1959.

Die Veröffentlichung von Ass. Silier über „Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Technischen 
Aufsichtsbeamten" im Februar-Heft 1958 der „BE­
RUFSGENOSSENSCHAFT" habe in weiten Kreisen 
großes Aufsehen und viele W idersprüche nach sich 
gezogen. Auf Wunsch verschiedener Kollegen sei er 
bei Herrn Dr. Lauterbach, Hauptverband der ge­
werblichen Berufsgenossenschaften, vorstellig ge­
worden. Herr Dr. Lauterbach habe versichert, daß 
die Veröffentlichung nicht mit seinem W illen ge­
schehen sei. Es sei seinerzeit geplant gewesen, den 
Artike l von Ass. Silier nur zu veröffentlichen, wenn 
gleichzeitig eine Gegenschrift von Herrn Dr. P ittroff 
mit abgedruckt würde. Herr Dr. Lauterbach habe 
dann zugesagt, im April-H eft 1958 der „BERUFS­
GENOSSENSCHAFT" unter dem Abschnitt „W ir  be­
richten fü r Sie" eine Stellungnahme des Hauptver­
bandes bekanntzugeben und im M ai-Heft 1958 eine
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Entgegnung von Herrn Dr. P ittroff zu veröffentlichen. 
Darüber hinaus sei beabsichtigt, ein Obergutachten 
von Professor Schmidt, Heidelberg, anzufordern und 
dieses gegebenenfalls auszugsweise wiederum in der 
„BERUFSGENOSSENSCHAFT" bekanntzugeben. Die­
ses Obergutachten stehe noch aus.

Des weiteren berichtete der Vorsitzende über den 
Weltarbeitsschutzkongreß 1958 in Brüssel. Dort habe 
in der Zeit vom 19. bis 24. Mai 1958 der zweite 
W eltkongreß über die Verhütung von Arbeitsunfällen 
mit mehr als tausend Teilnehmern aus fast allen 
Ländern der Erde stattgefunden. 46 Länder hätten 
zu seiner O rganisation beigetragen. Dieser zweite 
Kongreß habe sich zur Aufgabe gestellt gehabt, 
insbesondere zu klären, welche Aufgaben Regierun­
gen, Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Privateinrichtungen 
und internationale Organe erfüllen und zu erfüllen 
haben.

Im einzelnen seien von den nachstehenden N atio ­
nen folgende Referate gehalten worden:

1. Rolle der Regierungen,
Bundesrepublik Deutschland.

2. Rolle der Arbeitgeber, Belgien.
3. Rolle der Arbeitnehmer, Schweiz.
4. Rolle der Organisation fü r soziale Sicherheit 

sowie der öffentlichen und halböffentlichen 
Institutionen, Porto-Rico.

5. Rolle der privaten Verbände, Holland.
6. Beitrag der Arbeitsmedizin, Frankreich.
7. Technische H ilfe auf dem Gebiet des Arbeits­

schutzes, Japan.
8. Bericht des Internationalen Arbeitsamtes über 

Untersuchungen, die nach dem ersten W e lt­
kongreß über die Verhütung von Arbeitsunfällen 
in Rom angestellt wurden, Internationales 
Arbeitsamt, Genf.

9. Kriterien fü r die Klassifizierung der Unfälle 
nach dem Grad ihrer Schwere: Feststellung des 
Grades der Häufigkeit und Schwere, Italien.

10. Bekanntgabe, Klassifizierung und Untersuchung 
von industriellen Unfällen: der o ffiz ie lle  H inter­
grund, Großbritannien.

11. Bekanntgabe, Klassifizierung und Untersuchung 
von Unfällen in der Industrie: industrieller Hin­
tergrund, Großbritannien.

12. Schulung der W erkführer auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes, USA.

Es sei hier nicht möglich, diese Vielzahl der z. T. 
sehr umfangreichen Referate mit ihren zahlreichen 
Diskussionsbeiträgen im einzelnen zu besprechen. 
Es seien daher nur einige wenige kurz genannt, 
über das schwierige Gebiet der Rolle der Regierun­
gen habe als Vertreter der Bundesrepublik Deutsch­
land Herr M in isteria ld irigent Stephany ein sehr um­
fassendes Referat über das Interesse des Staates an 
dem Schutz der A rbeitskraft sowie die geschichtliche

Entwicklung des Unfall- und Gefahrenschutzes inner­
halb der einzelnen Länder gebracht. Neben der Dar­
stellung über die praktische Durchführung des U nfa ll­
schutzes durch Gesetzgebung und sonstige M aß­
nahmen habe der Referent einen kritischen Vergleich 
zwischen einzelnen Ländern gezogen. Die abschlie­
ßend vorgetragenen Anregungen über die Arbeits­
schutzgesetzgebung, Aufsicht über den Arbeitsschutz, 
Arbeitsschutzforschung sowie Aufklärung und W er­
bung für den Arbeitsschutz seien mit starkem Beifall 
bedacht worden.

Außerordentlich zahlreich seien die Diskussions­
beiträge zu den Referaten: „Rolle der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer" gewesen. Die hier angestandenen 
Probleme seien die gleichen, wie sie in unserem 
Bereich schon seit Jahren besprochen würden. Er­
freulich sei das gegenseitige Zugeständnis sowohl 
des Arbeitnehmers als auch des Arbeitgebers, daß 
wirkliche Erfolge in der betrieblichen Unfallverhütung 
nur durch sachliche Zusammenarbeit zwischen A rbe it­
geber und Arbeitnehmer unter Ausschluß der Lohn- 
und Tariffragen zu erzielen seien.

Obgleich aus organisatorischen Gründen die 
Sprechzeit der Diskussionsredner auf vier Minuten 
habe beschränkt werden müssen, sei es nicht möglich 
gewesen, alle Redner zu W ort kommen zu lassen, 
da bei verschiedenen Referaten sich mehr als 20 
Diskussionsredner gemeldet hätten. Dieser Mangel 
an Zeit sei durchaus bedauerlich. Er ließe sich aber 
nur beheben, wenn man bei künftigen Kongressen 
die Zahl der Referate mehr als bisher einschränke. 
Nur bei weiser Beschränkung der Referate ließe sich 
die unbedingt erforderliche Zeit fü r die Aussprachen 
und damit eine Grundlage fü r die erwünschte inter­
nationale Zusammenarbeit gewinnen.

Aus allen Referaten und Diskussionsbeiträgen sei 
der Wunsch nach internationaler Zusammenarbeit 
erklungen. „D ie Unfallverhütung ist eine der höch­
sten Bestrebungen der Menschheit, einer Menschheit, 
die auf diesem Gebiet alles Trennende zurückweist, 
um hingegen die gemeinsamen Gefahren, Leiden, 
Bedürfnisse und Arbeiten hervorzuheben", dieser 
Gedanke, ausgesprochen als Schlußwort auf dem 
ersten W eltkongreß in Rom, sei das eigentliche Leit­
w ort gewesen, unter dem auch dieser W eltarbeits­
schutzkongreß gestanden habe.

So wie innerhalb der einzelnen Länder die Zu­
sammenarbeit der im Arbeitsschutz tätigen O rgan i­
sationen und Verbände nur der Unfallverhütung 
dienlich sei, so sei auch der internationale Austausch 
der Arbeitsschutzfragen fü r alle Länder eine Quelle 
neuer Anregungen.

Wenn auch durch die zeitliche und örtliche Ver­
bindung zwischen W eltkongreß und Weltausstellung 
mancher Kongreßteilnehmer zeitweilig vom Kongreß 
zur Ausstellung gelockt worden sei, so wäre dies nicht 
immer als ein Nachteil für den Kongreß anzusehen,
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denn auch die Weltausstellung habe den Blick für 
die außerhalb des Mutterlandes liegende W elt ge­
weitet und ebne damit auch den Weg zum Ver­
ständnis fü r die nationalen Belange der anderen 
Länder. Insofern seien W eltkongreß und W eltaus­
stellung einem Ziel nachgegangen.

Abschließend sei noch auf den hervorragenden 
deutschen Pavillon in der Weltausstellung hinzu­
weisen, der trotz vielfacher Kritik im Gegensatz zum 
marktschreierischen Gebaren vieler Länder in Archi­
tektur und Ausstellung überlegenes Schaffen gezeigt 
habe.

Der Deutsche Verband technisch-wissenschaftlicher 
Vereine habe zur Prämiierung hervorragender tech­
nisch-wissenschaftlicher Arbeiten einen Preis von 
2 000,- DM ausgesetzt. Er habe als Vorsitzender sich 
an alle M itg lieder schriftlich gewandt und um ent­
sprechende Einsendungen von Arbeiten gebeten. 
Bisher sei nur eine einzige Arbeit eingegangen.

Abschließend wies der Vorsitzende darauf hin, daß 
die Zusammenarbeit des Vereins mit dem Haupt­
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und den einzelnen Berufsgenossenschaften sowie den 
übrigen Arbeitsschutzvereinen und Verbänden fü r 
ihn eine der vornehmsten Aufgaben sei. Es könne 
nur den Zielen des Vereins sowie der Förderung des 
Arbeitsschutzes dienlich sein, wenn diese Zusammen­
arbeit mehr denn je ausgebaut und gepflegt würde.

Bericht des Schriftführers 

Dipl.-Ing. Schneider

Der Schriftführer erstattete seinen Bericht.

Das für den Sitz des Vorsitzenden zuständige 
Finanzamt W uppertal-E lberfeld hatte in einem Schrei­
ben vom 15. September 1958 mitgeteilt, daß zur An­
erkennung des Vereins als gemeinnützige Vereinigung 
die Satzung auf Grund der Neufassung der Gemein­
nützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 in 
einigen Punkten der Änderung bzw. Ergänzung be­
dürfe. Die steuerlich notwendigen Bestimmungen 
seien nach einer vorgelegten Mustersatzung in die 
Satzung einzugliedern.

Aus zeitlichen Gründen sei es nicht möglich ge­
wesen, der Jahreshauptversammlung einen bereits 
endgültig formulierten Satzungsänderungsvorschlag 
zur Beschlußfassung vorzulegen.

Der Schriftführer stellte daher den Antrag:

„Die Jahreshauptversammlung 1958 möge den V or­
stand ermächtigen, die durch die Auflage der Finanz­
behörde aus steuerlichen Gründen form al e rforder­
lich gewordene Satzungsänderung zu beschließen 
und herbeizuführen."

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Bericht des Schatzmeisters 

Dipl.-Ing. Feldmann

Der Schatzmeister erstattete den Kassenbericht und 
gab den Voranschlag für das kommende Vereinsjahr 
bekannt. Er berichtete weiter eingehend über die 
M itgliederbewegung im verflossenen Vereinsjahr und 
den Mitgliederstand.

M itgliederstand am 31. 12. 1957 31. 12. 1958*)

Ordentliche M itg lieder 305 318

M itgl. i. Vorb.-Dienst 5 13

A ltm itg lieder 60 70

Ehrenmitglieder 1 1

371 402

Förderer des Vereins sind zur Zeit 22 Berufs­
genossenschaften.

Rechnungsprüfung 

und Entlastung des Vorstandes

Dipl.-Ing. Strieter verlas den Bericht der nicht anwe­
senden Rechnungsprüfer Kaufmann und Biederbeck. 
Die Bücher und Belege wurden geprüft und in O rd ­
nung befunden.

Vorstand, Schriftführer und Schatzmeister wurde 
einstimmig Entlastung erteilt.

Festsetzung des Jahresbeitrages für 1959

Der Jahresbeitrag fü r 1959 wurde einstimmig 
wiederum auf DM 12,- festgesetzt.

Bericht des Vortragsreferenten 

Dipl.-Ing. Bludau

Der Vortragsreferent berichtete über die Vortrags­
tä tigkeit des Vereins in der Vortragssaison von 
O ktober 1957 bis Juni 1958 (s. N iederschrift über die 
Sitzung der Bevollmächtigten des VDRI am 9. 10. 58).

Wahlen

Satzungsgemäß wurden folgende W ahlen durch­
geführt:

Herr Bierwerth wurde einstimmig w ieder zum
stellv. Vorsitzenden gewählt.

Herr Schneider wurde einstimmig w ieder zum
Schriftführer und

*) Bei d e r D rucklegung w urden  d ie  Angaben  fü r  1958 e rgänzt.
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Herr Krome einstimmig zum stellv. Schriftführer 
gewählt.

Herr Brackel wurde in Abwesenheit als stellv. 
Schatzmeister w iedergewählt unter der Voraus­
setzung seines Einverständnisses. Für den Fall der 
Ablehnung wurde Herr Schiller (Bau-BG. Hannover) 
gewählt.

Die W ahlen treten satzungsgemäß am 1. Januar 
1959 in Kraft.

Festsetzung

von Ort und Zeit der Jahreshauptversammlung 1959

Im Jahre 1959 findet keine Jahrestagung statt, der 
VDRI ist w ieder an dem fü r Herbst 1959 vorgesehenen 
Arbeitsschutzkongreß beteiligt, fü r den bereits dessen 
vorbereitender Ausschuß Düsseldorf vorgesehen hat.

Die Jahreshauptversammlung w ird anläßlich dieses 
Arbeitsschutzkongresses abgehalten.

Der genaue Zeitpunkt liegt noch nicht fest,, er w ird 
vom Vorstand rechtzeitig bekanntgegeben.

Anträge der Mitglieder

Dr. Sommerfeld regte in einer Aussprache an, der 
VDRI möge nunmehr ernsthaft den Fragen und 
Problemen einer engeren Zusammenarbeit und eines 
engeren Zusammengehens mit anderen Arbeitsschutz­
vereinen und Verbänden näher treten. Auf seinen 
Antrag wurde beschlossen, daß ein Ausschuß, der 
aus den ehemaligen Vorsitzenden des Vereins, Herrn 
Dr.-Ing. Kremer und dem jetzigen Vorstand und ge­
schäftsführenden Ausschuß zu bilden sei, diese An­
gelegenheit beraten möge.

Der Vorsitzende w ird diesen Ausschuß zusammen­
rufen und das Ergebnis der Beratungen der nächsten 
Jahreshauptversammlung berichten.

Verschiedenes

Es wurde angeregt, der VDRI möge wieder einmal 
ein vollständigesMitglieder-Verzeichnis herausgeben.

Der Vorsitzende sagte, mit vo lle r Zustimmung der 
Anwesenden, die Herausgabe zu.

Der Vorsitzende schloß um 18.25 Uhr die Jahres­
hauptversammlung.

VI. Sitzung der Bevollmächtigten des VDRI

am 9. O ktober 1958 im Zoofestsaal „Lindenhof", Münster/Westf.

Anwesend waren-. Vorstand, Schriftführer, Schatz­
meister, 24 Bevollmächtigte bzw. deren Stellvertreter.

Der Vortragsreferent, Dipl.-Ing. Bludau, eröffnete 
um 14.20 Uhr die Sitzung und gab den Rechenschafts­
bericht über die Vortragstätigkeit des Vereins in der 
Vortragssaison von O ktober 1957 bis Juni 1958.

In 24 Orten waren Bevollmächtigte eingesetzt.

Von diesen wurden in 28 Orten

87 Vortragsveranstaltungen durchgeführt, davon

68 Veranstaltungen am Sitz der Bevollmächtigten,

19 Veranstaltungen als Ausstrahlungen in der 
Umgebung des Sitzes der 
Bevollmächtigten.

Die A rt der durchgeführten Vorträge gliederte 
sich in

13 Verbalvorträge,

56 Lichtbildervorträge,

2 Lichtbildervorträge mit Filmvorführungen,

12 Filmvorträge,

4 Experimentalvorträge.

Die Gesamtbesucherzahl der Vorträge betrug rd. 
18 700 Personen. Die Gesamtkosten der Vorträge 
betrugen DM 18 233,-. Auf einen Besucher entfielen 
somit etwa DM 1,— Unkosten.

Die Bevollmächtigten bzw. ihre Stellvertreter gaben 
die Einzelheiten über die Erfahrungen aus den 
Vortragsveranstaltungen.

Es wurde festgelegt, daß in der kommenden Vor­
tragssaison den Bevollmächtigten die gleiche Zahl 
an Vorträgen zur Verfügung steht wie in der ver­
flossenen.

Die Besetzung der Bevollmächtigtenstellen wurde 
besprochen und festgelegt (Tabelle I).

Herr Bludau scheidet mit Ab lauf des Vereinsjahres 
auf eigenen Wunsch als Vortragsreferent aus. Der 
Mitgliederversammlung soll HerrMeesmann (Bau-BG. 
Hannover) zur W ahl als Nachfolger vorgeschlagen 
werden.

Änderungen und Ergänzungen des Verzeichnisses 
der Vortragsthemen wurden besprochen (Tabelle II).

Nachdem der Vorsitzende Herrn Bludau den be­
sonderen Dank fü r seine langjährige vorbild liche 
Tätigkeit als Vortragsreferent ausgesprochen hatte, 
schloß dieser um 16.40 Uhr die Sitzung.
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VII. Tabelle I
Verzeichnis der VDRI-Bevollmächtigten und ihrer Stellvertreter

Augsburg:
Schwaben:

Berlin:

Bielefeld:

Braunschweig:

Bremen:
Emden:
Leer:

Dortmund:

Düsseldorf:

Essen:
Duisburg:

Textiling. Seyffardt 
Augsburg, Prinzregentenstr. 8/1 
Textil- u. Bekleidungs-BG

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Reuter 
Augsburg, Bismarckstr. 3 
Textil- u. Bekleidungs-BG

Dipl.-Ing. Arndt
Berlin-Wilmersdorf, Bundesallee 57/58 
Nordw. Eisen- u. Stahl-BG (Außenstelle Berli

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Gnielinski 
Berlin-Schöneberg, Wexstr. 59 
BG für Fahrzeughaltungen

Dr.-Ing. Schuboth 
Bielefeld, Flurstraße 11 
Nordd. Holz-BG

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Germershausen 
Bielefeld, Luisenstr. 7 
Nordd. Holz-BG

Dipl.-Ing. Franck
Braunschweig, Saarbrückener Str. 233 
BG der Feinmechanik u. Elektrotechnik

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Sauermann 
Braunschweig, Pestalozzistr. 7 
BG der Feinmechanik u. Elektrotechnik

Bauing. Quentin 
Bremen, Fittgerstr. 23 
Bau-BG Hannover

Dipl.-Ing. Schröder 
Dortmund, Goebenstr. 10 
Bau-BG W uppertal

Dipl.-Ing. Schüller
Düsseldorf-Benrath, Augsburger Str. 1 
Maschinenbau- u. Kleineisenindustrie-BG

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Riehle 
Düsseldorf, Karolingerstr. 29 
Maschinenbau- u. Kleineisenindustrie-BG

Dr.-Ing. Erenz 
Essen, Hoffnungstr. 2 
Hütten- u. Walzwerks-BG

Stellvertreter:
Dr.-phil. Karl
Essen, Hoffnungsstr. 2
Hütten- u. Walzwerks-BG



Frankfurt:

Hagen:

Hamburg:

Hannover:

Kassel:

Kiel:

Karlsruhe:

Köln:

Dr.-phil. W itt
Frankfurt 1, Arndtstr. 27
BG ehem. Industrie Frankfurt

Stellvertreter:
Bauing. W oltersdorf 
Frankfurt, Holbeinstr. 74 
Bau-BG Frankfurt

Dipl.-Ing. Krome 
Hagen/Westf., Rosenstr. 115 
Maschinenbau- u. Kleineisenindustrie-BG

Stellvertreter:
Bauing. Gasterstädt
Wuppertal-Elberfeld, Am Sonnenschein 46 
Bau-BG W upperta l

Dipl.-Ing. Bellwinkel
Hamburg-Volksdorf 2, Lottbeker Platz 6 
Nordd. Holz-BG

Stellvertreter:
Dr.-Ing. Tanne
Hamburg 13, Scnlankreye 9
BG ehem. Industrie Hamburg

Bauing. Meesmann 
Hannover, Geibelstr. 61/65 
Bau-BG Hannover

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Bludau
Hannover, Stresemannallee 15
BG Druck und Papierverarbeitung Wiesbaden

Bauing. Oskar Schnell 
Kassel, Sophienstr. 19 
Bau-BG Frankfurt

Stellvertreter:
Ing. Brücher
Kassel, Friedrich-Ebert-Str. 176 
BG Nahrungsmittel u. Gaststätten Mannheim

Bauing. Thierbach 
Kiei-Hassee, Uhlenkrog 25 
Bau-BG Hamburg

Dipl.-Ing. Knobloch 
Karlsruhe, Bodelschwinghstr. 9 a 
Steinbruchs-BG Hannover

Dipl.-Ing. Fischer 
Köln-Rath, Donarstr. 46 
Bau-BG W uppertal

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Mügge 
Leverkusen 1, Kalkstr. 178 
Fa. Dynamit, Troisdorf



Mainz:

Mannheim:
Ludwigshafen:

München:

Münster:

Nürnberg:

Oldenburg:
Wilhelmshaven:
Nordenham:
Delmenhorst:

Osnabrück:

Stuttgart:

Wuppertal:

Obering. Engel 
Mainz, Taunusstr. 45 
Fleischerei-BG Mainz

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Grafeneder 
Mainz, Friedrichstr. 52 
Südd. Eisen- u. Stahl-BG

Dipl.-Ing. Söldner
Mannheim, Augusta-Anlage 24
BG Nahrungsmittel u. Gaststätten Mannheim

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Osterloh
Mannheim, Augusta-Anlage 24
BG Nahrungsmittel u. Gaststätten Mannheim

Dipl.-Ing. Ruppert
Berg Nr. 5 am Starnberger See
Südd. Holz-BG München

Stellvertreter:
Dipl.-Ing. Dostler
München, Hermann-Schmidt-Str. 3
Südd. Holz-BG München

Bauing. Gönner 
Münster/Westf., Rostockweg 21 
Bau-BG W upperta l

Stellvertreter:
Bauing. Bröker 
Münster/Westf., Engelstr. 4 
Bau-BG W uppertal

Dr.-phil. M üller 
Nürnberg, Blumenstr. 15 
BG ehem. Industrie Nürnberg

Stellvertreter:
Rev.-Ing. Rack
Altenfurt b/Nbg., Bienenweg 
Bayerische Bau-BG München

Bauing. Scheder
Oldenburg i. O., Junkerburg 38
Bau-BG Hannover

Dipl.-Ing. Lambrecht
Hannover, Fundstr. 1 A
Nordw. Eisen- u. Stahl-BG Hannover

Dipl.-Ing. Frank
Stuttgart-N, Dornbuschweg 17
Textil- u. Bekleidungs-BG Augsburg

Stellvertreter:
Reg.-Baumeister a. D. Kloninger
Stuttgart, Grünewaldstr. 12
BG der Feinmechanik u. Elektrotechnik Stuttgart

Bauing. Gasterstädt
Wuppertal-Elberfeld, Am Sonnenschein 46 
Bau-BG W uppertal



VIII. Tabelle II
Verzeichnis der Vortragsthemen und Vortragenden für die VDRI-Veranstaltungen

Die nachstehenden Herren stellen sich den VDRI-Bevollmächtigten mit den folgenden Spezial-Vortragsthemen 
zur Verfügung (nähere Einzelheiten können bei den Vortragenden erfragt werden; Benachrichtigung der Vor­

tragenden mindestens 3 Wochen vor der Veranstaltung erwünscht):

Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildformat
Vortrags­

dauer 

i. Std.

Vortragender Tätig bei

1 „Unfallverhütung in Steinbruchs­
betrieben"

Reg.-Bezirk 
Koblenz und 
Wiesbaden

Dias 5 X 5 V«-i Kalff, Dipl.-Berging. 
(22b) Linz a. Rh., 
Am Sändchen 18

Steinbruchs-BG.

2 „Unfallverhütung bei Spreng­
arbeiten"

W est­
deutschland

Dias 5 X 5 1
» »

3 „Die Erfolgsursachen amerikani­
scher Unfallverhütung"

» Film 1 Vs Ruhe, Dipl.-Ing., 
Essen,
Hoffnungstr. 2

Hütten- und 
Walzwerks-BG.

4 „D ie straf- und zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit bei Arbeits­
unfällen"

iv« « »

5 „Unfallschutz an Elektrokarren" Bundesgebiet Film 1 Vs Conrad, Dipl.-Ing., 
Gevelsberg i. W ., 
Finkenstr. 7

Maschinenbau- und 
Kleineisenindustrie- 
BG.

6 „Maschinenschutz als Konstruk­
tionsaufgabe"

" Film 1 V4 " n

7 „D ie Grundlagen des modernen 
Exzenterpressenschutzes"

Nordrhein-
W estfalen,
Niedersachsen,
Hamburg

Dias 5 X 5 1 Riehle, Dipl.-Ing., 
(22a) Düsseldorf, 
Karolingerstr. 29

»t

8 „Schleifen — aber richtig" Nordwest­
deutschland

Dias 
8,5 X  10

1 V4 Krams, Dipl.-Ing., 
(20a) Höver 
über Hannover

Nordwestliche 
Eisen- und 
Stahl-BG.

9 „Schleifen -  aber mit Verstand"
"

Dias
8 ,5 X 1 0

1 V2
" »

10 „M uß der Hebezeugbetrieb 
gefährlich sein?"

// Tonfilm 
Dias 5 X 5

1 Overlach, Dipl.-Ing., 
(20a) Hannover, 
Mendelssohnstr. 31

"

11 „Unfallverhütung im 
Stahlhochbau"

Süddeutschland Dias 5 X 5 IV« Burkart, Dr.-Ing., 
Stuttgart-O., 
Haußmannstr. 4

Süddeutsche Eisen- 
und Stahl-BG.

12 „Schutzkleidung und Schutzmittel 
fü r die in der Eisen- und Me­
tallindustrie Beschäftigten"

»
Dias 5 X 5 l 1/« * *

13 „Feuer- und Explosionsschutz 
im Betrieb"

Baden, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, 
Bayern, 
W ürttemberg

Dias 5 X 5 IV«
Eitner, Dipl.-Ing., 
(22b) Speyer/Rhld., 
W ormser Str. 9 II

"

14 „U nfä lle  bei der Herstellung und 
Verwendung von Azetylen"

// Dios 5 X 5 2 * »

15 „G efahren und ihre Verhütung 
bei der Schutzgasschweißung"

Süddeutschland Dias 5 X 5 1 Liebhardt, Dipl.-Ing., 
München,
Possartstr. 10

"

16 „Bolzensetzwerkzeuge und
Unfallverhütungsvorschriften"

n Dias IV« Löffler, Dipl.-Ing., 
(13b) München, 
Bandelstr. 13

”

17 „Gefahren beim autogenen 
Schweißen und Schneiden"

Oberbayern,
Schwaben

Dias 5 X 5 1 n H
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Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildformat
Vortrags­

dauer 

i. Std.
Vortragender Tätig bei

18 „Unfallverhütung das Gebot der 
Stunde"

Bundesgebiet . i Pakusa, Dipl.-Ing., 
Mainz,
Hindenburgstr. 6

Süddeutsche Eisen- 
und Stahl-BG.

19 „Vorsicht elektrischer Strom" " Dias v u " »

20 „Unfallverhütung an Pressen und 
Stanzen"

Süddeutschland Dias 5 X 5 nach
W unsch

Zeller, Dipl.-Ing., 
(14a) Stuttgart-O., 
Haußmannstr. 4

Süddeutsche Edel- 
und Unedelmetall- 
BG.

21 „Elektrische Unfälle und ihre 
Verhütung"

Rheinland-
Westfalen

Dias 5 X 5 1V2 Bertram, Dipl.-Ing., 
(22c) Bonn, 
Kiefernweg 14

BG. der
Feinmechanik und 
Elektrotechnik

22 „U nfa ll- und Gesundheitsschutz 
beim Spritz- und Tauch- 
lackieren"

Bundesgebiet Dias 5 X 5 IV 2 » "

23 „Neue Richtlinien und Unfa ll­
verhütungsvorschriften für 
Lacktrockenöfen"

•• Dias 5 X 5 i v * "

24 „W ann w ird  Niederspannung 
220/380 Volt gefährlich?"

Nordwest­
deutschland

Dias 5 X 5 1 V2 Drenig, Dipl.-Ing., 
Braunschweig, 
Lessingplatz 13

H

25 „Rationalisierung und Unfa ll­
verhütung"

» Dias 5 X 5 V* Franck, Dipl.-Ing., 
BrGunschweig, 
Saarbrückener 
Str. 233

"

26 „Lüftung als Arbeitsschutz­
maßnahme"

" Dias IV* // "

27 „Unfä lle  durch elektrischen Strom 
(Niederspannung) und deren 
Verhütung“

Süddeutschland Dias 5 X 5 3U Kaehne, Dipl.-Ing., 
(14a) Stuttgart-S., 
Mörikestr. 3

"

28 „Unfä lle  durch elektrischen Strom 
(Hochspannung) und ihre 
Verhütung"

" Dias 5 X 5 3/ i » "

29 „Elektrische Anlagen und 
Betriebsmittel in explosions­
gefährdeten Räumen"

• Dias 5 X 5 3A » "

30 „Elektrische Unfälle und ihre 
Verhütung"

* Dias 5 X 5 IV* Sauermann,
Dipl.-Ing.,
(20b) Braunschweig, 
Pestalozzistr. 7

"

31 „Die Schutzmaßnahmen gegen 
elektrische Unfälle bei 
Arbeiten an Niederspannungs­
anlagen bis 250 Volt gegen 
Erde"

W est­
deutschland

Dias 5 X 5 IV* " "

32 „D ie Schutzmaßnahmen gegen 
elektrische Unfälle bei 
Arbeiten an Hochspannungs­
anlagen über 250 Volt gegen 
Erde"

" Dias 5 X 5 IV* Schaffer, Dr.-Ing., 
(20b) Braunschweig, 
Richterstr. 25

"

33 „U nfä lle  durch elektrischen 
Strom und deren Verhütung"

" Dias 5 X 5 IV* " "

34 „Unfallverhütung an Stanzerei­
maschinen"

Bundesgebiet Dias 5 X 5 1 Schmidt, Obering., 
(22c) Leverkusen- 
Schlebusch, 
Mauspfad 2

»
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Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildformat
Vortrags­

dauer 

i. Std.

Vortragender Tätig bei

35 „Neues über Sicherheits- und 
Rettungsgurt"

West­
deutschland

Dias V / t Schmidt, Obering., 
(22c) Leverkusen- 
Schlebusch, 
Mauspfad 2

BG. der
Feinmechanik und 
Elektrotechnik

36 „Produktivität und Sicherheit" Süddeutschland — l</2 Schneider, Dr.-Ing., 
Stuttgart-S., 
Mörikestr. 3

"

37 „Elektrischer Strom, Betriebs­
gefahren und Sicherheit"

* Dias 1V2 » "

38 „M itte l zur Unfallverhütung bei 
der Durchführung von 
Arbeiten in elektrischen 
Anlagen"

Bundesgebiet Dias 5 X 5 l>/2-2 Tauchen, Dipl.-Ing., 
Nürnberg, Oskar- 
v.-Miller-Str. 46

»

39 „Die Gefahren des elektrischen 
Stromes"

Bundesgebiet Dias 5 X 5 1V4 Zeiter, Dr.-Ing., 
(13a) Nürnberg, 
Oskar-von-Miller- 
Str. 46, II

"

40 „Unfallverhütung in USA" » Film 1V2 " n

41 „D ie Verhütung elektrischer 
Unfälle"

" Dias 5 X 5 V/2 " //

42 „Schutz gegen Röntgenstrahlen" « Dias 5 X 5 1-lVs "

43 „U n fa ll- und Gesundheits­
gefahren durch Gase, 
Dämpfe und Staube"

" Experi­
mental­
vortrag

V 1-2-2 Tanne, Dr.-Ing., 
Hamburg 13, 
Schlankreye 9

BG. der chemischen 
Industrie

44 „Unfa llgefahren und U nfa ll­
verhütung bei Holzbearbei­
tungsmaschinen"

Hamburg,
Bremen,
O ldenburg

Dias 5 X 5  
Lichtbild­
apparat 
w ird
mitgebracht

V I-i-2 Franz, Dipl.-Ing., 
(23) Bremen-Ober­
neuland, 
Landgutweg 11

Norddeutsche
Holz-BG.

45 „Unfallursachen und U nfa ll­
verhütung bei der maschi­
nellen Holzbearbeitung"

Reg.-Bezirk
Wiesbaden,
Montabaur,
Koblenz

Dias 5 X 5 2X1
oder
1X2

teirbach, Dipl.-Ing., 
(16) Frankfurt a.M., 
Am Forum 79, II

"

46 „W as ist bei der Holz­
bearbeitung gefährlich?"

"
Dias 5 X 5 W 2 •• »

47 „Neuzeitliche und unfallsichere 
Holzbearbeitung"

Dias 5 X 5 1V 2 Schultz, Dipl.-Ing., 
Bielefeld, 
Turnerstr. 5/7

"

48 „Gesetzliche Unfallversicherung 
in Finnland -  Unfallverhü­
tungsmaßnahmen besonders 
im Holzgewerbe (Ergebnisse 
einer Studienreise nach 
Finnland)"

Dias 5 X 5 I V 2

49 „Neuartige Schutzmaßnahmen an 
Holzbearbeitungsmaschinen"

N ord­
deutschland

Dias 5 X 5  
Epibilder

IV« Wichmann, 
Dipl.-Ing., 
Goslar, 
Marktstr. 23

"

50 „V or allem Sicherheit"
Unfallverhütung von deutscher 
und amerikanischer Perspek­
tive gesehen unter besonderer 
Berücksichtigung der Holz­
betriebe

Süddeutschland Dias
8 ,5 X 1 0

I V 2 Michael, Dipl.-Ing., 
Stuttgart, 
Charlottenstr. 29

Süddeutsche
Holz-BG.
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Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildform at
Vortrags­

dauer 

i. Std.

Vortragender Tätig bei

51 „W erkzeug und W erkzeugträger 
als Gefahrenquellen an Holz­
bearbeitungsmaschinen"

Süddeutschland Dias 5 X 5 1V4 Stather, Dipl.-Ing., 
München, 
Nymphenburger 
Str. 168

Süddeutsche
Holz-BG.

52 „Das Arbeiten an der Tischkreis­
säge und Fräsmaschine" " Film 1 Loisch, Dipl.-Ing., 

München, 
Nymphenburger 
Str. 168

"

53 „Unfallverhütung im graphischen 
und papierverarbeitenden 
Gewerbe"

Nordwest­
deutschland

Dias 5 X 5 1 Bludau, Dipl.-Ing., 
(20a) Hannover, 
Stresemannallee 15

BG. Druck und 
Papierverarbeitung

54 „Unfallverhütung im Druck­
gewerbe una in der Papier­
verarbeitung"

» Dias 5 X 5 1 Burgdorf, Dipl.-Ing., 
(24b) Rellingen,
Kr. Pinneberg, 
Gärtnerstr.

"

55 „Unfallverhütung an graphischen 
und papierverarbeitenden 
Maschinen"

Süddeutschland Dias 5 X 5 v u Haindl, Dipl.-Ing., 
München 19, 
Landshuter Allee 65

»

56 „Licht und Farbe vom Stand­
punkt der Unfallverhütung 
und Gewerbehygiene"

// Dias 5 X 5 1 * *

57 „Der Ingenieur und die Sicherheit 
der Textilmaschinen"

Bundesgebiet Dias 5 X  5 1 Seyffarth, 
Textil-Ing., 
Augsburg, 
Volkhartstr. 6

Textil- und 
Bekleidungs-BG.

58 „Wirtschaftliches Bauen durch 
erhöhte Betriebssicherheit"

Berlin Dias IV* Roloff, Baumeister, 
Berlin-W ilmersdorf, 
LivländischeStr.9a

Bau-BG., Hannover

59 „Bolzensetzwerkzeuge —  eine 
neue Arbeitsweise"

W est­
deutschland

Dias IV« Schneider, Dipl.- 
Ing., Dortmund, 
Karl-Zahn-Str. 5

Bau-BG.,
W upperta l

60 „Sicherheit im Schornsteinbou" " Dias 5 X 5 V h -2 Spieker, Bauing., 
(22a) Düsseldorf- 
Oberkassel, 
Teutonenstr. 2

"

61 „Sicherheits- und Rettungsgurte" Dias 5 X 5 1 « ■■

62 „Moderne Baumaschinen und 
Geräte"

Farb-
Dias 5 X 5

1V4 Weber, Dipl.-Ing.,
Wuppertal.-E.,
Victoriastr.

»

63 „Sicherheit und Verantwortung 
bei Bauarbeiten"

Dias 5 X 5 l>/4 » "

64 „Unfallgeschehen auf der 
Baustelle"

Süddeutschland Dias 5 X 5 1 Virneburg,Bauing., 
Frankfurt a. M., 
W eißfrauenstr. 10

Bau-BG., Frankfurt

65 „Baugerüste -  zweckent­
sprechend -  wirtschaftlich -  
betriebssicher"

" Film
Dias 5 X 5

l ‘ /4 * »

66 „Abbruch- und W iederaufbau- 
Arbeiten an zerstörten 
Gebäuden"

West­
deutschland

Epibilder 
6 X 9  und 
7 X  10

1 Vs-2 W oltersdorf,
Bauing.,
Frankfurt/M.-Süd, 
Holbeinstr. 74

»

67 „Vom Wesen der Unfallverhütung 
bei Bauarbeiten"

"

'

IV . v. Chossy, Tech­
nischer Direktor, 
(13b) München 12, 
Ganghoferstr. 60

Bayerische Bau-BG

68 „Unfallgeschehen bei 
Bauarbeiten"

Hessen-Pfalz Dias IV« v. Bonin, 
Reg.-Baurat a. D., 
Frankfurt a. M., 
Eysenecksfr. 41

Tiefbau-BG.,
München
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Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildformat
Vortrags­

dauer 

i. Std.

Vortragender Tätig bei

69 „W as man beim Tiefbau 
nicht sieht"

Hessen-Pfalz Dias IV* v. Bonin, 
Reg.-Baurat a. D., 
Frankfurt a. M., 
Eyseneckstr. 41

Tiefbau-BG.,
München

70 „Sicherheit auf Großbaustellen" » Dias 5 X 5 IV* » n

71 „Mensch, Maschine und 
Sicherheit im Tiefbau

Nordwest­
deutschland

Film
Dias 5 X 5

1 Fink,
Reg.-Baumeister, 
Bremen, 
Schwachhauser 
Ring 3

"

72 „Unfallverhütung bei inner­
betrieblichem Transport"

W est­
deutschland 
ohne Bayern

Dias 5 X 5 3/4 Ambrosius, Dipl.- 
Ing., (22b) Mainz- 
Gonsenheim, 
Friedrichstr. 25

Großhandels- und 
Lagerei-BG.

73 „Das Stapeln von Lasten" » Dias 5 X 5 *V 4 » »

74 „Ein Kapitel Unfallverhütung 
fü r alle Betriebe"

" Dias 5 X 5 V  4 // »

75 „Unfallschutz beim Einsatz von 
Flurförderzeugen" " Dias 5 X 5 »U // //

76 „Anschlagmittel bei Güter­
umschlag mit Hebezeugen"

Bayern Schmalfilm 
Dias 5 X 5

IV* Kesseler, Ing., 
(13b) München 15, 
Hermann-Schmid- 
Str. 2, III

"

77 „Unfallverhütung beim inner­
betrieblichen Transport" • Dias 5 X 5 1 Vs " "

78 „Unfallverhütung an Leitern" // Dias 5 X 5 1 Geißenhöner, 
Obering., 
(22c) Bonn, 
Niebuhrstr. 5

BG. fü r den 
Einzelhandel

79 „Arbeitsunfälle und Entschädi­
gungsleistungen der Berufs­
genossenschaften"

Nordwest­
deutschland

— IV* Schiedun, Direktor, 
Hannover, An der 
Markuskirche 4

BG. fü r Fahrzeug­
haltung

80 „Mensch, Maschine, 
Produktivität"

» Film IV* Prof. Dr.-Ing. 
Schwenkhagen

Techn. Akademie
Bergisch-Land,
W uppertal

81 „Arbeitspsychologie und physio­
logische Forderungen an 
Kraftfahrzeuge"

Nordrhein-
W estfalen,
Niedersachsen

Dias IV* Tope, Oberreg.- 
Baurat a. D., 
Hannover, 
Glockseestr. 35

Verband
kommunaler
Fuhrparksbetriebe

82 „Sicherheits- und Regelanlagen 
für gewerbliche und indu­
strielle Gasfeuerungen"

Bundesgebiet Dias 5 X 5 1 Panzner, Direktor, 
Dipl.-Ing.,
Herford i. W ., 
Scharnhorststr. 18

Freischaffender
Ingenieur

83 „Neue Schutzmaßnahmen an 
Pressen, Schmiedehämmern 
und beim Löschen der Arbeits­
kleidung von brennenden ' 
Personen"

Süddeutschland Schmid, Dipl.-Ing. Sicherheitsing, bei 
der Fa. Daimler- 
Benz AG.

84 „Unfallschutz einmal anders 
gesehen"

W est­
deutschland

Tonfilm IV* Steeg., Dipl.-Ing. Sicherheits­
ingenieur

85 „Gefahren durch Brände und 
Explosionen im Betrieb"

Nordrhein-
Westfalen

Dias 
8,5 X  10

IV* Mügge, Dipl.-Ing., 
Leverkusen 1, 
Kalkstr. 178

Dynamit AG, 
Troisdorf

86 „M uß Unfallverhütung teuer 
sein?"

» Dias IV* // "
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Lfd.
Nr.

Thema Bereich Bildformat
Vortrags­

dauer 

i. Std.

Vortragender Tätig bei

87 „Humor in der Unfallverhütung" Nordrhein-
W estfalen

Dias 5 X 5 l'/i Mügge, Dipl.-Ing., 
Leverkusen 1, 
Kalkstr. 178

Dynamit AG, 
Troisdorf

88 „Große W irkungen durch kleine 
Maßnahmen -  auch in der 
Unfallverhütung"

" Dias 5 X 5 1V4 » n

89 „Verkehrssicherheit auf den 
Straßen der Bundesrepublik"

W est­
deutschland

Film Vh. Ebelt, Reg.-Direktor Bundesverkehrs-
ministerium

90 „Gefahrenquellen und Unfa ll­
schutz beim Umgang mit 
Luftbereifungen"

Bundesgebiet Dias 
8,5 X  10

l'/ü Haase, Dipl.-Ing., 
Hannover

Continental 
Gummiwerke AG, 
Hannover

91 „Reifentechnische Fragen" und 
Film „Gefesselte Luft"

N ord­
deutschland

Film Ein Ingenieur der 
Deutschen Dunlop 
Gummi Compagnie 
AG., Hanau a. M.

92 „W as muß der Ingenieur und der 
Arzt vom elektrischen Unfall 
und seinen Folgen wissen?"

Bundesgebiet Dias l>/2 Dr. med. habil.
Koeppen,
W olfsburg

Leitender Arzt der 
Inneren Abt. des 
Stadtkranken­
hauses W olfsburg

93 „Praktische Staubmessungen im 
Betrieb"

W est­
deutschland

Dias l ‘/2 Hasenclever,
Dr.-Ing.

Staubforschungs­
institut Bonn

62


